
po
lit

ic
um

 11
8 

 | 
 M

ai
 2

01
5 

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
70

 ja
hr

e 
st

ei
ri

sc
he

 re
fo

rm
kr

af
t

118 | Mai 2015politicum
70 jahre
steirische reformkraft



politicum - Bestellservice

Die oben genannten Ausgaben können Sie, soweit verfügbar, zu einem Stückpreis von € 10,-  
bestellen. Wenden Sie sich bitte an:

Verein für Politik und Zeitgeschichte in der Steiermark, Karmeliterplatz 6, 8010 Graz 
Tel. 0316/60744-4350, Fax: 0316/60744-4325 
E-Mail: office@politicum.at, Internet: www.politicum.at

Sie können das politicum auch abonnieren: Für € 25,- erhalten Sie vier Ausgaben

Nr. 109  „Grenz-Erfahrungen“ 

Nr. 111  Sicherheit

Nr. 113  LH Josef Krainer sen.

Nr. 115  Wehrpflicht vs. Berufsheer

Nr. 117  energie: green dreams …

Nr. 89  Public Private Partnership

Nr. 90  Staatsreform

Nr. 91  Migration

Nr. 92  Partei 21

Nr. 93  Lebenschance Bildung

Nr. 94  Österreich-Konvent

Nr. 95  Stark für Schwach

Nr. 96  EU-Erweiterung

Nr. 97  Universitäten der Zukunft

Nr. 98  SICHER ?ist? SICHER

Nr. 99  Aussichten

Nr. 100  Zukunft
Nr. 101  Klimaschutz/Umweltpolitik 

Nr. 102  1918-Der Beginn der Republik
Nr. 103  Stadtentwicklung

Nr. 104  EURO 2008

Nr. 105  Steuerreform 
Nr. 106  Reform des Gesundheitssystems

Nr. 107  Steirische Politikerinnen 
Nr. 108  Europarat

Nr. 110  Erziehung

Nr. 112  Kulturvisionen

Nr. 114  Reformpartnerschaft

Nr. 116  Jugend & Arbeitsmarkt

VERGRIFFEN

VERGRIFFEN

• Portraits am Cover: 
Oben von links: Alois Dienstleder, Anton Pirchegger, Alfons Gorbach, Josef Krainer sen. 
Unten von links: Friedrich Niederl, Josef Krainer jun., Waltraud Klasnic, Hermann Schützenhöfer.



Steirische Volkspartei vermutlich eine der her-
aus forderndsten Perioden der jüngeren Ver-
gangenheit war. Die Steirische Volkspartei hat 
als Organisation einen großen und herausfor-
dernden Teil der Kommunikationsarbeit der  Re- 
  formen übernommen und ich kann als Lan-
despartei obmann mit Stolz  sagen: Unsere Volks-
partei mit ihren  vielen Mitgliedern, Funktionären 
und ehren amtlichen Helfern hat ihre Aufgabe 
hervorragend erfüllt.
Das vorliegende politicum blickt in sieben Kapi-
teln auf die einzelnen Jahrzehnte unserer Organi-
sation zurück, scheut aber nicht den Blick vor-
aus, der vor allem in 70 Kurzstatements von 
Steirerinnen und Steirern die Herausforderungen 
an unsere Partei in den nächsten Jahrzehnten 
umreißt. Mein Dank gilt an dieser Stelle all den 
fleißigen Köpfen und Händen, die zum Gelingen 
dieses Werkes beigetragen haben. Die Zukunft 
ist weiß-grün, wir gestalten sie weiter!
Glück auf!

Hermann Schützenhöfer
Erster Landeshauptmann-Stellvertreter der Steiermark
Landesparteiobmann der Steirischen Volkspartei

A m 18. Mai 1945 wurde im Konvents-
gebäude der Kreuzschwestern in Graz 
die Steirische Volkspartei gegründet. Die 

vergangenen 70 Jahre sind ein guter Grund zum 
 Feiern und um Rückschau zu halten. Wir wären 
aber nicht die Steirische Volkspartei, wenn wir 
diese Gelegenheit nicht auch dazu nutzen wür-
den, um den Blick in die Zukunft zu wenden, denn 
Zukunft ist das, was man zwar nicht vorhersehen, 
aber gestalten kann. Genau dieses Gestalten, das 
in der DNA unserer Partei verankert ist, ist es, was 
unsere Volkspartei so lebendig macht. 
Seit sieben Jahrzehnten prägt die Steirische 
Volkspartei, ausgestattet mit dem Vertrauen der 
Steirerinnen und Steirer, das Land. Als Bürger-
meisterpartei sind wir es, die ganz nah am Men-
schen sind – eine Volkspartei wie sie sein soll. Die 
sprichwörtlich gewordene steirische Breite ist der 
Kern unseres Wirkens, vom Bauern über den 
 Arbeiter, dem Unternehmer bis zum Professor 
sind alle vertreten und vereint unter dem Dach 
unserer Volkspartei. Das ist unsere Stärke und 
Basis für unsere Zukunft, für die Zukunft der 
Steier mark. 
Wir stehen nun am Ende einer Legislaturperiode, 
die für uns Politiker und auch für unsere   

Liebe Leserinnen  
und Leser!
Liebe Freunde 
der Steirischen 
Volkspartei!
HERMANN SCHÜTZENHÖFER
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„Autocluster“ seien als Beispiele genannt. Die 
reso lute sowie konsequente Durchsetzung von 
Landesinteressen im Bund zieht sich markant 
durch die Parteigeschichte. „Steirerblut ist kein 
Himbeersaft“ oder „in Wien mit den Leuten stei-
risch reden“ sind für Bundespolitiker keine unbe-
kannten Warnungen aus dem grünen Herzen 
Österreichs. 
Nicht nur dieses historische Wirken der Volks-
partei, auch die zeitnahen Initiativen für die Zu-
kunft des Landes, wie beispielsweise die Neu-
ordnung der Steiermark, werden in diesem poli-
ticum von sieben steirischen Wissenschaftlern 
facettenreich dargestellt. Über Perspektiven und 
Aussichten machten sich 70 Persönlichkeiten 
unterschied licher Bereiche und Generationen 
Gedanken. 
Als Landesgeschäftsführer der Steirischen Volks-
partei wünsche ich allen Leserinnen und Lesern, 
dass ihnen mit dieser Jubiläums-Lektüre ein tie-
ferer Einblick in das Wirken unserer Gesinnungs­
gemeinschaft möglich wird.

Detlev Eisel-Eiselsberg
Landesgeschäftsführer der Steirischen Volkspartei

70 Jahre Steirische Volkspartei bedeu-
ten sieben Jahrzehnte steirische 
Reformkraft: querdenken, vorden-

ken, nachdenken, innovativ und revolutionär ge-
stalten – all das liegt dieser Partei mit ihren man-
nigfaltigen Persönlichkeiten von der Geburts-
stunde an offensichtlich im Blut. 
Bereits in der intensiven Wiederaufbauphase, mit 
Fokus der Arbeit auf Verbesserung der Infra-
struktur und Ausbau des Gesundheitswesens, 
blickte man in der Parteiarbeit schon über den 
Tellerrand und machte sich mit neuartigen Kon-
zepten aus den USA vertraut. In den 70er Jah-
ren, in der Zeit der „Modellarbeit“, zeigten sich 
helle Köpfe der Partei als besonders erfindungs-
reich. Unter Einbeziehung von zahlreichen nam-
haften, aber auch jungen, noch nicht etablierten 
Experten und Bürgern als Fachleute des Alltags 
wurden Reformen weit über eine Legislaturperi-
ode hinaus für die Zukunft des Landes ent wickelt. 
Kreative, nachhaltige Projekte waren immer 
schon ein besonderes Markenzeichen der Steiri-
schen Volkspartei: Kulturinitiativen, wie der „stei-
rische herbst“, der Ausbau des Thermen- und 
Gesundheitstourismus mit der Forcierung des 
„Grünen Steiermark­Herzens“ oder auch der 

Innovativ und  
revolutionär gestalten  
liegt der Steirischen 
Volkspartei im Blut.
DETLEV EISEL-EISELSBERG
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den einzelnen Perioden gelegt werden, was sich 
auch im Titel des politicum „70 jahre steirische re-
formkraft“ wider spiegelt. Basierend auf diesen 
Beiträgen wurde parallel zur Publi kation auch ein 
gleichnamiger Film produziert.
Das 70-Jahr-Jubiläum ist aber nicht nur Anlass 
zum Rückblick, sondern es sollen auch Ausblicke, 
Hoffnungen, Wünsche an die Politik formuliert wer-
den. Dazu haben wir Persönlichkeiten der Steier-
mark aus verschiedenen gesellschaft lichen Berei-
chen und unterschiedlichen Generationen eingela-
den, mit Kurzstatements, quasi als „Geburtstags-
gruß“, in die Zukunft zu blicken. Wir danken allen 
jeweils 35 Frauen und Männern, die mit ihren fa-
cettenreichen und pointierten Beiträgen eine große 
Bereicherung für diese Publikation darstellen.
Unser Dank gilt weiters allen, die mitgeholfen ha-
ben, dass diese Ausgabe des politicum erschei-
nen konnte. Zuerst Mag. Bernd Beutl für seine 
viel fachen Ideen bei der Konzeptualisierung der 
Publikation, die Auswahl der Fotos sowie die Er-
stellung der Bildunterschriften. Großer Dank gilt 
ebenso allen Mithelfern bei der Redaktions arbeit, 
namentlich Mag.a Katharina Konschegg, Katharina 
Holzmann, Mag.a Julia Juri, Mag. Manuel P. Neu-
bauer, Mag.a Daniela Orthaber und Johann Trum-
mer sowie für die grafische Gestaltung Ed Höller.
Es ist uns eine große Freude, mit dem vorliegenden 
politicum 118 eine würdige Ausgabe anlässlich 
des 70­Jahr­Jubiläums der Gründung der Steiri-
schen Volkspartei vorlegen zu können, die einen 
konzisen, aber dennoch viele detailreiche Einblicke 
ermöglichenden Überblick über sieben Jahrzehnte 
reformorientierter Politik in der Steiermark bietet 
und gleichzeitig auch den Blick auf Herausforde-
rungen und Ansprüche der Zukunft lenkt.

2015 feiern wir das 70-Jahr-
Jubiläum entscheiden-
der Weichenstellungen 

für Österreich und die Steiermark: des Endes des 
Zweiten Weltkrieges und der Schreckensherr-
schaft des Nationalsozialismus, der Wiedererrich-
tung des selbstständigen Staates Österreich als 
einer demokratischen Republik, der ersten freien 
Wahlen in der Zweiten Republik. Staat, Republik, 
Demo kratie benötig(t)en nicht nur die Parteien als 
wesentliche Institutionen, sondern die Parteien 
und ihre politischen Vertreter waren gleichsam 
auch die Gründer des neuen Österreich. Am  
18. Mai 1945, ebenso vor 70 Jahren, wenn auch 
einige Wochen später als auf Bundesebene, 
wurde auch die steirische Landesgruppe der 
Öster reichischen Volkspartei in Graz gegründet, 
die sich (erst) in jüngerer Zeit selbstbewusst kurz 
„Steirische Volkspartei“ nennt.
Als Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirates 
wurden wir von der Steirischen Volkspartei er-
sucht, zu diesem 70­Jahr­Jubiläum ihrer Grün-
dung eine Publikation herauszugeben, die wir 
hiermit als politicum 118 vorlegen können. Die 
Publikation blickt einerseits in sieben Zehn-Jah-
res-Schritten auf die vergangenen 70 Jahre zu-
rück. Es ist uns eine Freude und Ehre, dass wir für 
diese Beiträge mit Alfred Ableitinger, Stefan Kar-
ner, Gerald Schöpfer, Wolfgang Mantl und Anita 
Ziegerhofer renommierte Historiker und Politik-
wissenschafter gewinnen konnten, denen wir für 
ihre hervorragenden, vor allem auch interpretativ-
analytischen Beiträge zu großem Dank verpflichtet 
sind. Ein besonderes Augenmerk sollte in den 
Beiträgen – als roter Faden der Publikation – auf 
die jeweilige Reformorientierung und -themen in 

KLAUS POIER / MANFRED PRISCHING  editorial

70 jahre 
steirische reformkraft 
KLAUS POIER 
MANFRED PRISCHING
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1945–1955 ALFRED ABLEITINGER

1945–1955
Vom Wiederaufbau 

zum frühen
Reformgeist

ALFRED ABLEITINGER

• „Wir sind einig!“ – 
Plakat der ÖVP 1945.
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ALFRED ABLEITINGER  1945–1955

ren soll, bedarf es zu seiner Stabilität dieser Par-
tei. Denn sie integriert katholisch-konservative 
Bauernschaft und große Teile des selbstständi-
gen und unselbstständigen Kleinbürgertums – 
mithin soziologisch und ideologisch-programma-
tisch per se unterschiedliche Schichten bzw. 
Milieus – und außerdem deren jeweiligen regio-
nalen, sogenannten „föderalistischen“ Eigensinn 
als Tiroler, Steirer usw. Dass sie als ein großes 
handlungsfähiges Gebilde fungiert, macht ihren 
systemischen Mehrwert für die kommende Re-
publik aus: Sie reduziert Komplexität auf deren 
politischen Bühnen, begünstigt pragmatisches 
Aushandeln von Kompromissen, erleichtert For-
mierung und Dauerhaftigkeit von Mehrheiten in 
den parlamentarischen Institutionen, lässt Re-
gierbarkeit des Landes erwarten. In Deutschland 
und Italien werden Parteien solchen Typs nach 
1945 mit CDU/CSU bzw. Democrazia Cristiana 
erst geschaffen und fungieren dann innen­ und 
außenpolitisch jahrzehntelang als Stabilitätsan-
ker. Im neuen Österreich kann deren Pendant 
aus der christlichsozialen Erbschaft formiert wer-
den. Zusammen mit der starken SPÖ links der 
Mitte wird die ÖVP für die Republik ein politisches 
Kapital sein, das Zinsen trägt. Allerdings müssen 
beide, noch mehr als sie jeweils programmatisch 
teilweise Neuorientierung brauchen, den Um-
gang miteinander modifizieren. Dazu sind die 
Gründerväter da wie dort entschlossen, alle wol-
len der Wiederkehr der 1920er und 1930er Jahre 
aktiv vorbeugen.

Besa tz un g  d es L a n d es

Die Zweite Republik wird Ende April 1945 von 
einer provisorischen Regierung unter Staats-

Nach Stalingrad begann das Dritte Reich 
erkennbar zu wanken, auch in Mittel-
europa zeichnete sich für aufmerksame 

Zeitgenossen das Ende des NS­Gewaltregimes 
ab. Das machte, neben vielem anderen, die 
Frage aktuell, ob das kleine Österreich von 
1918/19 wiederbelebt werden würde bzw. sollte. 
Unter denen im Land, die dem Nationalsozialis-
mus widerstrebten und/oder seine Herrschaft so 
viel wie möglich aktiv bekämpften, wurde diese 
Frage zunehmend mit „Ja“ beantwortet. Adolf 
Schärf, später von 1945 bis 1957 SPÖ-Vorsit-
zender und Vizekanzler, danach Bundespräsi-
dent, erläuterte 1943 dem deutschen Sozialde-
mokraten Wilhelm Leuschner zu dessen Überra-
schung, die Idee des „Anschlusses“ sei hierzu-
lande inzwischen tot, Österreich müsse und 
werde wieder existieren. Im Herbst 1943 prokla-
mierten auch die Großen Drei der alliierten Mächte 
dies zu  einem ihrer Ziele. 
In diesem Kontext setzten in unseren Breiten Be-
mühungen ein, eine Partei teils wieder, teils neu 
zu schaffen, die 1945 den Namen Österreichi-
sche Volkspartei bekommen wird. Für die, die 
sich dies vornahmen – die Figl und Raab, die 
Hurdes und Weinberger –, gehörte sie natur­
gemäß zu den Selbstverständlichkeiten eines 
„neuen Österreich“. Aber nicht nur sie setzten 
deren Existenz in einer „Zweiten Republik“ als 
unentbehrlich voraus. Auch die politische Linke 
kann die Wiederbelebung von Demokratie und 
Staat ohne eine starke „bürgerliche“ Partei nicht 
denken (freilich soll diese rechts von der Mitte 
nach dem Geschmack der Linken nicht konkur-
renzlos bleiben). Spätestens seit 1907 hatte eine 
solche unter dem Namen „Christlichsoziale“ als 
Massenpartei existiert. Wenn Österreich existie-

Zusammen mit der starken 
SPÖ links der Mitte wird  
die ÖVP für die Republik  
ein politisches Kapital sein, 
das Zinsen trägt.
ALFRED ABLEITINGER
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Landtage entschieden werden. Dabei bleibt 
durch Wochen strittig, wer wählen darf. Es geht 
darum, wie weit der Kreis der bisherigen NSDAP-
Mitglieder gezogen wird, die vom Wahlrecht aus-
zuschließen sind. Mit gewissen Abstufungen un-
tereinander wollen ÖVP, SPÖ und auch KPÖ den 
Kreis relativ eng halten, d.h. bloße „Mitläufer“ des 
NS wählen lassen. Das ist für die Besatzungs-
mächte ausgeschlossen, doch werden Kompro-
misse gefunden. Am 25. November kann ge-
wählt werden.

D ie erste steirisch e 
L a n d esreg ierun g

Die Steiermark ist, wie angedeutet, vom 8. Mai 
bis zum 23. Juli 1945 fast zur Gänze von der 
„Roten Armee“ besetzt.1 Noch bevor diese erste 
politische Maßnahmen setzt, hat Reinhard 
 Machold, bis Februar 1934 sozialdemokratischer 
Parteivorsitzender im Land, danach unbehelligter 
Privatmann, vom zerfallenden einheimischen NS-
System die Verwaltung des Landes provisorisch 
übernommen. Für den Nukleus einer Landesre-
gierung hat er einige Parteifreunde, aber auch 
drei Kommunisten gewonnen. De facto gibt es 
bereits SPÖ und KPÖ. Von den vormaligen stei-
rischen „Schwarzen“ ist hingegen nichts wahrzu-
nehmen. Machold sucht geradezu eine Kontakt-
person aus ihrem Segment. Ihr langjähriger Lan-
desobmann Anton Rintelen kommt nicht in Be-
tracht; er hat sich im Juli 1934 auf die Seite der 
NS-Putschisten geschlagen und dafür 1935 
„lebens länglich“ bekommen, ist 1938 aus der 
Haft quasi glanzvoll befreit und mit einem Mandat 
im NS-Reichstag belohnt worden. Karl Maria 
Stepan, 1934 bis 1938 im „autoritären Stände-
staat“ Landeshauptmann, und Alfons Gorbach, 
damals Landesführer der „Vaterländischen Front“ 
(VF), sind unbekannten Aufenthaltes; zuletzt – 
weiß man davon? – waren sie KZ-Häftlinge in 
Dachau. Stepan ist für Machold aber ohnehin 
inakzeptabel. Wer kann sonst die seinerzeitigen 
Christlichsozialen sofort in Graz repräsentieren? 
Schließlich kommt Machold auf Alois Dienstleder, 
nach Rintelen und vor Stepan 1933/34 kurzzeitig 
Landeshauptmann, immerhin der letzte vom 
Landtag demokratisch gewählte. Man macht ihn, 
kränklich wie er ist, bei den Grazer Kreuzschwes-

kanzler Renner proklamiert – mithilfe und im 
Schatten der sowjetischen Besatzungsmacht, 
die zuerst den Wiener Raum, ab 8. Mai auch die 
Steiermark weithin beherrscht. Renners Vorpre-
schen beunruhigt in den westösterreichischen 
Ländern. Auch die Westalliierten missbilligen die 
Vorgänge in Wien, sie verweigern der Renner-
Regierung anfangs jegliche Anerkennung. Es 
steht im Raum, dass das neue Österreich nicht 
Realität wird, dass durch sein Territorium eine 
Grenze zwischen Ost und West verläuft. Diese 
Eventualität belastet auch die am 17. April in 
Wien begründete Volkspartei. Sie macht in Ren-
ners Regierung mit, aber nur mit marginalem Ge-
wicht. In Tirol ist die Reserve gegen sie so stark, 
dass von Karl Gruber statt einer Landesorganisa-
tion der ÖVP zunächst eine separate „Staatspar-
tei“ geschaffen wird. Erst über den Sommer 1945 
gelangen die Siegermächte zu einem Minimal-
konsens über Österreich: Es wird in vier Besat-
zungszonen gegliedert – Wien in vier Sektoren –, 
die umgebildete und anschließend anerkannte 
Regierung Renners totaler Kontrolle durch den 
„Alliierten Rat“ der Vier unterworfen („1. Kontroll-
abkommen“). Wer Österreich bzw. seine Länder 
definitiv repräsentieren wird, soll noch im Herbst 
durch Wahlen in den Nationalrat bzw. in die 

• Gründungsobmann Alois Dienstleder.

1945–1955 ALFRED ABLEITINGER
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die Arbeiter, Angestellten und öff entlich Bediens­
teten; Schneeberger die Wirtschaft; Pirchegger 
und Hollersbacher die Bauern (inkl. der Land­
arbeiter/innen), aber nicht als Obmänner von je­
weils spezifi schen Organisationseinheiten. In 
 einem Wort: Von „Bünden“ war keine Rede, 
nament lich nicht vom traditionsreichen Bauern-
verein (bzw. seit 1935 Bauernbund), dem perso­
nellen und fi nanziellen Rückgrat der alten Christ­
lichsozialen im Land.
Das ist Dienstleders Vision von der neuen Partei, 
auch die seines unerfahrenen „Organisations-
leiters“ Karl Kober. Sie provoziert sofort massive 
Konfl ikte vor allem mit den Bauern. Zum Spre­
cher ihrer Kritik macht sich Pirchegger. Obwohl 
am 18. Mai in Graz, ist er bei den Kreuzschwes­
tern gar nicht erst erschienen. Der Widerstand 
gegen Dienstleder ist so entschieden, dass die-
ser bereits am 9. Juni eine „Erweiterung“ der 

tern ausfi ndig. Die Sowjets beauftragen Machold, 
ihn für die Landesregierung zu reaktivieren. Man 
sieht: Ohne „Schwarze“ gilt eine solche als nicht 
repräsentativ. 
Dienstleder nimmt an. Obwohl früher im „schwar-
zen“ Lager ohne viel Reputation, entwickelt er 
sofort ziemlichen Ehrgeiz. Als Vertreter der Bau-
ern bzw. der gewerblichen Wirtschaft nominiert er 
Anton Pirchegger bzw. Josef Schneeberger. Der 
erste war 1935 steirischer Obmann des „Bauern-
bundes“ geworden, des damals unter „ständi-
schem“ Vorzeichen erfolgten Zusammenschlus-
ses der katholischen und der „grünen“ Bauern, 
d.h. jene vom deutschfreiheitlichen Landbund. 
Pirchegger zögert, die Arbeit auf seinem Hof in 
Aller heiligen im Mürztal gegen eine politische 
Rolle in Graz zu tauschen, fügt sich aber dem – 
natürlich von Machold inspirierten – Wunsch der 
Sowjets, ihn in der Landesregierung zu haben. 
Schneeberger dagegen ist ein politischer „No-
body“, der sich nicht lange hält. Am 15. Mai 
„steht“ diese Regierung, Machold ist ihr Chef.

G rü n d un g  d er V olk spa rtei
in  d er S teierma rk

Die Sowjets verlangen von Dienstleder, umge-
hend die Partei formell zu gründen, die sie dann, 
neben SPÖ und KPÖ, bewilligen können. Ohne 
diesen Doppelschritt gibt es für die „Schwarzen“ 
keine Legitimation, Funktionäre und Mitglieder zu 
rekrutieren, bekommen sie weder Büroräume 
noch Papier, Telefone usw. Eile tut not. Also lädt 
Dienstleder für den 18. Mai zur „Eröff nung der 
Österreichischen Volkspartei“ (der neue Name 
der Partei, in Wien gefunden, hat sich inzwischen 
verbreitet). „ca. 60 frühere Funktionäre“ versam­
meln sich bei den Kreuzschwestern, heißt es im 
„Protokoll Nr. 1“. Man „bestellte“ eine „provisori-
sche Landesleitung“ mit Dienstleder als „Landes-
leiter“, Leskovar, Hollersbacher, Pirchegger und 
Schneeberger als Beisitzern. Außerdem wurden 
„Bezirksleitungen“ sowie „5 Hauptabteilungen in 
der Landesleitung festgelegt“. Anvisiert wird so-
mit ein räumlich und sachlich ausdiff erenzierter 
Parteiapparat mit Dienstleder an der Spitze. Alle 
anderen fungierten bloß als „Beisitzende“. Die 
außer Dienstleder Genannten vertraten zwar ir­
gendwie die relevanten Berufsgruppen: Leskovar 

• Das Gründungsdokument der Volkspartei in der 
Steiermark vom 18. Mai 1945.

ALFRED ABLEITINGER  1945–1955
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„schwarzen“ Personal im Land wenigstens an-
satzweise Krainers besondere persönliche Quali­
täten geläufi g. Keiner schien so fähig wie er, mit 
den Konfl ikten umzugehen, die Dienstleder aus­
gelöst hatte, überhaupt parteiinterne Diff erenzen 
auszubalancieren.
Am 24. Juli 1945 werden die Briten zur Besat-
zungsmacht der Steiermark. Sie etablieren ihr 
„military government“. Die Bevölkerung atmet 
auf. Die Sowjets haben teils planmäßig, z.B. bei 
Demontagen in Fabriken, teils willkürlich (mas­
senweise Vergewaltigungen, Abnahme von pri-
vaten Gegenständen wie Uhren und Fahrrädern) 
ungefähr so geherrscht, wie die „Nazi“ es an die 
Wand gemalt hatten. (Im besetzten Osteuropa, 
speziell in Russland und Polen, hatten diese es 
allerdings, wie bekannt, viel, viel schlimmer ge-
trieben.) Auch die heimische Volkspartei erwartet 
Verbesserungen für sich. Es ist bereits Krainer, 
der als ihr Sprecher im August die Umbildung der 
Landesregierung zugunsten der „Schwarzen“ 
verlangt – freilich erfolglos. Und es ist Krainer, der 
am 23. September die Steirer auf einer partei-
internen „Länderkonferenz“ in Salzburg vertritt. 
Darauf holt Dienstleder zu Gegenschlägen aus, 
vom 22. August bis 2. Oktober folgt Krisen-
sitzung auf Krisensitzung. Diese Machtkämpfe 

Landesleitung hinnehmen muss, u.a. um Josef 
Krainer. In einem Brief vom 11. Juni beschreibt 
Dienstleder dessen Rolle als die des „Obmann-
stellvertreters oder Geschäftsführers“. Die Revi­
sion der Strukturen vom 18. Mai ist schon ein 
gutes Stück geschehen.
Krainers rapider Aufstieg ist, erstens, Dienstle-
ders Vorpreschen geschuldet, d.h. dem durch 
dieses ausgelösten, akuten Handlungsbedarfes. 
Einmal als „Landesleiter“ bestellt, kann Dienstle-
der zwar nicht ohne weiteres entfernt, wohl aber 
scheibchenweise „demontiert“ werden. Zur 
Speerspitze dieser Operation taugt Krainer, weil 
er, zweitens, das Vertrauen aller derer hat – 
wenigs tens mehr Vertrauen als irgendeiner 
sonst –, die bald in den Bünden maßgeblich sein 
werden –, das Pircheggers, das Carl Lipps, der 
sehr bald Schneeberger zur Seite drängt, das 
Leskovars. Diese drei kennen Krainer aus den 
1930er Jahren, der erste aus dem Bauernbund, 
der zweite aus der Grazer Gemeindepolitik
– Krainer fungierte als Vizebürgermeister –, der 
dritte aus der Arbeiterkammer, in die Krainer, bis 
dahin Sekre tär des Landarbeiterverbandes, nach 
„autoritärer“ Eliminierung ihrer „roten“ Funktio-
näre als Präsident berufen worden war. Schon 
aus dieser Zeit waren, drittens, dem gesamten 

• Anton Pirchegger, Landeshauptmann der 
 Steiermark nach der Wahl im Herbst 1945.

• Gegründet wurde die Volkspartei in der Steiermark
im Konventsgebäude der Grazer Kreuzschwestern.

1945–1955 ALFRED ABLEITINGER
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82.758 Mitglieder, davon 55.638 im Bauernbund. 
Dieser Aufschwung scheint damit zu tun gehabt 
zu haben, dass die ÖVP, wie SPÖ und KPÖ 
auch, ab Anfang 1946 in den damals mehr als 
1.000 Kommunen des Landes Personen für die 
Gemeinderäte zu nominieren hatte (Gemeinde-
ratswahlen gab es erst ab 1950). Weil die Zahl 
der zu Entsendenden vom jeweils lokalen Wahl-
resultat des 25. November abhing, hatte die 
Volkspartei die Masse der kommunalen Manda-
tare zu rekrutieren. In den zahllosen Klein- und 
Kleinstgemeinden lief das auf bäuerliches Perso-
nal hinaus – gut für die räumliche Präsenz der 
Partei im Land, je länger desto mehr aber ein 
Problem für ihre soziale Repräsentativität, weil 
ihr Arbeiter­ und Angestelltenbund (ÖAAB) in den 
Industrieorten bis in die 1960er kaum vom Fleck 
kam.2

Als die Briten im Juli 1945 nach Graz kamen, 
diagnostizierten sie, die Volkspartei habe im Mai 
einen „bad start“ gehabt. Den hatte sie an der 
Jahreswende 1945/46 hinter sich gelassen. Ihr 
Primat im Land, Konsequenz des 25. November, 
blieb dennoch prekär. Wie angedeutet, hatte das 
nicht zuletzt mit Pircheggers Schwächen zu tun. 
Im Juli 1948 trat er, nach Meinung der Mehr- 
zahl im Parteiestablishment: endlich, zurück. Er 
schlägt Krainer als Nachfolger vor, doch irgend-
wie wird auch Landesrat Udo Illig genannt. Die 
geheime Abstimmung in der Landesparteileitung 
ergibt am 28. Juni 27 Stimmen für Krainer, nur 
sechs für Illig. Für diesen hat sich sogar der Ob-
mann des Wirtschaftsbundes, dem Illig angehört, 
nicht stark gemacht; Carl Lipp begnügte sich mit 
Schweigen.3

D er W ied era uf b a u im „ A llta g “

Womit hat sich Landespolitik im ersten Nach-
kriegsjahrzehnt vor allem zu befassen, wo setzt 
die Volkspartei ihre Schwerpunkte? Große Visio-
nen verboten sich – es sei denn, man zählt den 
Vorsatz von ÖVP und SPÖ zu ihnen, in Öster-
reich demokratische Politik zu machen und zu 
diesem Zweck auf allen Ebenen, anders als vor 
1934, mehr Kooperation zu praktizieren als Kon-
frontation. Das wird durch die Hinterlassenschaft 
von NS-Regime und Krieg nahegelegt, außer-
dem durch die den Parteien übergeordnete Ins-

münden in ein Patt. Also sucht man, jenseits von 
Dienstleder und Krainer, nach einem Dritten und 
findet ihn in Gorbach, der seit Ende Juli wieder 
in Graz ist. Am 2. November tritt er „mit allen 
Vollmachten“ an Krainers Stelle – aber die Briten 
wissen, dass die zwei (damals!) eine Achse  
bilden.

D ie V olk spa rtei ü b ern immt 
d ie F ü h run g  im L a n d

Mehrere Vorgänge im Herbst 1945 werden für 
die Geschichte der ÖVP in der Steiermark lang-
fristig maßgeblich: Erstens ist der Wahlsieg der 
ÖVP am 25. November zu nennen. In der Steier-
mark erhält sie 53 % der Stimmen (und 26 von 
damals 48 Landtagsmandaten sowie 5 von  
9 Sitzen in der Landesregierung). Das ist viel 
mehr als die Christlichsozialen selbst auf ihrem 
Höhepunkt 1923 erreicht hatten. Maßgeblich für 
diesen Triumph ist primär, dass die ÖVP in der 
Steiermark rechts der Mitte damals ohne Kon-
kurrenz ist; die „Ex-Nazi“ dürfen weder wählen 
noch kandidieren, auch die von Machold betrie-
bene Zulassung des alten „Landbund“ verwei-
gern die Briten. Ferner sind zwei Drittel der Wahl-
berechtigten Frauen, die immer schon überpro-
portional konservativ gewählt haben; im Herbst 
1945 sind außerdem viele unter ihnen, deren 
Männer oder Söhne nicht wählen dürfen, denen 
die ÖVP aber im Wahlkampf kommuniziert hat, 
dass daran SPÖ und KPÖ angeblich die „Haupt-
schuld“ tragen. 
Zweitens lösen sich weitgehend die personellen 
Querelen: Dienstleder, der noch im Dezember 
Landeshauptmann werden will, aber gegen 
 Pirchegger klar unterliegt, schaltet sich anschlie-
ßend selbst aus (und stirbt am 31. Jänner 1946). 
Gorbach, obwohl ab 1946 (bis 1962/65) Landes-
parteiobmann, optiert für die Bundespolitik. 
 Pirchegger macht, nicht nur weil er bald kränkelt, 
als Landeshauptmann keine gute Figur; ab 1947 
wird über seinen Rückzug geredet. Das alles be-
günstigt Krainers Karriere; glatt wird sie trotzdem 
nicht verlaufen. Im Dezember 1945 wird er erst-
mals in die Landesregierung gewählt.
Drittens gelingt der Partei flächendeckende 
Organisa tion im Land. Im Juni 1946, wenn sie 
ihren ersten Landesparteitag abhält, zählt sie 

ALFRED ABLEITINGER  1945–1955
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70 jahre steirische reformkraft

Ich gratuliere der Steirischen Volkspartei zum 70. geburtstag. Sie hat 
allemal einen Anlass, stolz auf das in der Vergangenheit für die Steiermark 
erreichte zu sein. Aber wie heißt es so schön: „nichts ist so alt wie das 
Parteiprogramm von gestern“. Was die SPö und die öVP in den 
schwierigen 20 Jahren nach der gründung der republik österreich für das 
Land gemeinsam in einer großen Koalition geschaff t haben, fi ndet auf 
Länderebene in der reformpartnerschaft in der Steiermark im Kleinen 
seine Entsprechung. Das macht mir Hoff nung, dass die beiden gar nicht 
mehr so großen und gar nicht mehr so einzigartigen Volksparteien beherzt 
auch unbequeme und unpopuläre themen anpacken werden, um das Land 
zukunftsfest zu machen. Noch mehr hoff e ich aber, dass die Steirer und 
Steirerinnen dies an den Wahlurnen honorieren. Dazu gehören für mich all 
die themen, die dem veränderten demoskopischen Wandel rechnung 
tragen, aber auch die, die das Leben in der Steiermark so lebenswert 
machen, u.a. die Kulturvielfalt.
ProF.In mAg.A AnnA BADorA, IntenDAntIn DeS grAzer ScHAuSPIeLHAuSeS 
unD DeSIgnIerte DIreKtorIn DeS VoLKStHeAterS In WIen

Die Steirische Volkspartei steht über die Jahrzehnte für visionäre Off enheit 
und für intelligente gestaltungskraft. Ich wünsche mir, dass sie diese 
Fähigkeiten auch weiterhin nützt, damit alle menschen – auch jene von den 
rändern der gesellschaft – auf dem Weg in die zukunft mitgenommen 
werden.
Dr.H.c. FrAnz KüBerL, DIreKtor Der cArItAS Der 
DIözeSe grAz-SecKAu

In der „Stunde null“ 1945 wurde die steirische Landesorganisation der 
„österreichischen Volkspartei (christlichsoziale)“ gegründet. zu einer zeit, 
als die Steiermark fünff ach besetzt und von Flüchtlingen überlaufen war, 
die Wirtschaft erst wieder aufgebaut werden musste und politisch die 
Weichen neu zu stellen waren. über Parteigrenzen hinweg sollte das 
miteinander gesucht werden. Das gemeinsame ganze hat nach wie vor 
größte Aktualität.
PrIV.-Doz.In Dr.In BArBArA SteLzL-mArX, StV. InStItutSLeIterIn DeS 
LuDWIg BoLtzmAnn InStItutS Für KrIegSFoLgen-ForScHung unD 
LeKtorIn An Der KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz
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70 jahre steirische reformkraft

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit eines Landes ist eng an die 
erfolgreiche umsetzung der universitären Kernaufgaben geknüpft: den 
Ausbau von grundlagen- und anwendungsbasierter Forschung sowie die 
entwicklung von Lehre und Weiterbildungsangeboten. Die Steiermark ist 
ein bedeutender „think tank“ österreichs, dessen Leistungen zum 
Fortschritt unseres Landes beitragen. Die Hohen Schulen brauchen die 
Politik als Partnerin, um diesen Wissenschaftsstandort weiter zu stärken. 
unIV.-ProF.In Dr.In cHrIStA neuPer, reKtorIn Der KArL-FrAnzenS-
unIVerSItÄt grAz

In sehr ernsten zeiten – in einer solchen leben wir – erwarten sich die 
menschen von den politischen Akteuren zusammenarbeit und 
gemeinsame Anstrengungen, um die großen Herausforderungen 
einigermaßen gut bewältigen zu können.
Hermann Schützenhöfer und Franz Voves haben gezeigt, dass so etwas 
möglich ist. Das ist eine großartige persönliche Leistung der beiden. 
Davon sollte sich die Bundespolitik ein Beispiel nehmen.
Jedenfalls: ein wertvoller Impuls für österreich!
DIPL.-Ing. Dr.H.c. JoSeF rIegLer, VIzeKAnzLer A.D.

„österreich ist ein Land, das mit größtem optimismus in seine 
Vergangenheit blickt!“ Beinahe hätte Karl Kraus Ähnliches auch über die 
Steiermark sagen können. Beinahe! Die letzten Jahre machen Hoff nung, 
dass jetzt auch die Politik die zukunft gewinnen will. Der Auftrag? 
optimistische ziele, schlanke Strukturen, ordentliche Finanzen, beste 
Wissenschaft, wettbewerbsfähige Wirtschaft, den Blick in die Welt – und 
für alles einen Plan. So bleibt die Lebensqualität bei den menschen der 
Steiermark.
Kr mAg. JocHen PILDner-SteInBurg, PrÄSIDent Der 
InDuStrIeLLenVereInIgung SteIermArK



16 politicum 118

stellt die Landesregierung in dem Band „Steiri-
sche Bewährung 1945–1955“ einiges darüber 
zusammen4, worin sich diese Not manifestierte 
und wie man gegen sie anarbeitete: kriegsbe-
dingte Zerstörungen und anschließend umfang­
reiche Demontagen durch die Sowjets vor allem 
in der Hüttenindustrie etc. auf der einen Seite – 
Zerstörungen und Demontagen zusammen wer­
den 1955 auf 2.540 Millionen Schilling beziff ert, 
gleich drei damalige Landesbudgets –, auf der 
anderen Seite gemeinsam mit der britischen 
„Property­Control“ Sicherung aller Vermögens­
werte, die das „Dritte Reich“, primär seine „Wehr-
macht“, und die NSDAP im Land hinterlassen 
haben, und bedarfsgerechte Zuteilung dieser 
Werte. Das staatliche Rationierungs- und Preis-
bildungswesen aus der Kriegszeit wird zuerst 
von den Briten fortgesetzt, dann ab November 
1945 schrittweise an heimische Dienststellen 
übertragen; dabei gelingt nur langsam die Über-
windung von Länder- bzw. „Zonenpartikularis-
mus“. Wichtig ist es, geltendes Recht durchzu-
setzen, mit eine Voraussetzung dafür, dass pri-
vatwirtschaftliche Initiativen gewagt werden: Oft 
usurpieren lokale „Versorgungsausschüsse“, zu-
meist kommunistisch gesteuert, die Kontrolle 
von Unternehmen, angeblich um Preistreiberei zu 
unterbinden; 1955 heißt es, es wäre „ein beson-
deres Verdienst“ der Landesregierung gewesen, 
in diesem Punkt trotz „starken Druckes [...] hart 
und fest geblieben“ zu sein.5 Von der Landwirt-
schaft muss verlangt werden, trotz aller Mängel, 
die sie leidet (z.B. beim Kunstdünger), gewisse 
Ablieferungsvorschriften zu erfüllen; Landes-
hauptmann Pirchegger und die Landwirtschafts-
kammer werden dabei wegen wirklicher oder 
angeblicher Versäumnisse von der Bundesregie-
rung hart kritisiert. Dieser Katalog ließe sich 
mühe los verlängern. Man sieht: Es geht um Hun-
derte administrative Details, um vertrauensvolle 
Kooperation mit der Besatzungsmacht; dabei 
spielt viel Persönliches eine Rolle, manche 
lebens lange Freundschaften entstehen.
An langfristigen Gesichtspunkten orientierte Poli­
tik gibt es ab 1945/46 aber auch, allerdings viel 
mehr in der Bundes- als in der Landespolitik: 
Zwei Verstaatlichungsgesetze gehören dazu, de­
nen die ÖVP nicht leicht zustimmt, dann die 
Richtlinien, nach denen ab 1948/49 der „Mar-

tanz des Alliierten Rates bzw. der jeweiligen regi-
onalen Besatzungsmacht. In der Steiermark för­
dern die Briten solche Kooperation, sie schätzen 
besonders Machold, später auch Krainer. Im 
Land „können“ übrigens auch die maßgeblichen 
Personen gut miteinander, Pirchegger mit Ma-
chold, Krainer mit Horvatek usw.
Der politische Alltag wird anfangs durch den 
„Kampf mit der nackten Not“ determiniert. 1955 

• Bundeskanzler Leopold Figl und Josef Krainer sen., 
ab 1948 Landeshauptmann der Steiermark.

• Udo Illig, der spätere Minister für Handel und 
 Wiederaufbau und LH Josef Krainer sen.

• Josef Krainer sen. und Bundeskanzler Julius Raab 
bei einer Besprechung.

1945–1955 ALFRED ABLEITINGER
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nen mit Vertretern der Parteien spielen bei den 
Umsetzungsprozeduren maßgeblich mit. Dabei 
kommt es selbstverständlich zu viel Dubiosem, 
die Parteien konkurrieren um Leute, die dem-
nächst wählen werden. Im Ganzen ist die Strate­
gie dennoch richtig, sie minimiert die Zahl derer, 
die dem „neuen Österreich“ gegenüber in alten 
Ressentiments verharren. Man nennt das „Ver-
söhnungspolitik“.

Seitens der ÖVP macht sich Gorbach dabei  einen 
österreichweiten Namen. Als KZ­Opfer ist er aller 
NS-Sympathien unverdächtig. Sein zentrales Ar-
gument ist übrigens keineswegs naiv oder gar 
zynisch. Man könne es durchaus als „Mangel der 
Demokratie“ auff assen, „dass ihr Gerechtigkeits­
begriff  [...] frei gehalten werden soll von Härte“, 
erst recht von Rücksichtslosigkeit und Rache, 
sagt er am 21. April 1948 im Nationalrat. Er ist 
sich des Dilemmas durchaus bewusst: Was man 
für „gerecht“ halten mag, kollidiert potenziell mit 
dem Bedarf an gesellschaftlicher Befriedung. 
(Man kennt das seit 1989 aus osteuropäischen 
Staaten, man kennt das aus Südafrika.)

shall-Plan“ bzw. das ERP-Programm implemen-
tiert wird u.a.m. Dabei spielt Prof. Wilhelm Tau-
cher, der erste Nachkriegspräsident der steiri-
schen Handelskammer, eine maßgebliche Rolle; 
er hat bereits im Mai 1945 eine fundierte Denk-
schrift über den Wiederaufbau und die zentrale 
Rolle der Steiermark in ihm verfasst.
Langfristig bedeutsam für die Steiermark ist ab 
1945 auch, wie die Grenze gegenüber Jugosla­
wien verlaufen wird. Dass die Tito-Regierung sie 
nach Norden verschoben haben will, ist bekannt. 
Das bremst selbst sehr bescheidenen Wiederauf-
bau in der strittigen Region: Die Menschen dort 
scheuen vor Engagements zurück, Investitionen 
werden unterlassen. Vollends macht sich Bestür-
zung breit, als im Jänner 1947 bekannt wird, wie 
ausgedehnte Gebietsforderungen Jugoslawien 
den „Großen Vier“ vorlegt, die damals in Moskau 
die Verhandlungen um Österreichs Staatsvertrag 
beginnen. Steirische Landespolitiker eilen nach 
Radkersburg, Spielfeld usw. um zu beruhigen; sie 
bekommen zu hören, dass die Leute ihre Dörfer 
vor deren Abtretung „anzünden“ wollen. Das Pro-
blem löst sich, weil sich 1948 die kommunisti­
schen „Bruderstaaten“ Sowjetunion und Jugosla-
wien vollkommen überwerfen; seitdem unterstützt 
Moskau Titos Begehren nicht mehr.

D er U mg a n g  mit d en  eh ema lig en  
N a tion a lsoz ia listen

Das nicht nur innenpolitisch heikelste, sondern 
auch für die Beziehungen zu den Besatzungs-
mächten sensible Thema ist der Umgang mit den 
vormaligen „Nazi“.6 Es betriff t Hunderttausende. 
Bereits seit Kriegsende gibt es eine Registrie-
rungspfl icht für sie, ihre Zuordnung zu mehreren 
Kategorien mit unterschiedlichen Rechtsfolgen, 
u.a. strafrechtliche Verfolgung vor „Volksgerich-
ten“, vorläufi ge Internierung (z.B. Lager Wolfs­
berg), Berufsverbote usw. Trotz zahlloser Kon­
fl ikte im Detail darüber ist unbestritten, dass die 
Masse der Registrierten mittelfristig reintegriert 
werden muss. Darin stimmen die Besatzungs-
mächte und alle Parteien überein. 1947 unter-
scheidet das revidierte „Verbotsgesetz“ „Minder-
belastete“ und „Belastete“. Für die ersten beginnt 
1948 eine Amnestiegesetzgebung; sie schließt 
Zuerkennung des Wahlrechtes ein. Kommissio-

• Plakat der Volkspartei 1945 mit dem Aufruf 
zur aktiven Mitarbeit.
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didaten der SPÖ, Theodor Körner, unterliegt, weil 
die Mehrheit der Wähler des „unabhängigen“ 
Burghard Breitner aus dem ersten Wahlgang 
dann für Körner optiert. Gorbach, Krainer und mit 
ihnen die Landesparteileitung der ÖVP beharren 
auf ihrer Linie: Sie sehen nicht in der „Versöh­
nung“ die Ursache des Wahldesasters, sondern 
in der schwachen Performance der Volkspartei 
innerhalb der Großen Koalition: Die ÖVP habe 
sich der SPÖ als „willfähriger Proporzpartner“ zu 
sehr ausgeliefert, sie habe den Mittelstand „am 
meisten enttäuscht“, brauche „neue Ideen und 
neue Männer“. Der „VdU müsse eingebaut wer-
den“, nicht ausgegrenzt. Erstmals gerieren sich 
die „Steirer“ als „Reformisten“. Krainer hält für 
notwendig, „in der Partei eine Westfront“ zu for-
mieren, um in der Bundes-ÖVP Änderungen zu 
erzwingen. Ob es wegen dieser Drohung oder 
unabhängig von ihr Mitte Juni 1951, fünf Wochen 
nach der Wahl, zur Designierung von Julius Raab 
anstelle Leopold Figls als Bundesparteiobmann 
kam, steht dahin. Aber die „Steirer“ der Partei 
haben angefangen, sich in ihr ein bundespoliti-
sches Profi l beizulegen.

A n  S timmen  h in ten ,  
a n  M a n d a ten  vorn e

Auf die Wählerschaft macht das vorerst keinen 
Eindruck, die Stimmung für die Volkspartei ist 
insgesamt anhaltend schlecht. Figl, in den unmit-
telbaren Nachkriegsjahren geradezu der Held im 
Umgang mit „den Russen“, ist Kanzler geblieben. 
Er und seine Partei büßen namentlich bei den 
„liberalen“ Kreisen an Prestige ein, die – durch 
gewisse, vorerst bescheidene Erfolge wirtschaft-
licher Regeneration ermutigt – fi nden, dass die 
umfassende Proporzpraxis der Regierungskoali-
tion und das in ihr endemische, „unsachliche“ 
Junktimieren von allem mit allem stärkeren Auf-
schwung blockiere. Der SPÖ tut derartige Kritik 
einstweilen nicht weh, die ÖVP bringt sie um ihre 
relative Mehrheit. Bei den Wahlen vom Februar 
1953 liegt die SPÖ nach Stimmen österreichweit, 
aber auch in der Steiermark erstmals knapp vor 
der Volkspartei; nur die Wahlkreisgeometrie rettet 
dieser in Nationalrat und Landtag jeweils ein 
Mandat Vorsprung. Im April löst Raab Figl als 
Kanzler ab. Krainer bleibt Landeshauptmann.

D ie S teirer erstma ls a ls 
in n erpa rteilich e „ R evoluz z er“

1949 ist wieder ein Wahljahr. Als eine der Konse-
quenzen von „Versöhnungspolitik“ zählt man in 
der Steiermark 147.000 mehr Wahlberechtigte 
als 1945, unter ihnen die Masse der inzwischen 
amnestierten 87.000 „Minderbelasteten“.7 Trotz 
ihres Werbens um sie erleiden ÖVP und SPÖ 
auch im Land schmerzliche Niederlagen: Die 
Volkspartei sinkt von 53 auf 42,9 % Stimmen-
anteil ab, die SPÖ von 41,6 auf 37,4 %. Eine 
neue vierte Partei, um deren Zulassung sich die 
SPÖ sehr „verdient“ gemacht hat – natürlich ist 
es, wie schon bemerkt, Interesse der „Roten“, 
dass die ÖVP rechts von ihr wieder „bürgerliche“ 
Konkurrenz bekommt –, reüssiert über Erwarten 
stark: Der VdU („Verband der Unabhängigen“) 
vereinigt im Land 94.698 Wählerinnen und Wäh-
ler, 14,54 % (in ganz Österreich 11,67 %); in Graz 
lauten die entsprechenden Zahlen sogar 29.044 
bzw. 19,9 %.
Hat sich der Gorbach­Kurs als Fehlschlag er­
wiesen? In der Steiermark kommt es innerhalb 
der Volkspartei über die Richtigkeit des einmal 
gewählten Weges kaum zu Konfl ikten. Anders ist 
es in der ÖVP-Führung in Wien. Dort gehen die 
 Wogen erst richtig hoch, wenn 1951, nach Ren-
ners Tod, gelegentlich der ersten Bundespräsi-
dentenwahl durch das Volk der VP-Kandidat 
Gleissner im zweiten Wahlgang gegen den Kan­

• Plakat zum Marshallplan in der Steiermark.

1945–1955 ALFRED ABLEITINGER



70 jahre steirische reformkraft 19

W irtsch a f tsw un d er un d   
S ta a tsvertra g

Über den „Output“ steirischer Landespolitik wäh-
rend der frühen 1950er kann hier nicht berichtet 
werden (viel von ihm bedarf erst der Erforschung). 
Die Volkspartei als Partei tat sich wenig hervor. 
Soweit Initiativen „schwarzen“ Ursprungs waren, 
kamen sie von den Mitgliedern der Landesregie-
rung, selbstverständlich stets von Krainers wach-
sender Autorität koordiniert (Krainer übernahm 
übrigens außerdem die Funktion des Klubob-
manns im Landtag). Alles in allem wurde „Politik­
Machen“ in diesen Jahren leichter. Marshall-Plan 
bzw. ERP sowie ab 1953 der „Raab-Kamitz-
Kurs“ bescherten auch Österreich sein „Wirt-
schaftswunder“. Auf allen Ebenen wuchsen die 
Budgets, „die Politik“ hatte etwas zu verteilen. 
Davon profitierte naturgemäß auch die Landes-
politik: Sie sparte bei den Verwaltungskosten, 
forcierte Gesundheits­ bzw. Bau­, Wohnungs­ 
und Siedlungswesen. Die Infrastruktur wurde 
spürbar besser: Straßen und Güterwege, Schul-
bauten (vor allem im Grenzland), Elektrifizierung 
und Wasserversorgung wurden intensiviert.
1955 gelang Raab und Co. der Abschluss des 
Staatsvertrages – ein „annus mirabilis“.

Wie schon 1949 sieht sich die ÖVP in der Steier-
mark auch 1953 als „Opfer“ der Bundespolitik. 
Tatsächlich hat sie kaum etwas falsch gemacht. 
Parteiintern ist ihr bereits 1948/49 ziemlich ge-
räuschlos gelungen, nach dem Abgang der „al-
ten“ Bauernführer Pirchegger und Hollersbacher, 
die Neubesetzung der von diesen gehaltenen 
Funktionen zu bewältigen. Dabei kommt Josef 
Wallner, schon in den späten 1930er neben Kra-
iner der „Jungstar“ im Bauernbund, zwar nicht 
mit allen seinen Wünschen ins Ziel. Aber er nimmt 
es ohne anhaltenden Groll hin, dass eine deutli-
che Mehrheit im „Landesbauernrat“ statt seiner 
Ferdinand Prirsch in der Landesregierung haben 
will (ein Teilnehmer der Sitzung attestierte dieser 
sogar: „wirklich feiner Verlauf“). Dafür wird Wall-
ner Präsident der Landwirtschaftskammer und 
Landesobmann des Bauernbundes – und bleibt 
beides für Jahrzehnte. Die ÖVP in der Steiermark 
kann von Glück reden – kaum auszudenken, was 
für Folgen es für sie als Ganze hätte haben kön-
nen, wenn innerhalb ihrer Bauern latenter „Krieg“ 
zwischen den Matadoren geherrscht hätte. Mög-
licherweise hätten selbst Krainers und Gorbachs 
Begabungen, intern auszugleichen und Balance 
zu halten, nicht hingereicht.

• Landesregierung und Mitglieder des Steiermärkischen Landtages 1948.

ALFRED ABLEITINGER  1945–1955
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gie, Wahlkämpfe zu „personalisieren“ hatte sich 
Franz Wegart, seit 1947 Landesparteisekretär 
auf dem „K 6“, in den USA vertraut gemacht. 
Gegen allerlei Skepsis, auch bei Krainer selbst, 
überzeugte er die Parteiführung, den neuen Weg 
zu wählen. Dahinter stand zudem die Erkennt-
nis, dass die traditionelle Manier der Partei, mit 
dem Publikum primär durch das Medium von 
Berufsorganisationen zu kommunizieren, voran 
durch die drei „Bünde“, zunehmend unzuläng-
lich wurde. Es brauchte Ausrichtung auf diff eren­
ziertere Zielgruppen und deren spezifi sche An­
liegen und es brauchte gleichzeitig zwecks Bün-
delung solcher Pluralisierung ein neues Mittel, 
sie zu integrieren – eine charismatische Persön­
lichkeit.
Die Landtagswahl 1957 bestätigte Wegarts inno-
vativen Ansatz: Trotz gegenüber 1956 rund 8.000 
weniger gültigen Stimmen erzielte die „Krainer-
Volkspartei“ knapp 2.000 mehr, ihr Stimmenab-
stand zur SPÖ im Land stieg von 11.000 auf 
19.000. Im Landtag kam sie auf 24 von 48 Man-
daten (plus 3), in der Landesregierung eroberte 
sie die 1949 verlorene absolute Mehrheit (5 zu 4) 
zurück. Dabei sollte es 33 Jahre lang bleiben – 
weit über Krainer sen. hinaus.

Von dem allem schrieb das Publikum vieles der 
Volkspartei gut. Die Stimmung für sie wurde 
merkbar günstiger. Der Zerfall des VdU leistete 
dazu seinen Beitrag. So wagte Raab dann 1956 
vorgezogene Neuwahlen des Nationalrates. Er 
gewann acht Mandate, die SP nur eines, die 
FPÖ, Nachfolgerin des VdU verlor acht. Die ÖVP 
lag wieder deutlich voran; auch in der Steiermark 
legte sie fast fünf Prozentpunkte zu.

I n n ova tiver W a h lk a mpf

Das hatte sich abgezeichnet. Trotzdem vermied 
es die ÖVP in der Steiermark – wie im Beitrag 
zum nächsten Jahrzehnt noch näher darge-
stellt –, zugleich mit dem Nationalrat den Land-
tag neu wählen zu lassen. Sie brach mit einem 
seit 1920 praktizierten Usus. Ursache dafür 
 waren erstmals moderne, statistisch valide 
Umfrage werte, die Gallup ermittelt hatte. Sie 
versprachen der Volkspartei noch größere Zu­
stimmung, wenn sie Nationalrats- und Land-
tagswahl entkoppelte und die zweite als „Krai-
ner-Wahlen“ inszenierte; Krainers Werte, sagte 
Gallup, lagen noch deutlich höher als die  
ohnehin günstigen für die Partei. Mit der Strate-

1945–1955 ALFRED ABLEITINGER

1 Die anschließende Darstellung folgt Alfred Ableitinger: 
Startschwierigkeiten, Triumph und Krisen 1945–1948, in: 
Alfred Ableitinger/Bernd Beutl (Hg.): 60 Jahre Steirische 
Volkspartei. Für die Steiermark Partei ergreifen. Graz 
2005, 13–38; bzw. Alfred Ableitinger: Die Ära Josef Kra-
iner sen. 1948–1971, in: ebda., 53–82 (de facto nur bis 
73). In diesen Texten fi nden sich alle Quellen­ und Litera­
turnachweise, auf deren Wiederholung hier verzichtet 
werden kann. Vgl. aber die wichtige Korrektur einer Aus-
sage von 2005 unten in FN 3.

2 Vgl. Alfred Ableitinger: Graz ist anders. Wahlen in der 
Steiermark zwischen 1956 und 1965 mit Blick auf die 
ÖVP, in: Hedwig Kopetz/Joseph Marko/Klaus Poier (Hg.): 
Festschrift für Wolfgang Mantl zum 65. Geburtstag. 
Wien/Köln/Graz 2004, 703–723.

3 Dieses Detail wird hier festgehalten, um einen schweren 
Fehler zu korrigieren, der im Text meines ersten Beitrages 
von 2005 unterlaufen ist. Auf S. 35 f. von „60 Jahre Stei-
rische Volkspartei. Für die Steiermark Partei ergreifen“ 
(vgl. oben FN 1) heißt es dort: „[…] auch Illig wird vorge­
schlagen. Dass Lipp, der Wirtschaftsbundobmann, zu 
diesem Vorschlag schweigt, ist für jedermann als Distan-

zierung von Krainer zu werten.“ Selbstverständlich war es 
Distanzierung von Illig! – Wie der sinnentstellende Irrtum 
geschehen konnte, ist mir nicht mehr erinnerlich.

4 Steirische Bewährung 1945–1955. Zehn Jahre Aufbau
in der Steiermark. Festschrift hg. von der Steiermärki-
schen Landes regierung anläßlich des zehnten Jahresta-
ges der Beendigung des zweiten Weltkrieges. Graz 1955.

5 Steirische Bewährung 1945–1955 (FN 4), 21–28 („Kampf 
mit der nackten Not“); siehe die erwähnten Zahlen von 
1955 auf S. 99 bzw. 87, die Sicherungsmaßnahmen (im 
Kapitel „Mittelbare Bundesfi nanzverwaltung“) auf S. 94–
99, „Zonenpartikularismus“ bzw. Versorgungsausschüs se 
auf S. 103 f.

6 Zu steirischen Spezifi ka vgl. Edith Marko­Stöckl: Die For­
mierung des steirischen Parteiensystems 1945–1953. 
Die Konkurrenz um die „Ehemaligen“, in: Siegfried Beer 
(Hg.): Die „britische“ Steiermark 1945–1955. Graz 1995, 
insb. 62–68.

7 Etwas abweichende Zahlen bei Marko­Stöckl, Parteien­
system (FN 6), 66: Von 91.026 im Land qua „Verbots­
gesetz“ Regis trierten wurden 84.982 als „minderbelastet“ 
eingestuft, 6.044 als „belastet“.
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• Wahlkampf im Jahr 1945: Plakatwand mit Sujets der wahlwerbenden Parteien.
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1955–1965 STEFAN KARNER

1955–1965
Die „langen 50er 

Jahre“
STEFAN KARNER

• Der Österreichische Staatsvertrag 1955 mit den Unterschriften der Außenminister und Hochkommissare 
 Großbritanniens, Frankreichs, der USA und der UDSSR sowie des österreichischen Außenministers Leopold Figl.
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sen. und dem sensiblen und weltoffenen Kul­
turpolitiker Hanns Koren, auch in relativer 
 Ak kor dierung mit den steirischen Sozialdemo-
kraten, vor allem unter Alfred Schachner-Blazi-
zek. Das Dreieck konnte wesentliche Akzente 
der steirischen „Innen“-, „Außen“- und Kultur-
politik setzen. 
Korens avantgardistische Kulturpolitik, obwohl 
zuerst vielfach abgelehnt, wurde Teil der steiri-
schen Identität als einer Symbiose von Weite, 
Enge und Tiefe, von Tradition und Moderne.
Neben den innerparteilichen Aufgaben und Anlie-
gen hatte die ÖVP in der Steiermark in dieser, für 
das Land entscheidenden Phase zwischen dem 
konservativen Paradigma der 1950er Jahre und 
dem gesellschaftlichen Aufbruch Ende der 
1960er Jahre, der in der 68er-Bewegung seinen 
sichtbaren Ausdruck fand, mehrere Aufgaben zu 
bewältigen:
– die Forcierung und den Abschluss des Wie-

deraufbaus;
– den Aufbau einer Nachbarschaftspolitik, um 

aus der geografischen Isolation heraus zu 
kommen;

– eine Belebung und Stärkung des steirischen 
Grenzlandes, um eine Abwanderung aus den 
südlichen und östlichen Gebieten des Landes 
zu verhindern;

– einen Brückenschlag zu den europäischen 
wirtschaftlichen Zusammenschlüssen, vor 
 allem der EWG und der EFTA; 

– eine Integration des kritischen, intellektuellen 
und künstlerischen Potenzials, wie es sich vor 
allem an den Hochschulstätten zeigte.

Eine Darstellung der ÖVP in dieser Phase hat da-
her die Interdependenz von Landespolitik und 

Die Erfahrungen mit der sowjetischen und 
vor allem britischen Besatzung be-
stimmten bis 1955 wesentlich das 

 politische System des Landes in den „langen“ 
50er Jahren, die in der Steiermark eigentlich erst 
mit der „68er-Bewegung“ zu Ende gegangen 
waren.1 
Der Staatsvertrag 1955, die entscheidende 
 Zäsur, zehn Jahre nach dem Kriegsende, der Ab-
zug der britischen Besatzer, die Rückkehr der 
letzten Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion 
erzeugten ein erstes Stimmungshoch. Man war 
wieder Herr im eigenen Haus geworden und 
wollte gemeinsam den wirtschaftlichen und geis-
tigen Wiederaufbau gestalten, Fehler der 1930er 
Jahre nicht mehr wiederholen, wenn sich auch 
da und dort die konfrontative, destruktive politi-
sche Kultur der Ersten Republik, etwa in der 
Konkordanzdemokratie oder im Lagerdenken, 
zeigte. Die Sozialpartnerschaft und die Fortset-
zung des Proporzes zwischen den Großparteien 
boten für eine neue politische Kultur ein akzepta-
bles Mittel. 
Wirtschaftswunder, Aufbau, Marktwirtschaft, 
Fortschritt, Sozialpartnerschaft und Leistungsbe-
reitschaft prägten mehr oder weniger auch die 
politischen Denkmuster der zwei großen Parteien 
im Lande. Das Gefühl des Aufschwungs konnte 
den Menschen glaubhaft vermittelt werden: das 
erste Motorrad, das erste Auto, die Garage als 
Zubau zum Einfamilienhaus, die erste Waschma-
schine für den Haushalt, der erste Urlaub an der 
Adria.
Das Dreiparteiensystem der Steiermark von ÖVP, 
SPÖ und des wesentlich kleineren VdU (ab 1956 
FPÖ)2 dominierte die Volkspartei mit Josef  Krainer 
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Zu den Kennzeichen steirischer 
ÖVP-Politik gehörte neben der 
Betonung der Kultur und der 
Wegbereitung einer viel beach-
teten Avantgarde die Suche 
nach einer Begegnung mit den 
Nachbarn über ideologische 
und politische Grenzen hinweg.
STEFAN KARNER
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Nach der Neutralitätserklärung Ungarns began-
nen am 4. November schwere Kämpfe zwischen 
sowjetischen Truppen, ungarischen Freischärlern 
und Armee-Einheiten, in deren Verlauf die unga-
rische Freiheitsbewegung niedergewalzt wurde. 
40.000 politische Gegner wurden interniert, 
180.000 Ungarn flüchteten nach Österreich, da-
von über 16.000 in die Steiermark. In etwa 140 
steirischen Auffanglagern, in Kasernen und Bun-
desquartieren, in Tausenden Privatquartieren und 
Schlafstellen hatte man die Flüchtenden unter-
gebracht.
Jeder zehnte von ihnen ließ sich im Land nieder. 
Unter ihnen etwa die ungarische Eiskunstlauf-
Meisterin Nadine Szilassy und zahlreiche Studen-
ten, die hier ihr Studium abschlossen, wie der 
Architekt Jenö Molnar oder die Ärzte Judith 
Bärn thaler und Bela Farkas (Stolzalpe).

L a n d ta g sw a h l 1 9 5 7

Kaum waren die größten Probleme mit den un-
garischen Flüchtlingen behoben, ging es um die 
Neuzusammensetzung des Landtages in der 
Wahl am 10. März 1957. Die ÖVP war wegen 
des schlechten Abschneidens vier Jahre zuvor 
nervös, die SPÖ angriffslustig, die KPÖ nur noch 
in den größeren Industriestädten der Obersteier-
mark sichtbar. Das große Fragezeichen war die 
FPÖ, die erstmals zu einer landesweiten Wahl 
antrat. Zudem sollte der Landtag, wie schon der 
Nationalrat, auf Wunsch der SPÖ vorzeitig für die 
ersten Neuwahlen „in Freiheit“ aufgelöst werden. 
Landeshauptmann Krainer, der gerade seine 
erste USA-Reise absolvierte, unterbrach seinen 
Amerika­Besuch, eilte zurück nach Graz, um in 
jedem Fall eine gleichzeitige Durchführung von 
Nationalrats- und Landtagswahl zu verhindern. 
Er hatte diese Linie – trotz anfänglicher Wider-
stände, auch aus den eigenen Reihen und nach 
dem ÖVP-Erfolg bei der Nationalratswahl 1956 
– gemeinsam mit Landesparteisekretär Franz 
Wegart3 durchgesetzt: „Das ständige Anhängen 
der Landtagswahlen an Nationalratswahlen ver-
wischt der Bevölkerung gegenüber die Beson-
derheiten der Landespolitik und schadet damit 
dem föderativen Gedanken; wem es damit ernst 
ist, der muß auch darnach handeln, d.h. der Be-
völkerung Gelegenheit geben, im Allein gang über 
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Parteipolitik zu beachten. Gerade diese Wech-
selwirkung, die zeitweise auch ein hoher Grad an 
Identifikation von Partei und Land war, hatte die 
ÖVP auch durch so viele Jahre zur stärksten 
Kraft im Land gemacht.
Zunächst galt es jedoch, die Folgen einer Ent-
wicklung zu meistern, die sich im benachbarten 
Ungarn nur ein Jahr nach dem Staatsvertrag dar-
gestellt hatte. Mit einem Schlag wurde deutlich, 
in welcher sensiblen Randlage man sich befand. 
Im Osten teilte der „Eiserne Vorhang“ zu Ungarn, 
praktisch in Sichtweite vom Grazer Schloßberg, 
Europa in Ost und West. Im Süden war die 
Grenze zum kommunistisch geführten Jugosla-
wien eine ideologische und vielfach historisch 
belastete Barriere.

D ie U n g a rn -K rise 1 9 5 6

Im Spätherbst 1956 flüchteten Tausende Ungarn 
in die Steiermark. Es galt blitzschnell für sie Not-
quartiere und Verpflegung zur Verfügung zu stel-
len; im Spätherbst 1956, zu einer Zeit, als die 
Steirer selbst vielfach nur das Notwendigste zum 
Leben hatten. Doch die Menschen, besonders in 
der Oststeiermark, zögerten keinen Augenblick, 
die Flüchtlinge unterzubringen und zu versorgen.
Ungarn war bald nach Kriegsende sozialistisch-
planwirtschaftlich ausgerichtet, die Landwirt-
schaft kollektiviert, die Betriebe verstaatlicht, die 
zahlreichen Parteien verboten, jegliche Opposi-
tion zu den Kommunisten verfolgt und das Land 
kommunistisch geführt worden. Moskau be-
stimmte die Politik in Ungarn. Dennoch waren 
große Teile der ungarischen Bevölkerung gegen 
die sowjetische Herrschaft im Lande, traten für 
freie Wahlen, für die Verwirklichung von westli-
cher Demokratie, für die Entlassung und Rehabi-
litierung aller politischen Häftlinge, für Meinungs-, 
Rede- und Pressefreiheit und nicht zuletzt für den 
Abzug der sowjetischen Truppen aus Ungarn ein. 
Es kam zu Kundgebungen, Manifestationen, De-
monstrationen und zu einem Generalstreik. Imre 
Nagy, ein Kommunist der ersten Stunde, 1917 
noch im Erschießungskommando des russi-
schen Zaren in Jekaterinburg, hatte eine Kehrt-
wendung gemacht, wurde Ministerpräsident und 
galt als Hoffnungsträger einer neuen, von Mos-
kau abgewandten, sozialistischen Politik.
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Das Ergebnis der Landtagswahl zeigte als Haupt-
gewinner die ÖVP, die mit 46,6 % der Stimmen 
und 24 Mandaten ihren Mandatsvorsprung auf 
die SPÖ ausbauen konnte. Die SPÖ schaffte 
43,6 % der Stimmen und 21 Mandate. Deutlich 
unzufrieden äußerte sich daher Parteivorsitzen-
der Reinhard Machold: „Diese Wahlen [...] zeitig-
ten ein für uns unbefriedigendes Ergebnis.“6 Die 
Hoffnung, aus dem Schatten der ÖVP zu treten, 
erfüllte sich nicht. Auch die erstmals kandidie-
rende FPÖ blieb deutlich gegenüber dem VdU 
zurück, brachte es nur noch auf 6,7 % der Stim-
men und drei Abgeordnete im Landtag und flog 
aus der Landesregierung.
Dies war auch die entscheidende Veränderung 
der Wahl. Die Volkspartei hatte nunmehr mit fünf 
Landesräten auch die absolute Mehrheit in der 
Landesregierung. Neuer ÖVP-Landesrat für Kul-
turpolitik wurde – auch auf Druck des CV und der 
Katholischen Aktion – Hanns Koren.7 
Der steirische Wahlerfolg gab der ÖVP auch für 
die Bundespräsidentenwahl drei Monate später 
Hoffnung, erstmals gegen die Gleichgewichtspa-
role erfolgreich zu sein und die Wahl zu gewin-
nen. Gemeinsam mit der FPÖ hatte man den 
parteilosen Arzt Wolfgang Denk aufgestellt und 
hoffte, mit ihm eine breite Wählerallianz von 
christlichen, bürgerlichen bis zu den nationalen 
Gruppen bilden zu können. Auch die SPÖ hatte 
mit ihrem Kandidaten, Vizekanzler Adolf Schärf, 
der noch im Jahr zuvor als Kanzlerkandidat im 
Wahlkampf gewesen war, versucht, an einen Teil 
des rechten Wählerspektrums heranzukommen. 
An den Wirtshaustischen hörte man die Parole: 
„Wer einmal schon für Adolf war, wählt Adolf 
auch in diesem Jahr.“ Ein entsprechendes Plakat 

die Landespolitik zu entscheiden“, wurde die 
ÖVP-Position festgelegt und, bis auf die auch 
prompt verlorene Wahl 1995, auch in den folgen-
den Jahren eingehalten.
Zudem wollten SPÖ und VdU den belasteten, 
ehemaligen Nationalsozialisten das aktive, den 
Minderbelasteten das passive Wahlrecht zurück-
geben. Eine Forderung, der sich auch die Volks-
partei nicht verschließen wollte.
Ein zusätzlicher Knackpunkt wurde der neue 
amtliche Stimmzettel, auf dem alle wahlwerben-
den Parteien in alphabetischer Reihenfolge auf-
gelistet wurden. Um nicht hinter die Sozialisten 
gereiht zu werden, setzte die ÖVP ein „Die“ vor 
den Parteinamen, was Landeshauptmann Krai-
ner seitens der SPÖ eine, allerdings erfolglose, 
Ministeranklage einbrachte.4

Die ÖVP fertigte erstmals für eine Wahl Redner-
skizzen an, die den Funktionären als Wahlbehelf 
dienten und eine einheitliche Argumentationslinie 
sichern sollten: Die ÖVP als die staatstragende 
Partei (Staatsvertrag, Raab­Kamitz­Kurs), die 
steirische Eigenständigkeit (eigener Wahltermin), 
die Betonung der ÖVP-Leistungen in der Landes-
politik (Förderung von Wohnbau, Gewerbe, Kultur 
und Landwirtschaft) sowie eine scharfe Abgren-
zung zur SPÖ: „Sie versuchen zugleich Regie-
rungspartei und Opposition zu spielen und durch 
Störung des wirtschaftlichen Gleichgewichtes 
jene Not und jenes Elend zu schaffen, in dem der 
Marxismus allein gedeihen kann. Die Marxisten 
sind die Partei der Not.“5 Die FPÖ war zu scho-
nen. Krainer selbst wurde, in einer Art erstem Per-
sönlichkeitswahlkampf nach US­Muster, als Lan-
deshauptmann für alle Steirer, als Sinnbild einer 
breiten Zusammenarbeit dargestellt.
Die Propaganda der SPÖ war nach ihrem ideo-
logischen Spektrum gefächert und auf die 
Stammwählerschaften ausgerichtet. Sie strich 
die Leistungen der verstaatlichten Industrie in der 
Obersteiermark hervor, propagierte mehr Staat 
und weniger Privat. Mit Norbert Horvatek an der 
Spitze machte sich die SPÖ auch zur Verfechte-
rin des neuen Stimmzettels und verquickte sich 
so in eine Detaildebatte. Ihren Spitzenkandidaten 
konnte sie damit nicht als Vaterfigur aufbauen. 
Die FPÖ orientierte ihre Wahlwerbung an ihrer 
wesentlichen Klientel und betonte ihre deutsch-
nationalen Wurzeln.

STEFAN KARNER  1955–1965

• Landesparteisekretär Franz Wegart und  
Josef Krainer sen. konzipieren den Wahlkampf  
für die ersten „Krainerwahlen“.



26 politicum 118

Steiermark war, wenn es galt, Länderinteressen 
gegen Zentralinteressen zum Durchbruch zu ver-
helfen, meist führend, oft initiativ. Das Land hatte 
die zweitgrößte Stadt Österreichs, ein vielfältiges 
Kunst­ und Kulturleben, zahlreiche höhere Schu-
len und mehrere Universitäten, eine starke 
Medien szene, den Typ eines selbstbewussten, 
reformfreudigen Landesbürgers und eine starke 
Landesidentität. „Steirerblut ist kein Himbeersaft“ 
oder „In Wien mit den Leuten [oft mit den Par-
teifreunden] steirisch reden“ waren gerne ge-
brauchte Redewendungen und konnten auch als 
Drohungen verstanden werden.
Krainer entwickelte ein „kräftiges Druck- und Ver-
weigerungspotential gegenüber dem Bund, mit 
einem fast missionarischen Zungenschlag gegen 
Wien“8. Die ÖVP Steiermark positionierte sich so 
als innerparteiliche Opposition und brachte nicht 
nur den Antagonismus zwischen Bund und Land 
auf den Punkt, indem sie etwa Ende der 50er 
Jahre eine Obmanndiskussion gegen Raab lan-
cierte, sondern kritisierte auch offen das System 
der Großen Koalition und damit Bundeskanzler 
Raab.
Die Führungs- und Identitätskrise der ÖVP auf 
Bundesebene 1959 und die Krankheit von ÖVP-
Obmann und Bundeskanzler Julius Raab be-
günstigten geradezu Tendenzen zu Reformen, 
wie sie in einer von Krainer mitgegründeten 
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oder Flugblatt wurde allerdings nicht affichiert. 
Den besonders in der Steiermark spürbaren 
Nachteil Schärfs, zweimal aus der Katholischen 
Kirche ausgetreten zu sein, konnte die SPÖ in 
Gesprächen mit der Kirchenführung im Wesent-
lichen ausräumen. Die Annäherung von SPÖ und 
Katholischer Kirche war die Folge. Schärf ge-
wann die Wahl knapp mit 51 % der Stimmen und 
wurde Bundespräsident.
Der Konzentrationsgrad der ÖVP in der Steier-
mark war hoch, ihre Mitgliederentwicklung kons-
tant stark. Die ÖVP rekrutierte ihre Wähler vor 
allem über ihre Bünde in der Ost-, Süd- und Mit-
telsteiermark. Ab 1957 setzte die Partei auf eine 
starke Personalisierung, besonders auf die Per-
son Josef Krainers, der seit 1948 als Landes-
hauptmann das Land geführt und die Politik we-
sentlich bestimmt hatte. Die Personalisierung 
wurde in den 60er Jahren, durchaus nach ame-
rikanischem Vorbild, weiter gesteigert. Landtags-
wahlen waren „Krainer“-Wahlen. 

„ I n  W ien  steirisch  red en  … “

Die steirischen Verfassungs- und Verwaltungs-
reformen entsprachen den föderalistischen Ten-
denzen, die in allen österreichischen Bundeslän-
dern stärker geworden waren und in Vorarlberg 
etwa zur „Fussach“­Affäre geführt hatten. Die 

• Besuch des jugoslawischen Staatspräsidenten Josip Broz Tito 1967 in der Steiermark.  
Landeshauptmann Josef Krainer sen. forcierte eine regionale Nachbarschaftspolitik.
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sollte und 1960 eine Ablöse von Raab zum stei-
rischen ÖVP­Obmann Alfons Gorbach brachte. 
Gleichzeitig folgte in der Bundes­ÖVP auf Alfred 
Maleta als Generalsekretär Hermann Withalm. 
Im Jahr darauf wurde Gorbach auch Bundes-
kanzler, wobei er von vielen in der Partei als 
Übergangskandidat gesehen wurde. Mit seinem 
bundes politischen Engagement ging jedoch sein 
Machtverlust in der steirischen Landespartei ein-
her, was Krainer noch beschleunigte, indem er 
mit Theodor Piffl­Perčević einen geschäftsfüh-
renden Landesparteiobmann installierte. Gor-
bach war bestrebt gewesen, die Position des 
Landesparteiobmannes und damit den Dualis-
mus zwischen ihm und Krainer so lange wie 
möglich zu halten.

D ie L a n d ta g sw a h l 1 9 6 1

Genau den Krainer­Bonus versuchte die ÖVP im 
Wahlkampf für die Landtagswahl 1961 auszu-
spielen und Krainer in den Mittelpunkt des Wahl-
kampfes zu rücken. Die SPÖ trat heftig dagegen 
auf und warf der ÖVP vor, Wahlschwindel zu be-
treiben: „Das Merkwürdige an dieser Wahl ist, 
daß der Wähler gerade von der ÖVP, die doch die 
Mehrheit in unserer Landesregierung hat, bewußt 
gar nicht vor die eigentliche Wahl gestellt wird. 
Man tut so, als ob es allein um die Person von 

„Neuen Österreichischen Gesellschaft“ gefordert 
wurden. Die „Neue Österreichische Gesellschaft“ 
(unter Krainer und Außenminister Karl Gruber), 
die sogleich innerparteiliche Kritik auf sich zog, 
entpuppte sich dabei als erste große Reformbe-
wegung innerhalb der ÖVP nach dem Krieg und 
verband drei Gruppen: den Österreichischen Ge-
werbeverein unter Rigobert Plass, den Akade-
mikerbund unter Georg Zimmer­Lehmann und 
große Teile der Parteijugend. Primäres Ziel dieser 
Vereinigung war es, die ÖVP mit wirtschaftslibe-
ralen und antibürokratischen Ideen wieder auf 
Erfolgskurs zu bringen und gleichzeitig das Ge-
wicht der Länder innerhalb der Bundespartei zu 
stärken. So wurden ein modernes Wirtschafts-
programm, ein klares Bekenntnis zum Föderalis-
mus und eine effiziente Verwaltungsreform für 
den Staat postuliert. Außenpolitisch urgierte man 
– neben der Nachbarschaftspolitik – eine Annä-
herung an die EWG. Die „Neue Gesellschaft“, der 
u.a. auch Peter Reininghaus, Fritz Molden oder 
„Tagespost“-Chefredakteur Helmut Schuster an-
gehörten, lebte später als „Ennstaler Kreis“ wei-
ter, der von Alfred Rainer mitbegründet wurde.
Auch wenn Krainer nie selbst Ambitionen zeigte, 
Bundeskanzler zu werden, so war es doch das 
durch die „Neue Österreichische Gesellschaft“ 
initiierte Moment der Erneuerung, das letztlich 
den Reformern in der ÖVP den Rücken stärken 
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•	Festakt	zur	Eröffnung	des	Forum	Stadtpark	1960.	 
In der ersten Reihe Josef Krainer sen. und Kulturlandesrat Hanns Koren (2. von rechts).
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mit der gründung des Joanneums im Jahre 1811, aus welchem die heutige 
tu graz hervorgehen sollte, legte erzherzog Johann den grundstein für 
eine von Bildung, Wissenschaft, Forschung und gesellschaftlichem 
Fortschritt beseelte Steiermark. Durch konsequente politische Arbeit 
unterschiedlicher Kräfte in der Steiermark gelang es in den darauff olgenden 
Jahren, nicht nur wesentliche christlich-soziale Werte in unserem Land zu 
verankern, sondern auch den Diskurs zum thema Bildung weit über unsere 
Landesgrenzen hinaus zu bestimmen. So ist die Steirische Volkspartei ein 
Beispiel klarer zukunftsorientierung durch stetig gelebte Veränderung. zu 
dieser seit nunmehr 70 Jahren verfolgten Kraft des Denkens und der tat, 
darf ich die Steirische Volkspartei aufrichtig beglückwünschen!
unIV.-ProF. DIPL.-Ing. Dr.tecHn. Dr.H.c. HArALD KAInz, reKtor Der 
tecHnIScHen unIVerSItÄt grAz

Auch in zukunft darf die Politik ihre auswärtige Dimension nicht außer 
Acht lassen. mehr denn je brauchen wir ein starkes und geeintes europa, 
um den Frieden und den Wohlstand auf unserem Kontinent und darüber 
hinaus erhalten und fördern zu können.
mAg.A eLIzAVetA SAmoILoVA, DoKtorAnDIn Am InStItut Für 
euroPArecHt Der KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz

Wenn ich in die zukunft blicke, stehen für mich unsere Kinder und 
Jugendlichen im mittelpunkt unserer steirischen Bildungslandschaft. Die 
Weiterentwicklung, fernab von Dogmen und einzementierten 
Weltanschauungen, liegt mir sehr am Herzen. Dazu brauchen wir für unsere 
PädagogInnen den rückhalt der gesellschaft, eine gelebte Bildungskultur, 
um sich mit aller Kraft und mut den kommenden Herausforderungen 
stellen zu können. 
DIPL.-PÄD.In eLISABetH meIXner, PrÄSIDentIn DeS LAnDeSScHuLrAtS 
Für SteIermArK



70 jahre steirische reformkraft 29

70 jahre steirische reformkraft

Politik ist Konfl iktlösung. Erfolgreiche Politik im 21. Jahrhundert wird 
dabei auf mediative methoden und zugänge setzen, um Bürger zu 
Beteiligten und entscheidungen zu gemeinsam gefundenen Lösungen zu 
machen. Wo, wenn nicht auf der regionalen ebene, kann so ein Anspruch 
gelingen? 
rItA SommerSguter-zottI, m.A., 
SeLBStStÄnDIge meDIAtorIn In WIen

Ich bin überzeugt, dass für die Steirische Volkspartei 
eine gute zukunft möglich ist. Dafür muss aber auch etwas getan werden. 
Ich wünsche mir eine rückbesinnung auf die grundwerte der öVP, vor 
allem, dass der eigenverantwortung der menschen für das Funktionieren 
der gesellschaft und des Staates, aber auch dem respekt vor Leistung und 
dem daraus resultierenden erfolg wieder ein höherer Stellenwert 
zuerkannt wird. zukünftige wesentliche entscheidungen (Bildungs-, 
Verwaltungs- und Pensionsreform) müssen mit mut und zuversicht 
angegangen werden – hier sollte die öVP eine Vorreiterrolle übernehmen.
FrAnz mAJcen, PrÄSIDent DeS SteIermÄrKIScHen LAnDtAgeS

Schaue ich 70 Jahre zurück und vergleiche meinen Alltag beispielsweise 
mit dem meines großvaters, der mit einem ochsengespann auf über 
1.000 m Seehöhe in der obersteiermark noch getreide angebaut hat, 
scheint es fast unmöglich, sich die alltagsbestimmende geschwindigkeit 
des technologischen Wandels bis zum Leben meiner enkel im Jahr 2085 
vorzustellen. Wie soll die Politik da begleiten? Welche Schwerpunkte? Die 
große städtische Agglomeration im Süden des Steirerlandes als teil einer 
wissensintensiven digitalisierten Wirtschaft wettbewerbsfähig zu halten, 
sodass hier auch weiterhin technologisch hochwertige Produktion 
stattfi ndet, ist ein Pfeiler eines gelingenden Zukunftsbildes. Der zweite 
Pfeiler, eine prosperierende Vision auch für den norden der Steiermark, 
ist noch weniger gut verankert.
Dr. FrAnz PrettentHALer, m.LItt, LeIter Der ForScHungSgruPPe 
regIonALPoLItIK, rISIKo- unD reSSourcenöKonomIK Von JoAnneum 
reSeArcH
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mensschwachen Gruppen ein. Krainer: „Ich will 
Landeshauptmann für alle Steirer sein. Ich werde 
mich stets dagegen wehren, daß irgend jemand 
aus der Arbeit anderer ungerechtfertigte Vorteile 
zieht, und werde ebenso darauf achten, daß sich 
keine Klasse, kein Stand auf Kosten des anderen 
Privilegien anmaßt.“11

Das Wahlergebnis brachte Gewinne für die ÖVP, 
leichte Gewinne für die FPÖ und die Kommunis-
ten, die wieder mit einem Mandatar in den Land-
tag einzogen sowie deutliche Verluste für die 
SPÖ, die rund 15.000 Stimmen und ein Mandat 
an die KPÖ verlor. Die Zusammensetzung der 
Landesregierung änderte sich nicht, die ÖVP be-
hielt ihre absolute Mehrheit. 

D ie Ü b erra sch un g  in  G ra z

Die eigentliche Überraschung war jedoch das 
Grazer Wahlergebnis: Hier wurde die SPÖ erst-
mals von der ÖVP überholt. Fritz Csoklich sprach 
in der Kleinen Zeitung von der „Superlative eines 
Urnenganges“ und wies in diesem Zusammen-
hang auf die bis zu diesem Zeitpunkt nicht ge-
kannten materiellen Mittel hin, die im Wahlkampf 
eingesetzt wurden. Csoklich betonte jedoch 
auch das bis dahin nicht gekannte Ausmaß an 
gegenseitiger Diffamierung. Ebenfalls sensatio-
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LH Krainer ginge, obwohl der Landeshauptmann 
unmittelbar überhaupt nicht gewählt wird.“9 Vor-
getragen wurden die Argumente der Wahlkampf-
linie vom SPÖ­Vordenker Rupert Gmoser in der 
Parteizeitung „Neue Zeit“, der propagierte: „Allein 
der Sozialismus hat den Menschen eine Zukunft 
ohne Angst und ohne Hunger in Frieden und 
Freiheit zu bieten. Mit ihr wird eine Generation 
von Menschen erwachsen frei von Furcht und 
Not, in Wohlstand und Sicherheit, das eigene 
Geschick in demokratischer Selbstverantwor-
tung formend.“10 Daneben warf die SPÖ Krainer 
vor, er hätte sich 1945 unter den Schutz der Tito-
Partisanen gestellt, was dieser empört zurück-
wies.
Der SPÖ-Wahlkampf wurde am 11. März 1961 
mit einer Großkundgebung in den Räumen der 
Grazer Arbeiterkammer beschlossen. Der neue 
Spitzenkandidat Alfred Schachner-Blazizek und 
der populäre Grazer Bürgermeister Gustav 
Scherbaum geiselten dabei die Wahlkampfunter-
stützungen der ÖVP, die in die Millionen gingen.
Die ÖVP stellte die Person Krainers heraus, 
schrieb die steirischen Leistungen in Wirtschaft 
und Kultur (wie das Linz­Donawitz­Stahlverfah-
ren oder den „Puch 500“) vor allem ihrer Politik 
zu und trat für eine weitere Förderung von Leis-
tung und eines sozialen Netzes für die einkom-

• Die erfolgreiche Personalisierung der ÖVP-Wahlwerbung. Plakatwand zur Landtagswahl 1961.
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D ie 5 0 er J a h re d a uern  lä n g er

Die abermalige Wahl Krainers zum Landeshaupt-
mann am 11. April 1961 war eine reine Form-
sache. Die personelle Zusammensetzung der 
Landesregierung blieb nahezu unverändert. Lan-
desrat Brunner wurde Landtagspräsident, an 
seine Stelle kam Franz Wegart. Die „langen“ 50er 
hielten in der Steiermark, auch bei den politi-
schen Machtverhältnissen weiter an. Der Auf-
bruch, den die neue Generation in den USA mit 
John F. Kennedy vollbrachte, die kritische Hinter-
fragung alter Werte, ihre Infragestellung und 
Überwindung, fand noch keine Entsprechung im 
Land. Die steirische Politik wurde daher wesent-
lich beherrscht von den Themen der österreichi-
schen Innenpolitik: Habsburg-Einreise, Olah-
Krise in der SPÖ (die zu seinem Parteiausschluss 
und einer Verurteilung des ÖGB­Präsidenten und 
Innenministers wegen Manipulationen mit ÖGB­
Geldern zum Vorteil der „Kronen­Zeitung“ führte), 
Rundfunk­Volksbegehren (zu dessen Speer-
spitze die „Kleine Zeitung“ mit Fritz Csoklich ge-
hörte) sowie dem Streit Bundesländer – Zentral-
staat (der sich besonders in Fussach am Boden-
see bei der geplanten Taufe eines Schiffes auf 
den Namen „Karl Renner“ entzündete).
Gleichzeitig hatte die Steiermark mit Alfons Gor-
bach erstmals einen ihrer Spitzenpolitiker als 
Bundeskanzler in Wien. Er war auf Raab gefolgt, 
der am Tag der Angelobung Krainers zum Lan-

nell konnte die ÖVP in den traditionellen Hoch-
burgen der Sozialisten und den Arbeitervierteln 
gewinnen.12 Csoklich: „In erfrischender Deutlich-
keit zeigte sich vor allem, welchen entscheiden-
den Einfluß eine echte Persönlichkeit gerade 
heute im Zeitalter der anonymen Massen-Demo-
kratie hat. [...] Die steirischen Wähler haben auch 
eine Antwort auf die so beliebt gewordene Koa-
litionsflunkerei gegeben: Sie gaben jenem Mann 
die Stimme, der die Schwächen der Koalition 
deutlich aufzeigte, um sie im Interesse einer ech-
ten Zusammenarbeit beseitigen zu können. In 
Graz gab die SPÖ die Parole aus: Galgen oder 
Zusammenarbeit. Das Ergebnis der Krainer-Wahl 
zeigt wie schief und unernst diese Alternative 
liegt. Der Österreicher will keinen Galgen. Er hat 
genug von Bürgerkriegsgeschrei und Parteien-
haß. Er will Zusammenarbeit. [...] Es ist auch 
keine Frage, daß die vom Westen importierten 
neuartigen Wahlmethoden den Wahlausgang 
maßgeblich beeinflußt haben. [...] Die steirische 
Volkspartei hat mit diesen Methoden ihre Gegner 
überrollt. Vielleicht haben wir wirklich zu wenig 
getan, sagte in der Wahlnacht ein sozialistischer 
Spitzenmandatar düster. Die Sozialistische Partei 
in der Steiermark ist durch den Wahlausgang 
in keine beneidenswerte Situation geraten. [...] 
Dr. Schachner-Blazizek meinte am Sonntag 
Abend, die Stimmenverluste der SPÖ an die KP 
bedeuteten eine Radikalisierung des politischen 
Klimas.“

STEFAN KARNER  1955–1965

• Josef Krainer sen. freut sich über den Erfolg  
bei der Landtagswahl 1961.

• Die VP-Spitze in der Steiermark 1961: Koren, Udier, 
Krainer sen., Prirsch, Wegart und Brunner.
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weil die ÖVP sich letztlich für eine weitere Zusam-
menarbeit mit der SPÖ entschloss.

D ie Ö V P -R ef ormer

Während Krainer, der einer Regierungsbeteili-
gung der FPÖ letztlich doch skeptisch gegen-
überstand, sich aufgrund der immer brüchiger 
werdenden Koalition für eine Mehrparteienregie-
rung nach Schweizer Muster aussprach – ein 
Vorbild, das nach 1970 von der ÖVP in der 
Steier mark immer wieder artikuliert wurde –,  
war die Ablöse Gorbachs an der Parteispitze 
Thema bei diversen konspirativen Treffen, etwa in 
St. Martin bei Graz. So wurde Gorbach, dessen 
Posi tion bereits vor der Nationalratswahl 1962 
angeschlagen war, im Herbst 1963 der Rücktritt 
nahe gelegt, wobei ihm vorgeworfen wurde, ein 
schlechtes Verhandlungsergebnis bei den Koali-
tionsverhandlungen erzielt zu haben. Die Refor-
mer, an ihrer Spitze der neue Bundesparteiob-
mann Josef Klaus, aber auch Josef Krainer, ur-
gierten eine rasche und bindende Lösung. Sie 
sollte auf dem Klagenfurter Reformparteitag be-
schlossen werden.
„Am 22. Februar 1964 wurde Gorbach zum 
Rücktritt gezwungen und demonstrativ fallenge-
lassen.“13 Nach dem Rücktritt Gorbachs als Bun-
deskanzler 1964 und dem Wechsel Piffls nach 
Wien als Unterrichtsminister in das Koalitions-
Kabinett Klaus übernahm 1965 Josef Krainer 
den Parteivorsitz. Alfred Rainer wurde nach Franz 
Wegart Landesparteisekretär.14
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deshauptmann, am 11. April 1961, aus gesund-
heitlichen Gründen und wegen der Wahlnieder-
lage 1959 zurückgetreten war. Gorbach, der seit 
1945 Landesparteiobmann der ÖVP in der 
Steier mark gewesen, jedoch nie Mitglied der 
Landesregierung geworden war, versuchte als 
Bundeskanzler den starren Zentralismus Raabs 
durch eine Aufwertung der Länderrechte und 
eine Stärkung des föderalen Elementes aufzu­
lösen.
Der zwar indirekt geführte, aber doch erkennbare 
Machtkampf zwischen Krainer und Gorbach 
setzte sich indes weiter fort. Die permanenten 
Spannungen zwischen den Regierungsparteien 
führten auf Bundesebene schließlich zu vorgezo-
genen Neuwahlen, die am 18. November 1962 
der ÖVP einen Zuwachs von drei Mandaten be-
scherten. Trotz dieses Erfolges blieb die innerpar-
teiliche Kritik an Gorbach, auch weil sich die Koa-
litionsverhandlungen, an denen auch Krainer teil-
nahm, mit der SPÖ äußerst schwierig gestalteten.
Die Alternative zur Großen Koalition war in dieser 
Phase eine Zusammenarbeit mit der FPÖ. Tat-
sächlich kam es im Sommer 1962 zu einem „ge-
heimen“ Treffen wichtiger Proponenten beider 
Parteien im Grazer Hotel „Erzherzog Johann“. 
Auf ÖVP­Seite nahmen Gorbach, Krainer und 
Rainer teil, die FPÖ entsandte Bundesparteiob-
mann Friedrich Peter sowie Vater und Sohn Götz. 
Ergänzt wurde diese Runde durch einige Vertre-
ter der Wirtschaft. Die Gespräche über die Mög-
lichkeit einer Kleinen Koalition und die unverbind-
lichen Vereinbarungen scheiterten schließlich, 

•	Bundespolitik	trifft	Landespolitik.	Bundeskanzler	
 Alfons Gorbach und LH Josef Krainer sen.

• Bundeskanzler Alfons Gorbach im österreichischen 
Parlament 1962.
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parteisekretär Alfred Rainer. Seine Funktion über-
nahm Franz Hasiba16, der die Öffnung und 
Moder nisierung der Partei im Sinne Rainers wei-
ter vorantrieb und gegen Ende der 60er Jahre mit 
dem Einverständnis Krainers auch Nichtmitglie-
der und der Partei fern stehende zu Gesprächen 
und zur Mitarbeit einlud, was der ÖVP zu Beginn 
der 70er Jahre einen Generationenkonflikt er-
sparte. Im Umfeld Rainers und Hasibas setzte die 
Wachablöse der jungen Generation ein, wobei 
zur Partei zunehmend auch Freunde und Mit-
arbeiter um den gleichnamigen Sohn des Lan-
deshauptmannes, vor allem aus den Reihen der 
Katholischen Aktion, stießen.
Zu den Kennzeichen steirischer ÖVP-Politik ge-
hörten neben der Betonung der Kultur und der 
Wegbereitung einer viel beachteten Avantgarde, 
die sich vor allem im „Trigon“­Gedanken, im 
„steirischen herbst“ und im „Forum Stadtpark“ 
ausdrückte, die Suche nach einer Begegnung 
mit den Nachbarn über ideologische und politi-
sche Grenzen hinweg sowie die bewusste Stär-
kung des Grenzlandes im Süden und Osten, ge-
genüber Burgenland/Ungarn und an der Mur 
gegenüber Tito-Jugoslawien.

N a ch b a rsch a f tspolitik

Die offizielle Beilegung des Grenzkonflikts mit 
Jugos lawien im Jahr 1955 ermöglichte eine wei-
tere Normalisierung der Beziehungen über die 
„tote“ Grenze, trotz aller historischen Belastun-
gen auf beiden Seiten. Zunächst standen ökono-
mische Interessen im Vordergrund. Die Grazer 
Messe wurde zu einer wesentlichen Verbin-
dungsachse in den Süden und Südosten. 
Proponenten dieser „regionalen“ Außenpolitik 
waren besonders Landeshauptmann Krainer und 
Landesamtspräsident Alfons Tropper. Beide ver-
suchten mit kleinen Schritten zerstörte Brücken 
wieder aufzubauen und ein gewisses Zusam-
menleben an der Grenze zu ermöglichen. Die 
Nachbarschaftspolitik und die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit bauten auf den vielfälti-
gen, jahrhundertealten Gemeinsamkeiten auf. 
Selbst die 1960 von Hanns Koren ins Leben ge-
rufene „Steirische Akademie“ im Schloss Eggen-
berg (aufbauend auf der „Grazer Sommerakade-
mie“), als Ort eines jährlichen wissenschaftlichen 

Die Große Koalition von ÖVP und SPÖ war je-
doch bereits in Agonie. Der Wunsch nach einem 
politischen Wechsel wurde immer stärker hör-
bar, wobei Mitte der 60er Jahre die ÖVP wegen 
ihrer starken Persönlichkeiten und ihres eher 
dem Zeitgeist entsprechenden Programms die 
besseren Karten hatte, obwohl sie 1963 mit 
 ihrem bereits schwer kranken Kandidaten Julius 
Raab die Bundespräsidentenwahlen gegen den 
amtierenden Bundespräsidenten Schärf verloren 
hatte.

D ie L a n d ta g sw a h l a ls O uverture 
z um Ö V P -W a h lsieg  1 9 6 6

In dieser auf die zwei Großparteien zugespitzten 
innenpolitischen Entwicklung hatten die Kleinpar-
teien FPÖ und KPÖ kaum Chancen, entspre-
chend wahrgenommen zu werden. Am 14. März 
1965 erreichte die ÖVP bei der Landtagswahl 
dann erstmals seit 1945 wieder die absolute 
Mehrheit an Mandaten und mit 48,41 % ihr bis 
dahin bestes Ergebnis, wobei die Anzahl der 
Mandate im Landtag von 48 auf 56 angehoben 
wurde und der Abstand zwischen ÖVP und SPÖ 
nach dieser Wahl nun fünf Sitze betrug. Die SPÖ 
schaffte 24 Mandate, die FPÖ verlor ein Mandat 
und die KPÖ behielt ihren einzigen Landtagssitz 
weiter.15 Die ÖVP konnte überraschend – beson-
ders in Graz – Stimmen auf Kosten der SPÖ ge-
winnen.
Krainer wurde am 7. April erneut zum Landes-
hauptmann gewählt. Anstelle des wenige Wochen 
vor der Wahl verstorbenen Landesrates Ferdinand 
Prirsch kam der Feldbacher Bezirkshauptmann 
Friedrich Niederl in die Landesregierung.
Bei der Nationalsratswahl 1966, die mit einer ab-
soluten Mehrheit für die ÖVP unter Klaus endete, 
erreichte die Volkspartei in der Steiermark mit 
49,7 % der Stimmen ihr bestes Ergebnis bei Na-
tionalratswahlen in der Zweiten Republik. Am 
Wahlsieg der ÖVP 1966 hatte die ÖVP Steier-
mark damit einen wesentlichen Anteil. Der Kärnt-
ner Josef Klaus, der neue starke Mann in der 
ÖVP, der erstmals einer Alleinregierung vorstand 
und bis 1970 regierte, kam aus der von Krainer 
mitinitiierten „Reformer gruppe“.
Wenige Monate später, im Herbst 1966, starb 
jedoch ein Motor der ÖVP Steiermark, Landes-

STEFAN KARNER  1955–1965
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Auf der kulturellen Schiene kamen – teilweise 
aufbauend auf der historischen Bedeutung der 
Steiermark – in „Innerösterreich“ (mit Kärnten, 
Krain und Görz bis zur Adria) in den 60er Jahren 
mit Italien die Dreiländerbiennale „trigon“, mit 
 Ungarn und Kroatien das „Mogersdorf Sympo-
sion“ (als burgenländische Gründung mit starker 
steirischer Beteiligung) sowie die Zusammen­
arbeit im Bereich „Alpen-Adria“, basierend auf 
entsprechenden Initiativen der Universitäten 
Graz, Marburg/Maribor und Triest, zustande.
Über die unmittelbare Nachbarschaftspolitik hin-
aus forcierte die Steiermark unter LH Krainer eine 
Hinwendung zur Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG), die 1957 aus sechs Staa-
ten gebildet worden war und langsam die Spal-
tung zwischen Deutschland und Frankreich 
überwinden sollte.

1955–1965 STEFAN KARNER

Diskurses zu Themen der Zeit, beschäftigte sich 
in der Auftaktveranstaltung mit der Steiermark als 
einem „Land der Begegnungen“.
Die Politik der kleinen Schritte hatte Erfolg.  
Ein erstes Abkommen mit Jugoslawien vom  
19. März 1953 wurde in Bad Gleichenberg unter-
zeichnet und betraf die Regelung der Doppelbe-
sitzer, also jener Österreicher, die diesseits und 
jenseits der Grenze Liegenschaften besaßen.17  
Der kleine Grenzverkehr ermöglichte es Doppel-
besitzern, die Grenze zu überschreiten und sich 
im jenseitigen Grenzbezirk aufzuhalten. Abgese-
hen davon konnten die Doppelbesitzer wieder in 
ihre ursprünglichen Rechte eintreten, was be-
deutete, dass Grundstücke dem jeweiligen frü-
heren Eigentümer zurückgestellt bzw. wieder 
übergeben wurden.
Ein Zusatzabkommen sieben Jahre später be-
rechtigte 1960 österreichische und jugoslawi-
sche Staatsangehörige, die ihren ständigen 
Wohnsitz in den Grenzbezirken hatten, viermal im 
Zeitraum von einem Monat die Staatsgrenze zu 
überschreiten und sich im jeweiligen Grenzbezirk 
60 Stunden aufzuhalten.
Mitte der 60er Jahre wurde eine ständig tagende 
Regionalkommission zwischen der jugoslawi-
schen Teilrepublik Slowenien und der Steiermark 
eingerichtet, die sich besonders mit Fragen von 
Straßen­ und Eisenbahnverkehr, Gewässerbe-
wirtschaftung, Wirtschaft, Tourismus, Raumpla-
nung und wissenschaftlich-kultureller Koopera-
tionsmöglichkeiten befasste. 

• Bundeskanzler Gorbach bei US-Präsident  
John F. Kennedy, 1962.

• Bundeskanzler Gorbach im Gespräch mit  
Nikita S. Chruschtschow, 1962.

• Hanns Koren und Josef Krainer sen. bei der  
Eröffnungsausstellung	von	TRIGON	63.
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EWG oder etwas Gleichwertiges gefunden wird, 
damit wir unsere Erzeugnisse auch in Zukunft ex-
portieren können.“18

Krainer und seine Ratgeber hatten die Chance 
der Steiermark erkannt, eine kleine Brücke zwi-
schen den Blöcken bilden zu können. Eine feste 
Verankerung der Steiermark im westlich-demo-
kratischen System, in der EWG und im Europarat 
war für den Westen vertrauensbildend und für die 
Position eines vorgeschobenen Postens interes-
sant, für den Osten hingegen war der dadurch 
über verschiedene Wege zu erhaltende Techno-
logie-Vorsprung aus dem Westen von großem 
Interesse. Eine Aufgabe dieses extrem schwieri-
gen Balanceaktes zwischen den Blöcken des 
„Kalten Krieges“ hätte die Steiermark wirtschaft-
lich noch weiter abdriften lassen.
Äußere Zeichen der steirischen Außenposition 
waren auch Kurzvisiten des persischen Schah 
Reza Pahlevi 1960 und des sowjetischen Partei-
chefs und Ministerpräsidenten Nikita S. Chru-
schtschow 1961 (der im Zuge seiner 13­tägigen 
Österreich­Rundreise nach Graz kam und beim 
Empfang in Eggenberg besonders gegen die 
EWG auftrat) im Lande. Höhepunkte der Nach-
barschaftspolitik waren jedoch der Besuch des 
jugoslawischen Staatspräsidenten Marschall 
 Josip Broz Tito am 17. Februar 1967 in Graz19 
und die mehr als symbolträchtige feierliche Eröff-
nung der neuen Grenzbrücke über die Mur in 
Radkersburg am 12. Oktober 1969 mit Krainer, 
Tito und Bundespräsident Franz Jonas. 

1960 war Österreich – aus neutralitätspolitischen 
Gründen – der European Free Trade Association 
(EFTA) beigetreten. Handelspartner der steiri-
schen Wirtschaft sollten damit vor allem in Skan-
dinavien gesucht werden. Die westdeutsche 
Wirtschaft, eine Säule der EWG, blieb den­ 
noch der wichtigste Außenhandelspartner für die 
Steier mark. Das steirische Ziel blieb daher die 
Integration nach Westdeutschland und in die 
EWG. 

„ V erh un g ern  in  d er N eutra litä t“

Der Aphorismus Krainers „Verhungern in der 
Neutralität“ war keineswegs bloße Rhetorik in ei-
nem innerparteilichen Konflikt mit Bundeskanzler 
Raab, sondern entsprang der Befürchtung, die 
Steiermark könnte den Zug nach Europa verpas-
sen, der eine Hoffnung auf ein Herauskommen 
aus der Randlage am „Eisernen Vorhang“ war. 
Gleichzeitig versuchte Krainer den steirischen 
Regionalismus und die Anti-Wien-Stimmung an-
zusprechen: „Da die Frage der europäischen In-
tegration in Wien entschieden wird, ist es unsere 
Verpflichtung, nicht zu warten, bis dort etwas 
geschieht, sondern wir haben dafür einzutreten, 
daß das Richtige geschieht. Ob EWG oder EFTA 
ist keine Frage der Sympathie oder Antipathie, 
sondern schicksalshaft für unser Land. Wir for-
dern und werden – auch wenn man es als Ruf 
aus dem steirischen Hinterland empfindet – nicht 
davon abgehen, daß eine Assoziation mit der 

STEFAN KARNER  1955–1965

•	von	links:	Josef	Krainer	sen.,	Theodor	Piffl-Perčević	
und der neue Landesparteisekretär Alfred Rainer.

• Männer der Reform: Bundeskanzler Josef Klaus 
und	Unterrichtsminister	Theodor	Piffl-Perčević.
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Grenzland ausgegeben. 1962 wurden die Förde-
rungsmaßnahmen auch zur Abfederung der 
Kohlenkrise in den Bergbaugebieten Voitsberg, 
Fohnsdorf und Seegraben ausgeweitet. Den-
noch blieb besonders das steirische Grenzland 
bis Anfang der 80er Jahre eine wirtschaftliche 
Problemregion, die erst mit Impulsen des Ther-
mentourismus und der touristischen Vermark-
tung der Weinbauregion langsam gegenüber 
dem Landesdurchschnitt aufzuholen begann. 

R esü mee

Insgesamt schaffte es die Steiermark im ersten 
Jahrzehnt nach dem Staatsvertrag, wesentliche 
Akzente in der Wirtschaft und Kultur sowie in den 
Beziehungen zu ihren Nachbarn zu setzen. Die 
ÖVP hatte daran, auch im Zusammenwirken mit 
dem Juniorpartner in der Landesregierung und 
im Landtag, der SPÖ, dem „steirischen Klima“, 
einen beachtlichen Anteil.

1 Der gesamte Beitrag fußt auf Stefan Karner: Die Steier-
mark im 20. Jahrhundert. Politik – Wirtschaft – Gesell-
schaft – Kultur. Graz/Wien/Köln 2000; ders.: Die Steier-
mark im 20. Jahrhundert. 2. erw. Aufl. Graz/Wien 2005. 
Dort auch die einzelnen Quellen­ und Literaturnachweise. 
Hier werden nur wenige, näher erklärende Hinweise an-
gegeben.

2 Die steirische KPÖ verlor analog zur Bundespartei zuse-
hends an Bedeutung und realpolitischer Macht, sodass 
sich das Parteiensystem aus ÖVP, SPÖ und der aus dem 
VdU hervorgegangenen FPÖ konstituierte. 

3 Franz Wegart, geboren am 25. Juli 1918 in Graz, kam 
wenige Wochen später zu seinen Großeltern nach Bad 
Radkersburg. Pflichtschule 1938/39, danach Wehr-
dienst, u.a. in Kreta, Norwegen und in der Sowjetunion. 
1945 US­Gefangenschaft, Heimkehr schwerkriegsver-
sehrt, im September 1945 ÖVP-Sekretär im Bezirk Rad-
kersburg. 1946 ÖVP-Landespartei-Organisationsrefe-
rent; 1947–1961 Landesparteisekretär. 1949 Landtags-
abgeordneter, 1955–1981 Direktor des Österreichischen 
Verlages in Graz. 1961–1985 Landesrat, abwechselnd 
für Personal, Fremdenverkehr, Berufsschulwesen und 
Sport sowie die Aufsicht über die Sozialversicherung. 
1964 ÖAAB-Landesobmann Steiermark, 1971 Zweiter 
Landeshauptmann Stellvertreter, 1985–1993 Präsident 

1955–1965 STEFAN KARNER

Der Brückenschlag über die Mur bedeutete einen 
Brückenschlag zu einem anderen, im wesentli-
chen sozialistischen Gesellschaftssystem und 
einen Beginn weiterer Kooperationen über die 
„tote“ Grenze hinweg, wobei Gesprächspartner 
zunehmend Laibach/Ljubljana und Graz, weniger 
die Zentralen in Wien und Belgrad, waren. Ein 
Bild, das sich nach der Unabhängigkeitserklä-
rung Sloweniens nach 1991 grundlegend än-
derte und Graz von der slowenischen Regie­ 
rung – nicht immer zum Vorteil der Gespräche – 
weitgehend ignoriert wurde.

G ren z la n d f ö rd erun g

Die Wirtschaft der Grenzregionen der Ost­ und 
Südsteiermark, mehrheitlich agrarisch struktu-
riert, litt unter einer verstärkten Abwanderung der 
Bevölkerung (binnen zehn Jahren bis 1961 um 
15 %).20 Der Wiederaufbau und der Marshallplan 
hatten hier – mangels entsprechender Indus- 
trien – kaum gegriffen. Eine Grenzlandförderung 
als Gesamtkonzept sollte daher nicht nur die Ab-
wanderung von Arbeitskräften und Gewerbebe-
trieben stoppen, sondern auch gegenüber den 
Jugoslawen und Ungarn ein wirtschaftlich homo-
genes, starkes Land zeigen. Vor allem die ÖVP 
forcierte im neugewählten Landtag die Grenz-
landförderung und setzte für das Budget 1958 
neben der allgemeinen Wirtschaftsförderung 
noch eine besondere Förderung des Grenzlan-
des fest.21 Unter Krainers Vorsitz wurde ein Beirat 
zur Grenzlandförderung geschaffen. Das Finanz-
ausgleichsgesetz 1959 definierte zudem die Be-
teiligung des Bundes an den Förderungsmaß-
nahmen mit rund neun Millionen Schilling für die 
Steiermark.22 Die Bundeszuschüsse wurden 
durch Landesmittel ergänzt und für die Stützung 
der Landwirtschaft und des Gewerbes insbeson-
dere durch Besitzfestigung der Kleinlandwirte 
und der Kleingewerbetreibenden, die Ansiede-
lung und/oder Erweiterung von industriellen oder 
gewerblichen Betrieben, die Verbesserung der 
Infrastruktur, vor allem im verkehrstechnischen 
Bereich (Straßenbau) sowie für touristische Im-
pulse („Bettenaktion“, Ausbau von Privatzim-
mern) verwendet.
Von 1960 bis 1964 wurden an Bundes- und Lan-
desmitteln an die 50,5 Millionen Schilling für das 
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13 1965 kandidierte Gorbach nach dem Tode von Bundes­
präsident Adolf Schärf bei den Bundespräsidentenwah-
len und unterlag dem SPÖ-Kandidaten Franz Jonas, 
wobei es als bemerkenswert erscheint, dass gerade das 
Teilergebnis in der Steiermark äußerst schlecht war. Ins-
gesamt erhielt Jonas 2,324.436 Stimmen, Gorbach 
2,260.888. Mit dieser Niederlage war Gorbachs politi­
sche Karriere faktisch beendet.

14 Vgl. Archiv der ÖVP, Ordner Rundschreiben 1962, 
 Schreiben von Dr. Alfred Rainer, 25.6.1962.

15 Archiv der ÖVP, Ordner Landtagswahl 1965. 
16 Vgl. Kleine Zeitung, 10.12.1966. – Franz Hasiba, geboren 

1932 in Graz, studierte an der Hochschule für Bodenkul­
tur in Wien, 1958 Graduierung, 1965 Mitarbeiter von Alf­
red Rainer im Landtagswahlkampf, 1983–1985 Grazer 
Bürgermeister, 1985–1993 Landesrat, 1991–1993 Lan-
deshauptmann-Stellvertreter, 1993–2000 Landtagspräsi-
dent. Hasiba lebt in Graz.

17 Vgl. BGBl., Nr. 96, 4.8.1953.
18 Erklärung LH Krainers: Die Aufgaben des Landes Steier-

mark, in: Kleine Zeitung, 12.4.1961.
19 Kleine Zeitung, 18.2.1967: In einem gemeinsamen 

Schlusskommuniqué wurde darauf hingewiesen, „daß 
sich die freundschaftlichen Beziehungen auf der Basis 
der gegenseitigen Achtung und der Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten, ungeachtet der Verschie-
denheit der gesellschaftlichen Systeme, in der beabsich-
tigten befriedigenden Weise entwickelt hätten“.

20 Steirische Bewährung 1955–1965. Graz 1965, 120. Aus 
den Grenzbezirken wanderten 5.394 Menschen ab.

21 Stenogr. Ber. d. Steierm. Landtages, IV. GP 1957–1961, 
14. Sitzung, 18./19.12.1957. 

22 Steirische Bewährung 1955–1965 (FN 20), 124; Neue 
Zeit, 20.12.1959.

des Steiermärkischen Landtages. Wegart starb am 30. 
Jänner 2009 in Graz.

4 Bis dahin hatte noch jede Partei, sofern sie genügend 
Geld dazu hatte, Stimmzettel mit ihrem Parteinamen an 
ihre potenziellen Wähler verschickt. Der Wähler sollte 
dann den Stimmzettel zur Wahl mitbringen und einwerfen 
bzw. vom Wahlleiter die sogenannten amtlichen Stimm-
zettel, die allerdings leer waren, verlangen. Diese Vorge-
hensweise benachteiligte die Kleinparteien. 

5 Archiv der ÖVP, Ordner zur Landtagswahl 1957, Redner-
skizze, 10.

6 Archiv der SPÖ, Bericht des Vorsitzenden, 3.
7 Bis dahin war Anton Stephan (VdU/FPÖ) Landessrat ge­

wesen. – Hanns Koren, geboren 1906 in Köfl ach, Matura 
am Fürstbischöfl ichen Knabenseminar Graz, Studium der 
Germanistik, Geschichte und Volkskunde in Graz, Schü­
ler von Geramb, Promotion 1932, danach am Institut für 
Volkskunde in Salzburg, 1936 Assistent im Volkskunde-
museum des Joanneum. Während der NS-Zeit anfäng-
liche gewisse politische Deckung durch Papesch, 1940–
1944 Wehrdienst. Dezember 1945 Habilitation, 1949 
Leiter des steirischen Volkskundemuseums, 1955–1972 
Ordinarius für Volkskunde an der Universität Graz. Paral­
lel dazu: 1950–1953 Vorsitzender der KA Steiermark, 
1953 Nationalratsabgeordneter der ÖVP, 1957 Landes-
rat, später Landeshauptmann Stellvertreter und Land-
tagspräsident. Koren starb 1985 in Graz.

8 Dies betonen vor allem Wolfgang Mantl und Fritz Csok-
lich in ihren Biografi en zu Krainer.

9 Neue Zeit, 11.3.1961.
10 Kleine Zeitung, 9.3.1961.
11 Archiv der ÖVP, Ordner Landtagswahl 1961, undatiertes 

Flugblatt.
12 Kleine Zeitung, 14.3.1961.
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•	Landeshauptmann	Josef	Krainer	sen.	im	Wahlkampf	vor	den	Toren	der	Alpine	Donawitz	in	den	1960er	Jahren.
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1965–1975 GERALD SCHÖPFER

1965–1975
Tiefgreifende

Veränderungen
GERALD SCHÖPFER

• Plakat der Volkspartei 
zur Landtagswahl 
1965.
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GERALD SCHÖPFER  1965–1975

Josef Krainer sen. galt als ein 
Mann, der stets für Reformen 
ŏen war und der mit 
deutlichen Worten auch stets 
auf Bundesebene sehr 
selbstbewusst die Anliegen  
der Steiermark zu vertreten 
wusste.
GERALD SCHÖPFER

Das Jahrzehnt von 1965 bis 1975 ist ein Jahr-
zehnt, das für Österreich viele Veränderungen 
brachte: Sowohl die politische Landschaft auf 
Bundes- und Landesebene als auch die gesamte 
Gesellschaft und die Wirtschaft wurden tiefgrei-
fenden Veränderungen unterzogen.1

1 9 6 5 :  
J on a s w ird  mit k n a pper M eh rh eit 
Bun d esprä sid en t

Im Jahr 1965 kam es zum Wechsel an der 
 österreichischen Staatsspitze: Bundespräsident 
Dr. Adolf Schärf starb am 28. April 1965. Der am 
20. April 1890 in Nikolsburg, Südmähren, ge-
borene Politiker war der erste Bundespräsident 
der Zweiten Republik, der nach einer sechs-
jährigen Amtsperiode nochmals wiedergewählt 
wurde. Er war nach dem Tod von Bundespräsi-
dent Theodor Körner am 4. Jänner 1957 als Kan-
didat der SPÖ am 5. Mai 1957 zum Bundesprä-
sidenten gewählt worden. Am 28. April 1963 war 
seine Wiederwahl erfolgt. 
Bei der Bundespräsidentenwahl am 23. Mai 
1965 siegte nach einem sehr kurzen Wahlkampf 
Franz Jonas. Der am 4. Oktober 1899 in Florids-
dorf (Wien) geborene SPÖ­Politiker war von 1951 
bis 1965 Bürgermeister und Landeshauptmann 
von Wien gewesen. Sein Wahlsieg war mit 
2,324.436 Stimmen denkbar knapp ausgefallen. 
Sein steirischer Gegenkandidat, Altbundeskanz-
ler und Nationalratsabgeordneter Dr. Alfons 
 Gorbach (ÖVP), hatte 2,260.888 Stimmen er-
reicht. Gorbach zog sich nach dieser knappen 
Niederlage aus der Tagespolitik zurück; er starb 
am 31. Juli 1972.

V erä n d erun g en   
in  d er Bun d espolitik :   
D a s E n d e d er G roß en  K oa lition en

Im Oktober 1965 kam es zu einer erneuten 
schweren Krise der Großen Koalition, die letztlich 
zum Beschluss führte, am 6. März 1966 Natio-
nalratswahlen abzuhalten. Dabei errang die ÖVP 
mit 85 Mandaten die absolute Mehrheit. Nach-
dem die Koalitionsverhandlungen zwischen ÖVP 
und SPÖ gescheitert waren, ging die seit 1945 
andauernde Phase der Koalitionen zu Ende und 
die ÖVP bildete die erste Alleinregierung der 
Zweiten Republik.
Bundeskanzler Dr. Josef Klaus galt als Reformer. 
Er war langjähriger Salzburger Landeshaupt-
mann (1949–1961) und war im April 1961 als 
Finanzminister in die Regierung von Bundes-
kanzler Dr. Alfons Gorbach geholt worden, wel-
chen er 1964 als Bundeskanzler ablöste.
Zum Wahlsieg der ÖVP hatte im Jahr 1966 bei-
getragen, dass die vom ehemaligen SPÖ-Innen-
minister und Gewerkschaftsführer Franz Olah 
gegründete neue Partei, die Demokratisch Fort-
schrittliche Partei (DFP), der SPÖ rund 150.000 
Wähler abspenstig machte. Außerdem hatten 
viele Sympathisanten der FPÖ diesmal die ÖVP 
gewählt, weil es eine kommunistische Wahlemp-
fehlung für die SPÖ gab, was zu Befürchtungen 
führte, dass eine „Volksfrontregierung“ vorberei-
tet werde.
Die Regierung Klaus war durchaus reformfreudig. 
Ihr gehörte erstmals in der Republik Österreich 
auch eine Frau als Bundesministerin an: Die Ge-
werkschafterin Grete Rehor verstand es durch-
aus, im Sozialressort neue Akzente zu setzen. 
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Mandatsverteilung lautete: ÖVP 15 Mandate, 
SPÖ 26 Mandate, FPÖ 6 Mandate, Kommunis-
ten 1 Mandat.

D ie Ä ra  L a n d esh a uptma n n   
J osef  K ra in er sen .   
g eh t un vermutet z u E n d e

Seit 1948 hatte Josef Krainer sen. als Landes-
hauptmann die politischen Geschicke der Stei-
ermark gelenkt. Er galt als ein Mann, der stets 
für Reformen offen war und der mit deutlichen 
Worten auch stets auf Bundesebene sehr selbst-
bewusst die Anliegen der Steiermark zu vertre-
ten wusste. Sein Wort hatte auch in Wien Ge-
wicht und so verwundert es nicht, dass ihn viele 
aus dem reformfreudigen Flügel der ÖVP gerne 
als Bundesparteiobmann gesehen hätten. Doch 
im Mai 1971, als er als ernsthafter Kandidat 
 neben Dr. Stephan Koren und Dr. Karl Schleinzer 
gegolten hatte, lehnte er dies unmissverständ-
lich ab. 

Ein Motto in ihrem Kampf um eine Besserstellung 
der Frauen in der Arbeitswelt lautete: „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit!“

V erä n d erun g en   
in  d er L a n d espolitik

Am 16. Februar 1965 starb der sehr verdienst-
volle Agrarpolitiker Ferdinand Prirsch im Alter 
von 58 Jahren. Er war von 1948–1965 als 
 Agrarlandesrat sowie Landesfeuerwehr- und 
Wohnbau referent Mitglied der Steiermärkischen 
Landes regierung. Sein Nachfolger wurde der 
Bezirks hauptmann von Feldbach, Dr. Friedrich 
Niederl.
Die für die ÖVP überaus erfolgreiche Landtags-
wahl vom 14. März 1965 brachte – wie im vorhe-
rigen Kapitel schon eingehend dargestellt – Josef 
Krainer die absolute Mehrheit im Landtag. Hin-
gegen brachte die Grazer Gemeinderatswahl 
vom 24. März 1968 der ÖVP schwere Verluste, 
während die SPÖ kräftig zulegen konnte. Die 

• Alfred Rainer, LR Peltzmann und Franz Hasiba  
Mitte	der	1960er	Jahre.

• Josef Krainer sen. mit jungen Wahlhelfern während 
des	Landtagswahlkampfs	1970.

• Die Reformer Josef Klaus, Josef Krainer sen. und 
Franz Wegart in der legendären Grazer „Gruabn“.

•	ORF-Reporter	Günther	Ziesel	interviewt	 
Josef Krainer sen. nach dem Sieg bei der  
Landtagswahl	1970.
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D ie Z ivilg esellsch a f t w ird  z um 
g esta lten d en  E lemen t

Als Folge des Rundfunkvolksbegehrens, welches 
die Abschaff ung des sogenannten „Proporzfunk“ 
gefordert hatte, wurde im Juni 1966 gegen den 
Willen der SPÖ ein neues Rundfunkgesetz be-
schlossen, welches dem ORF die Unabhängig-
keit sicherte.
Ein weiteres sichtbares Zeichen einer mündigen 
Zivilgesellschaft war die Aktion beherzter Bürge-
rinnen und Bürger in Graz, welche sich gegen 
den Bau einer Tiefgarage im Landhaushof in der 
Herrengasse richtete. Dies war das auslösende 
Element für die Aktion „Rettet die Altstadt“, die 
vom Chef vom Dienst der „Kleinen Zeitung“, Prof. 
Max Mayr, organisiert wurde. Eine Unterschriften-
aktion brachte fast 100.000 Unterschriften. Mit 
dieser Aktion wurde der Schutz der Altstadt er-
reicht. Im Juni 1974 wurde vom Steiermärki-
schen Landtag das Grazer Altstadterhaltungsge­
setz beschlossen. Damit war eine wichtige Vor-

Landeshauptmann Josef Krainer sen. starb im 
69. Lebensjahr völlig überraschend am 28. No­
vember 1971 bei einer Fasanenjagd in Allerhei-
ligen bei Wildon. Am 10. Dezember 1971 wurde 
sein Wunschkandidat Dr. Friedrich Niederl vom 
Landtag zum neuen Landeshauptmann ge-
wählt. Sein Sohn Dr. Josef Krainer jun. zog da-
mals als Landesrat in die Steiermärkische Lan-
desregierung ein. Unter Friedrich Niederl be-
gann die programmatische Arbeit am „Modell 
Steiermark“, welches einen politischen Gesamt­
plan für die Steiermark bis zum Jahr 1980 ent-
wickelte.
Bei der Landtagswahl am 20. Oktober 1974 er-
reichte die Steirische Volkspartei unter Dr. Niederl 
die absolute Mehrheit. Die ÖVP erreichte 
31 Mandate, die SPÖ 23 und die FPÖ 2 Man-
date. Erstmals fanden vor dieser Wahl durch 
die steirischen Landtagsparteien Vorwahlen zur 
Kandidatenauslese statt. 

• Die Begräbnisfeierlichkeiten zum Tode Josef Krainer sen., der am 28. November 1971 verstarb.
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D ie Bun d esprä sid en ten w a h l 
von  1 9 7 4

Nach dem Tod von Bundespräsident Franz  Jonas 
am 24. April 1974 kam es zu Neuwahlen. Die 
SPÖ stellte Dr. Kirchschläger als Spitzenkandida-
ten auf. Dieser war zunächst ab 1970 als Partei-
loser zum Außenminister des SPÖ-Minderheits-
kabinetts unter Dr. Bruno Kreisky ernannt worden 
und er gehörte auch der SPÖ­Alleinregierung bis 
zu seiner Wahl zum Bundespräsidenten 1974 als 
Außenminister an. In der ÖVP hatte es interne 
Diskussionen über den idealen Gegenkandidaten 
gegeben: Dr. Hermann Withalm hatte zu sehr 
das Image einer harten Persönlichkeit, so ent­
schied man sich relativ spät für den verbind-
licher erscheinenden Innsbrucker Bürgermeister 
Dr. Alois Lugger. Kirchschläger gewann mit 52 % 
der Stimmen und er blieb dann nach seiner 
Wieder wahl bis 1986 im Amt.

1965–1975 GERALD SCHÖPFER

aussetzung dafür geschaff en worden, dass die 
Landeshauptstadt Graz, Jahrzehnte später, 1999 
zum UNESCO-Weltkulturerbe erklärt werden 
konnte.
Weitere selbstbewusste Aktionen der Zivilgesell-
schaft bezogen sich auf die geplante Stadt-
autobahn durch Graz. Die Trassenführung der 
Pyhrnautobahn (A9) hätte eine Zerschneidung 
des Bezirks Eggenberg gebracht. Der durch 
Jahre überaus erfolgreiche SPÖ-Bürgermeister 
DI Gustav Scherbaum vertrat diese Strecken­
führung und ließ die Unterschriften eines Volks-
begehrens gegen die Eggenberger Trasse vom 
Magistrat prüfen. Dies löste einen Sturm der Em­
pörung aus und die SPÖ erlitt bei der Gemein­
deratswahl am 25. Februar 1973 einschnei-
dende Verluste. Scherbaum wurde darauf vom 
FPÖ­Politiker DI DDr. Alexander Götz als Bürger­
meister abgelöst.

• Drei Landeshauptleute auf einem Bild: Waltraud Klasnic, Josef Krainer jun. sowie Friedrich Niederl am Pult.
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Abstimmung ergab unter den Studierenden ein 
breites Votum für die Beibehaltung der feierlichen 
Formen von Sponsionen und Promotionen sowie 
der Talare. Es gab auch immer wieder Proteste 
gegen das zu geringe Universitätsbudget, und es 
gab in Graz auch Protestzüge, bei denen Stu-
denten und Professoren gemeinsam eine Er-
höhung des Wissenschaftsbudgets forderten. 
Das Jahr 1968 bildete in ganz Europa mit seinen 
Studentenrevolten einen merkbaren Einschnitt in 
der politischen und kulturellen Entwicklung. In 
der Steiermark gab es relativ harmlose Demons-
trationen, aber heftige Diskussionen auf den Uni-
versitäten, in denen die akademische Lehrer-
schaft und Studierende über Mitbestimmungs-
fragen, aber auch um Studienreformen disku-
tierten. Unterschiedliche Proteste gab es in 
Öster  reich dann aber auch im Umfeld der kont-
rären Ansichten, wie die universitären Strukturen 
beschaffen sein sollten. Mit dem Universitäts­

U n iversitä ten ,  H och sch ulpolitik  
un d  P rotestb ew eg un g en

Bereits vor dem Jahr 1968 begannen auf den 
steirischen Universitäten rege Auseinanderset-
zungen und es zeigten sich neue Bewegungen. 
Im Jahr 1965 gründeten der spätere Chefredak-
teur Gerfried Sperl, der spätere Grazer ÖVP­Kul-
turstadtrat Helmut Strobl und Matthias Wabl, 
später Professor für Biochemie in San Francisco, 
die „Aktion” unter dem Motto „Links von rechts 
und rechts von links”. 
„Unter den Talaren – Muff von tausend Jahren“ 
und ähnliche Slogans sollten provozieren, wie 
auch Gegeninaugurationen mit Klopapierrollen 
statt Samtteppichen. Der Rektor der Karl-Fran-
zens-Universität Dr. Karl Lechner war mit der For-
derung konfrontiert, die Talare abzuschaffen. Er 
machte dies zum Inhalt einer Abstimmung unter 
den Universitätsangehörigen. Die entsprechende 
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• Der legendäre Tonbildwagen – von links: Schilcher,  
Krainer jun., Hasiba, Maitz, Marko und Strobl.

•	Gemeinderatswahl	1973	in	Graz.	Franz	Hasiba	und	
seine Mitarbeiter nehmen Ergebnisse entgegen.

•	Kulturlandesrat	Kurt	Jungwirth	1970	und	 
sein Vorgänger Hanns Koren.

• Die Aktion „Rettet die Grazer Altstadt“ 1972.
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70 jahre steirische reformkraft

Politik und Sport weisen einige Parallelen auf – in beiden Bereichen ist 
konsequente Arbeit erforderlich, um das gewünschte ziel zu erreichen. Im 
Sport ist dieses ziel beispielsweise der gewinn einer goldmedaille, in der 
Politik, das Vertrauen der Wähler zu erlangen. Sich über einen langen 
zeitraum zu beweisen, erfordert viel engagement und enthusiasmus für 
das, was man tut. um sozusagen im rennen zu bleiben und das Vertrauen 
der menschen zu erhalten, ist es ebenso wichtig, Probleme zu erkennen, sie 
zu lösen, auch wenn es oftmals unangenehm und unpopulär ist. Die 
Steirische Volkspartei tut dies seit nunmehr 70 Jahren – hierzu gratuliere 
ich herzlich.
HuBert neuPer, erFoLgreIcHer SKISPrInger, Heute eVentmAnAger 

Nachhaltige, sozial gerechte, lösungsorientierte und wirtschaftlich effi  ziente 
Politik ist das Fundament für eine erfolgreich funktionierende gesellschaft. 
Sie bietet chancen, um mit den Herausforderungen der gegenwart und der 
zukunft umsichtig und verantwortungsvoll umgehen zu können. Allerdings 
bedarf es immer auch jener, die diese chancen ergreifen und sie für sich 
und ihre mitmenschen mit Weitblick nutzen. Hier ist vor allem die junge 
generation gefordert!
mAg.A KAtHArInA KonScHegg, mItArBeIterIn Der ScHooL oF 
InternAtIonAL AnD ADVAnceD StuDIeS Der recHtSWISSen-
ScHAFtLIcHen FAKuLtÄt Der KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz

Wie wird das, was heute populär ist, die generationen von morgen 
betreff en? Wer politisch handelt, muss bereit sein, sich über private 
Interessen hinaus auf gemeinsame Belange in einer gemeinsamen Welt 
einzulassen und auch mühen durchzustehen. Wir dürfen auch keine Angst 
vor möglicherweise unpopulären maßnahmen haben, von denen noch viele 
künftige Generationen profi tieren.
unIV.-Doz. DIPL.-Ing. Dr. gerHArD rüScH, StADtrAt Für WIrtScHAFt 
unD tourISmuS, BeteILIgungen unD Bürger/InnenBeteILIgung Der 
StADt grAz
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mit 70 Jahren ist man eine gesetzte Dame, reich an erfahrung, humorvoll 
und liebenswert (hoff entlich!). In einer Familie ist ein solcher Mensch 
nicht wegzudenken, ein Fixpunkt für generationen. Bei der öVP in der 
Steiermark liegen die Dinge sehr ähnlich – egal, ob man sie wählt oder 
nicht. Aber das birgt drei gefahren: Selbstverständlichkeit, 
Selbstzufriedenheit und nostalgie – alles politische und gesellschaftliche 
Todsünden. Ich hoff e, dass die Steirische Volkspartei der Versuchung 
widersteht, dazu ist sie zu wichtig!
Dr. tHomAS KrAutzer, geScHÄFtSFüHrer Der 
InDuStrIeLLenVereInIgung SteIermArK

Im Burgenland, dem „eisernen Vorhang“ relativ nahe, geboren, 
wuchs ich dankbar in ein friedliches und aufstrebendes österreich hinein 
– ich kenne kein anderes!
Für mich ist die öVP garant für Leistung und verantwortungsvolles 
umgehen mit ressourcen. Ich lebe in murau, vielleicht ist mir gerade 
deshalb die gute Absicherung des wirtschaftlichen Standortes so wichtig. 
mein geburtstagswunsch: ermöglichen und leben wir Selbst-
verantwortung und Wahlfreiheit – die österreicherinnen sind reif dafür.
LABg. mAnueLA KHom, LAnDeSLeIterIn Der SteIrIScHen 
FrAuenBeWegung 

Für die Bürgerinnen und Bürger ist ein gesundheitssystem von hoher 
Qualität zurecht ein ganz wesentliches Anliegen. Die Politik ist gefordert, 
die notwendigen Rahmenbedingungen dafür zu schaff en. Gerade auch in 
zeiten von Budgetnöten muss es das ziel sein, die besten Strukturen für 
eine optimale Versorgung zu gewährleisten.
Dr.In AStrID tADLer, oBerÄrztIn Für gYnÄKoLogIe unD geBurtSHILFe 
Am LKH DeutScHLAnDSBerg 
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österreich, war seit 18. Jänner 1954 Nachfolger 
von Ferdinand Stanislaus Pawlikowski, der noch 
den Titel eines Fürstbischofs getragen hatte. 
Schoiswohl hatte einige Reformen durchgesetzt: 
So berief er einen ständigen Priesterrat ein, der 
ihn beriet; Laien durften in einer Synode mitreden 
und als Kommunionspender fungieren. Die Pries-
terausbildung wurde modernisiert. Junge Pries-
ter durften, um Verständnis für die Arbeiterschaft 
zu bekommen, für einige Zeit in steirischen Berg-
werken arbeiten. Im November 1968 versuchte 
er bei einem Besuch im Vatikan durchzusetzen, 
dass verheiratete ehemalige Priester wenigstens 
als ständige Diakone und Religionslehrer zuge-
lassen werden sollten. 
Nach seinem Rücktritt wurde der Pfarrer von 
Graz St. Andrä, Johann Weber, am 28. Septem-
ber 1969 zum neuen Bischof geweiht. Er erfreute 
sich wegen seiner Volksnähe großer Beliebtheit.

M a ch tw ech sel  
in  d er Bun d espolitik

Der Obmann der steirischen Elternverbände, der 
Grazer Rechtsanwalt Dr. Hans Baier, brachte ein 
Volksbegehren ein, dessen Ziel es war, die Einfüh-
rung des vom Unterrichtsministerium geplanten 
neunten Schuljahres zu verhindern. Das Volks-
begehren war erfolgreich; darauf trat der aus  
der Steiermark stammende Unterrichtsminister 
Dr. Piffl­Perčević zurück, als sein Nachfolger 
wurde Dr. Alois Mock am 2. Juni 1969 angelobt. 
Die Nationalratswahl vom 1. März 1970 brachte 
das Ende der ÖVP-Alleinregierung. Zum ersten 
Mal seit 1945 erringen die Sozialdemokraten die 
Mehrheit der Mandate und Dr. Bruno Kreisky wird 
der erste sozialdemokratische Bundeskanzler 
der Zweiten Republik. Die Mandatsverteilung war 
nun 81 SPÖ, 78 ÖVP, 6 FPÖ. 
Da die Gespräche über die Bildung einer Großen 
Koalition erfolglos blieben, kam es schließlich zu 
einer von der FPÖ unterstützten sozialdemo-
kratischen Minderheitsregierung bis 1971. Am 
10. Oktober 1971 kam es dann zu einer vorzeiti-
gen Nationalratswahl. Nach einem heftig geführ-
ten Wahlkampf gelang der SPÖ unter Bundes-
kanzler Dr. Bruno Kreisky die Eroberung der ab-
soluten Mehrheit. Die SPÖ erreichte 93 Mandate, 
die ÖVP 80 und die FPÖ 10 Mandate. Damit 
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organisationsgesetz 1975 (UOG 1975), das die 
Handschrift der SPÖ-Wissenschaftsministerin 
Dr. Hertha Firnberg trug, wurde ein Kulminations-
punkt erreicht, da mit dieser Reform die alte 
Ordinarien universität durch ein drittelparitäti-
sches Mitbestimmungsmodell ersetzt wurde. 
Während es in den USA zu dieser Zeit vor allem 
wegen der Rassenprobleme und dem Vietnam-
krieg zu Protesten kam, war in Österreich die am 
21. August 1968 erfolgte Niederschlagung des 
sogenannten „Prager Frühling“ ein Grund für 
 Protestzüge und heftige Diskussionen. 

Die Öffnung zur zeitgenössischen 
K un st –  d er „ steirisch e h erb st“

Am 23. September 1968 wurde der erste „steiri-
sche herbst“ eröffnet. Bereits seit Jahren hatte 
der profilierte steirische Kulturpolitiker Univ.­Prof. 
Dr. Hanns Koren diese Veranstaltung gefordert. 
Die Grundidee war die künstlerische Auseinan-
dersetzung der Steiermark mit der modernen 
Kunst. Beim ersten „steirischen herbst“ gab es 
z.B. die Erstaufführung von Peter Handkes Stück 
„Kaspar“. 
Der „steirische herbst“ ist heute europaweit das 
älteste Festival für „neue“ Kunst. Ein Anliegen 
dieses Kulturevents war die Vernetzung der ver-
schiedenen Kunstdisziplinen. Im Gegensatz zu 
herkömmlichen Festspielen sollte das Augen-
merk auf die Neuschöpfung und nicht auf die 
Reproduktion gelegt werden. 
Besonders in den ersten Jahren sorgte der „stei-
rische herbst“ für zahlreiche Provokationen. Lan-
deshauptmann Josef Krainer sen. stand durch-
aus hinter dieser Öffnung zur Moderne und be-
stärkte Hanns Koren in seiner Kulturpolitik. Er 
bewies gegenüber manchen Anfeindungen seine 
Standfestigkeit, die damals in den heftigen 
 Auseinandersetzungen um die zeitgenössische 
Kunst notwendig war. 

V erä n d erun g en   
in  d er k a th olisch en  K irch e

Am 31. Dezember 1968 trat der Bischof der Di-
özese Graz­Seckau, Dr. Josef Schoiswohl völlig 
über raschend zurück. Josef Schoiswohl, geb. 
am 3. Jänner 1901 in Guntramsdorf, Nieder­
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wurde durch eine Expansion im tertiären Sektor 
kompensiert, doch dies wurde damals keines-
wegs als positiv im Sinne der Stadienlehre von 
Colin Clark3, sondern als eine sklerotische Wirt-
schaftserscheinung interpretiert.4

Zwischen 1962 und 1968 lag die Arbeitslosen-
quote in der Steiermark zwischen 3,0 % und 
3,9 %. Das arithmetische Mittel lag mit 3,5 %  
um 0,8 % über dem österreichischen Wert von 
2,7 %.5

Damals kam es zu einer verschlechterten Posi-
tion im Außenhandel, die mit der europäischen 
Integrationsbewegung in Zusammenhang stand. 
Während zwischen 1953 und 1962 die österrei-
chischen Exporte noch ein nominelles Wachstum 
von 10,7 % jährlich zu verzeichnen hatten, flachte 
dieses Wachstum von 1962 bis 1967 auf 7,4 % 
ab. Wenngleich sich für dieselben Perioden auch 
das Importwachstum abflachte, nämlich von 
13,2 % auf nur noch 8,3 %, so passivierte sich 
die Handelsbilanz laufend weiter. Wegen der 
 guten Entwicklung im Tourismus blieb die Zah-
lungsbilanz dennoch weitgehend ausgeglichen.6 
Die Verschlechterung der österreichischen 
Außen handelsentwicklung hing einerseits mit der 
allgemeinen Konjunkturentwicklung der OECD-
Staaten zusammen, andererseits wirkte sich die 
Diskriminierung des österreichischen Außen­
handels aus.

D ie A usw irk un g en   
d er E uropä isch en  I n teg ra tion

Dass Österreich nicht Mitglied der „Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft“ (EWG) war, brachte 
spürbare ökonomische Diskriminierungseffekte. 
Der Integrationsgewinn für die EWG­Mitglieder 
führte zugleich zu einer verschlechterten Wettbe-
werbsposition für die nicht in den EWG­Markt 
integrierten Länder. Österreich hatte mit vielen 
EWG­Staaten, wie vor allem mit Deutschland, 
intensive Außenhandelskontakte. So war die 
Nichtteilnahme an der Integration ungünstig; dies 
betraf besonders die Steiermark, weil mehr als 
die Hälfte aller Exporte in die EWG ging.7 So 
brachte dies für die Steiermark Probleme, weil 
hier in den 60er Jahren strukturelle Schwächen 
sichtbar wurden und durch die zollmäßige Diskri-
minierung, aber auch durch die Konjunktur-

konnte Dr. Bruno Kreisky eine SPÖ-Alleinregie-
rung bilden. 
Auch bei der Nationalratswahl vom 5. Oktober 
1975 war Dr. Bruno Kreisky wieder erfolgreich 
und konnte die absolute Mehrheit für die SPÖ 
verteidigen. Das Ergebnis brachte den gleichen 
Mandatsstand wie die Wahl des Jahres 1971.
Am 25. April 1971 stellte sich Franz Jonas der 
Wiederwahl. Da er als amtierender Präsident 
nach durchaus korrekter Amtsführung einen 
Startvorteil hatte, gab es innerhalb der ÖVP einen 
langwierigen Entscheidungsprozess, welchen 
aussichtsreichen Kandidaten man gegen Jonas 
in das Rennen schicken sollte. Schließlich fiel die 
Entscheidung für Dr. Kurt Waldheim. Er war ehe-
maliger Außenminister in der Regierung Klaus 
und dann österreichischer Botschafter bei den 
Vereinten Nationen in New York. Jonas gewann 
allerdings mit 53 %, Dr. Kurt Waldheim kam auf 
47 % der Stimmen.
Bei der steirischen Landtagswahl am 15. März 
1970 verlor die ÖVP ein Mandat, die SPÖ ge-
wann zwei Mandate. Die Mandatsverteilung lau-
tete nun 28 ÖVP, 26 SPÖ, 2 FPÖ.

Z ur w irtsch a f tlich en  E n tw ick lun g

Bereits mit der Rezession von 1962 kam es zur 
Verlangsamung des Wirtschaftswachstums. Die 
mit der Wiederaufbauphase verbundenen Nach-
holeffekte waren abgeschlossen und die wirt-
schaftliche Dynamik ließ nach.2 Während die 
durchschnittliche Wachstumsrate des realen 
Brutto-Inlandprodukts zwischen 1953 und 1962 
noch 6,3 % betragen hatte, ging diese im Zeit-
raum von 1962 bis 1967 auf 4,3 % zurück. Aus 
heutiger Sicht sind das noch immer durchaus 
respektable Werte, doch in Relation zu den vor-
angegangenen „Wirtschaftswunderjahren“ wurde 
dies als ein Problem empfunden, weil nun die 
strukturellen Schwächen der Industrie sichtbar 
wurden.
Trotz weiter steigender Gesamtinvestitionsquote 
gingen die industriellen Investitionen zurück, die 
Anzahl der Industrie-Beschäftigten stagnierte 
und die durchschnittliche Inflationsrate, die zwi-
schen 1953 und 1962 bloß 2,6 % ausgemacht 
hatte, stieg zwischen 1962 und 1967 auf 3,6 %. 
Das sich verlangsamende Industriewachstum 
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merkbar. Als Symbol steirischer Wirtschaftskraft 
galt seit Jahrhunderten der Erzberg: Nun ergab 
sich ein ernster Konkurrenzdruck, weil die Förde-
rung am Erzberg wegen der Konkurrenz über-
seeischer Erze, die zu niedrigeren Preisen ange-
boten wurden und überdies einen höheren 
Eisenerz gehalt aufwiesen, unter Druck geriet. 
Darauf reagierte man in Eisenerz mit Rationalisie-
rungsschritten und einer Mechanisierung der 
Erzaufbereitung. Trotz Konkurrenz konnte sich 
der steirische Erzberg weiter behaupten: Der ge-
samte Erzbedarf des Werkes Donawitz und der 
halbe Erzbedarf der VOEST-Linz wurden vom 
steirischen Erzberg bezogen.
Problematischer wurde die Situation im steiri-
schen Braunkohlenbergbau. Ab Ende der 50er 
Jahre machte sich die Konkurrenz von Heizöl 
und Gas bemerkbar. Dazu kam, dass die Kohlen-
förderung mit steigenden Kosten verbunden war. 
Durch die Errichtung von kalorischen Kraftwer-
ken konnte zwar ein Mindestabsatz gesichert 
werden, doch die Fördermengen der steirischen 
Braunkohlenbergwerke mussten drastisch zu-
rückgenommen werden, weil die Betriebe immer 
tiefer in die roten Zahlen gerieten. Vorerst wurden 
sie jedoch aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
gefördert, doch die Kritik an der unwirtschaft­
lichen Weiterführung wuchs in der Öffentlichkeit; 
so erwirtschaftete die Grube Fohnsdorf, die zu 
einem der tiefsten Tagbauten Europas wurde, 
1966 ein Defizit von mehr als 70 Millionen Schil-
ling.
Angesichts der Konjunkturverschlechterung hat-
ten auch jene Bergbaubetriebe Kontraktionen in 
den Absatzmengen hinzunehmen, deren Pro-
dukte direkt von der industriellen Nachfrage ab-
hängen: Dazu zählte vor allem der Magnesitberg-
bau. Große Absatzprobleme gab es auch für die 
heimische Zellulosefabrikation, die unter billige-
ren ausländischen Konkurrenzprodukten litt. 
Letzteres wirkte negativ auf den steirischen Holz-
absatz.10

Wie bereits in dem vorangegangenen Jahrzehnt 
sanken die steirischen Anteile an der gesamt-
österreichischen Brutto­Wertschöpfung in der 
folgenden Phase der Strukturkrise ab 1962 wei-
ter ab. Lediglich in einer späteren Phase, nämlich 
1973/74 – als es kurzzeitig zu einem Boom der 
Grundstoffindustrien kam – konnte die Steier-

schwäche Deutschlands Absatzprobleme auf-
traten.
Die „Europäische Freihandels-Assoziation“ 
(EFTA), welche ihr Ziel eines vollständigen gegen-
seitigen Zollabbaus bereits 1967 vorzeitig errei-
chen konnte, brachte für Österreich eine etwas 
breitere Streuung der Exporte. So wurden bei-
spielsweise Skandinavien und Großbritannien für 
die österreichischen Exporteure bedeutsamer. 
Zugleich nahmen ausländische Direktinvestitio-
nen – vor allem aus Deutschland – in Österreich 
zu, weil so ausländische Investoren zollfrei in die 
EFTA liefern konnten. Vor dem Entstehen der 
EWG waren fast 50 % aller österreichischen Ex-
porte in diesen Raum gegangen, bis 1968 redu-
zierte sich dieser Anteil auf etwa 40 %. Hingegen 
stieg der Anteil des EFTA­Raumes an den öster-
reichischen Exporten von 10,9 % auf 23,6 %.8 Es 
steht aber fest, dass der Integrationsgewinn, 
welcher sich durch die EFTA ergab, keineswegs 
den Diskriminierungsverlust durch die EWG wett-
machen konnte. Deshalb gab es bei österreichi-
schen Wirtschaftspolitikern Interesse, zu einer 
Annäherung an den EWG­Raum zu kommen.9 
Zu den Zielen der EFTA hatte es gehört, eine ge-
meinsame Plattform für Verhandlungen mit der 
EWG zu bilden. Allerdings sollten die folgenden 
Verhandlungen zunächst immer wieder an den 
gegensätzlichen Interessen von Großbritannien 
und Frankreich scheitern. Österreichische Ver-
suche, sich in einem Sondervertrag, welcher auf 
den neutralen Status von Österreich Rücksicht 
nimmt, der EWG anzunähern, waren damals 
einer seits wegen der durch den Südtirolkonflikt 
ausgelösten ablehnenden Haltung Italiens, aber 
auch wegen der generellen Haltung der EWG, 
zunächst mit den Interessenten an einem Voll-
beitritt zu einem Vertragswerk zu kommen, er-
folglos.

N a ch h in k en  d er steirisch en   
W irtsch a f tsen tw ick lun g

Besonders ab 1965 gab es in der steirischen In-
dustrie ein verlangsamtes Wachstum. Dieser Ab-
schwächungsprozess erfasste zwar ab 1966 
ganz Österreich, er machte sich aber in der 
Steier mark wegen der von der Schwerindustrie 
geprägten Wirtschaftsstruktur deutlicher be-
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• Wahlplakat  
aus dem Jahr 1974  
zum ersten Programm  
des „Modell Steiermark“, 
das bereits 1972  
veröffentlicht	wurde.
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Integrationsprozesses auf Österreich günstig 
aus: Mit 1. Oktober 1972 wurde das Globalab-
kommen zwischen der EWG und Österreich für 
eine Freihandelszone für gewerblich-industrielle 
Produkte abgeschlossen, welches bereits vorzei-
tig eine erste Zollsenkungsetappe von 30 % 
brachte.13

In der Steiermark gab es damals einen mit der 
elektronischen Datenverarbeitung verbundenen 
Innovationsschub. Allmählich begannen sich die 
Computer durchzusetzen: 1969 wurden in der 
Steiermark 28 Computer installiert, die meisten 
davon standen in Graz. Ab 1972 erfolgt die 
 Computerisierung bei der Grazer Gebietskran-
kenkasse und der Polizeidirektion.14

Zwischen 1968 und 1973 lag die Arbeitslosen-
quote in der Steiermark zwischen 1,5 % und  
3,7 %. Das arithmetische Mittel lag um 0,4 % 
über dem österreichischen Wert von 2,3 %.15

E rd ö lsch ock s un d   
A ustrok ey n esia n ismus

Mit der Erdölkrise 1973/74 kam es weltweit zum 
Konjunktureinbruch, der mit einer drastischen 
Steigerung der Rohstoff­ und Energiepreise ver-
bunden war. Ab 1973 kam es zu einer österrei-
chischen Sonderentwicklung in der Wirtschafts-
politik und man schwenkte nicht auf den interna-
tionalen Kurs ein.
Unter Bundeskanzler Bruno Kreisky rechnete 
man nur mit einem kurzfristigen Konjunkturein-
bruch, denn die Prognosen der Wirtschafts-
forscher waren optimistisch, sie hatten für 1975 
bereits wieder eine Erholung angekündigt. So 
wurde in Österreich eine Politik des „Durch-
tauchens“ eingeschlagen, welche das hohe 
Beschäftigungs niveau aufrechterhalten sollte – 
für Kreisky hatte die Vollbeschäftigung die von 
ihm oft deklarierte höchste Priorität.
Als entgegen der Prognosen der Konjunkturein-
bruch 1975 einsetzte, wurde in Österreich das 
keynesianische Instrumentarium des „deficit 
spending“ bei Erweiterung der monetären Basis 
angewandt. Während eine Konjunkturverbesse-
rung 1976 einige Länder veranlasste, wieder zur 
Budgetkonsolidierung überzugehen, wurden in 
Österreich weiter über das Budget expansive 
 Impulse gesetzt. Zugleich aber versuchte man 

mark kurzfristig wieder den Anteil an der Brutto-
Wertschöpfung verbessern. Als dieser jedoch 
wieder vorbei war, sollte sich die hier aufgezeigte 
Tendenz auch noch in den 70er und 80er Jahren 
fortsetzen.
Zugleich sei noch auf ein weiteres Problem ver-
wiesen: Die steirische Produktivität lag in diesem 
Zeitraum deutlich unter dem österreichischen 
Schnitt. Von 1961 bis 1968 konnten nur 90,2 % 
und in den folgenden Jahren nur mehr 88,8 % 
der österreichischen Produktivitätswerte erzielt 
werden. In dieser Phase war die wirtschaftliche 
Entwicklung der Steiermark durch hohe Agrar-
quote, industrielle Monostrukturen und Grund-
stofflastigkeit, relative Rückständigkeit, unter-
durchschnittliche Wachstumsdynamik und gerin-
gere Produktivität gekennzeichnet. Diese Wachs-
tumsschwäche erklärt auch die Forderung des 
damaligen steirischen Wirtschaftsberaters, Univ.-
Prof. Dr. Adolf Nussbaumer, mit Strukturverbes-
serungen in die steirische Wirtschaftsentwicklung 
einzugreifen.11 

W irtsch a f tsa uf sch w un g  a b  1 9 6 8

Das Jahr 1968 brachte auch in Österreich einen 
merkbaren Einschnitt in der politischen und kul-
turellen Entwicklung des Landes12 und auch für 
die Wirtschaft war 1968 eine Zäsur; denn da be-
gann ein internationaler Konjunkturaufschwung. 
Die Phase von 1968 bis 1974 wurde zur längsten 
Hochkonjunkturperiode der Zweiten Republik. Es 
gab damals in Österreich beachtliche reale 
Wachstumsraten des Brutto-Inlandsprodukts 
von durchschnittlich 5,4 %, womit sogar die üb-
rigen OECD­Staaten übertroffen wurden. In diese 
Zeit fiel auch die internationale Rezession von 
1971/72, doch diese ging an Österreich nahezu 
ohne große Auswirkungen vorbei. Das Ende die-
ser Hochkonjunkturperiode trat dann mit dem 
„Ölpreisschock“ von 1973 ein. 
In dieser Phase konnte die Industrie einen be-
merkenswerten Beitrag zum gesamtwirtschaft-
lichen Wachstum leisten, die vorangegangene 
Phase der Strukturkrise scheint zu einer Verbes-
serung der Angebotsstruktur und dynamischen 
Anpassungsprozessen geführt zu haben, die 
sich nun positiv auswirkten. Zugleich wirkte sich 
auch die Weiterentwicklung des europäischen 

1965–1975 GERALD SCHÖPFER



70 jahre steirische reformkraft 51

hindert werden konnte, so fiel der Rückgang 
 relativ milde aus und es entwickelten sich die 
meisten ökonomischen Indikatoren besser als in 
den übrigen europäischen Staaten. Die Hartwäh-
rungspolitik hatte allerdings negative Auswirkun-
gen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
und so kam es zu einem deutlichen Ansteigen 
des Leistungsbilanzdefizits, und dies bewirkte 
schließlich einen Kurswechsel in der österreichi-
schen Wirtschaftspolitik, welcher zu einem Maß-
nahmenpaket führte, welches mit zahlreichen 
Belastungen für die Steuerzahler verbunden war. 
So wurde auf Luxusgüter ein erhöhter Mehrwert-
steuersatz von 30 % eingeführt. Die Vermögens-
steuer und zahlreiche Gebühren wurden angeho-
ben, die Bundeskraftfahrzeugsteuer wurde ein-
geführt etc.
Allerdings muss angemerkt werden, dass die 
Zahl der ausländischen Arbeitskräfte gleichsam 
wie ein Konjunkturpuffer jeweils modifiziert wurde 
und es auf diese Art zu einem Export des Ar-
beitslosenproblems kam: Die Zahl der ausländi-
schen Arbeitskräfte in Österreich, die 1962 bloß 
17.700 betragen hatte, wurde bis 1973 bis auf 
226.800 gesteigert. Ab dem Einsetzen der Öl-
krise kam es kontinuierlich zu einer Verringerung 
der Zahlen.17

auch, einen Inflationsauftrieb zu verhindern, in-
dem der bisherige Hartwährungskurs beibe-
halten wurde. 

W eltw eite U n sich erh eiten   
a m W ä h run g ssek tor

Ein vor allem die außenwirtschaftlichen Verflech-
tungen betreffendes Problem war das weltweite 
System der Wechselkurse, welches über das 
Abkommen von Bretton Woods in der Nach-
kriegsperiode für lange Zeit relativ stabil war. 
Doch am 15. August 1971 wurde die formelle 
Gold­Konvertibilität des amerikanischen Dollars 
unter Präsident Richard Nixon aufgehoben. Alle 
Versuche, das System fester Wechselkurs zu er-
halten, wurden Ende 1973 aufgeben. Seitdem 
gab es weltweit währungspolitische Turbulenzen 
und der Kurs der Leitwährung Dollar unterlag 
starken Schwankungen.
Durch die fortschreitende weltwirtschaftliche In-
tegration wurden auch die Kapitalbewegungen 
zusehends unkontrollierbarer, was wiederum den 
Spielraum der nationalen Geldpolitik ab Beginn 
der 70er Jahre stark einengte. Dies führte dazu, 
dass die Österreichische Nationalbank den 
Wechselkurs des Schillings ab 1976 in eine feste 
Relation zur Deutschen Mark brachte. Nachdem 
Deutschland der mit Abstand wichtigste Außen-
handelspartner war, brachte dies Stabilität in die 
für Österreichs Außenhandel bedeutendste Aus-
tauschrelation. Somit wurden das Wechselrisiko 
und die Gefahr allfälliger spekulativer Kapi-
taltransfers wesentlich gemindert.16 Außerdem 
wurden so positive Wirkungen der deutschen 
Stabilisierungspolitik auch für Österreich wirk-
sam.
Diese Besonderheit, nämlich die Koppelung der 
Politik des „deficit spending“ mit einer Hartwäh-
rungspolitik, wurde mit dem Ausdruck „Austro-
keynesianismus“ apostrophiert. Diese Wirt-
schaftspolitik war in Bezug auf Arbeitslosigkeit 
erfolgreich, denn es konnte eine auffallend nied-
rige Arbeitslosenquote erreicht werden. Die 
Kehrseite war aber ein starker Anstieg der 
Staatsschulden und eine Verschlechterung der 
Leistungsbilanz. 
Wenngleich auch in Österreich 1975 ein Absin-
ken des realen Brutto-Inlandsprodukts nicht ver-

GERALD SCHÖPFER  1965–1975

• Ein demokratiepolitisches Novum: Vorwahlen 1974.
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R esü mee

Insgesamt war das Jahrzehnt von 1965–1975 
eine Phase von sehr starken Veränderungen. Die 
lange Phase der Großen Koalitionen ging ab 
1966 zu Ende. Die Jahre um 1968 führten zu 
einem verstärkten Einfl uss der Zivilgesellschaft 
auf politische Entscheidungen, die man nicht 
mehr ausschließlich der Parteipolitik überlassen 
wollte. Ab dem Jahr 1972 gelang mit dem Glo­
balabkommen eine stärkere wirtschaftliche An-
bindung an den europäischen Wirtschaftsraum. 
In der steirischen Wirtschaft kam es zu einem 
Modernisierungsprozess, die Computerisierung 
drang vor und die Industriestrukturen entwickel-
ten sich zusehends weg von den Grundstoff en in 
Richtung intelligenter Hochtechnologie.

1 Der Beitrag fußt unter anderem auf: Gerald Schöpfer/
Peter Teibenbacher: Graz seit 1945 (= Gerald Schöpfer/
Stefan Karner (Hg.): Unserer Zeit Geschichte, Band 2). 
Graz 1995, 128 ff .

2 Karl Bachinger u.a. (Hg.): Grundriß der österreichischen 
Sozial­ und Wirtschaftsgeschichte von 1848 bis zur Ge­
genwart. Wien 1987, 117.

3 Colin Clark: The Conditions of Economic Progress. Lon-
don 1940.

4 Felix Butschek: Die österreichische Wirtschaft im 20. 
Jahrhundert. Wien 1985, 128 ff .

5 Vgl. Daten aus dem Wirtschafts- und Sozialstatistischen 
Taschenbuch, Österreichischer Arbeiterkammertag, 
Wien 1962–1989.
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• Landtagswahl 1974: Triumph der Steirischen Volkspartei und Friedrich Niederls. 
Mit	53,3	%	der	Stimmen	erreicht	die	Volkspartei	ihr	bestes	Ergebnis	der	Geschichte.
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Ich wünschte mir von jedem(r) Politiker(in), jeder Partei, jeder 
politischen Bewegung, besonders von der Steirischen Volkspartei, dass sie 
in den zwei fundamentalen Bedrohungen unserer zeit – zumindest in 
ihrem Biotop – massiv dagegen halten. erstens: gegen die tiefgreifende 
allgemeine massenverblödung unserer sogenannten Wissens- und 
Informationsgesellschaft; zweitens: gegen den weltweit auftrumpfenden 
religiösen, gesellschaftlichen und politischen Fundamentalismus.
Hermann Schützenhöfer wünsche ich, dass sein beispielloser mut, seine 
selbstvergessene opferbereitschaft, seine historische Kurssetzung auch 
von einer klugen Wählerschaft honoriert werden. (Wahlen könnten 
endlich auch als Intelligenztests für die Wähler und Wählerinnen 
betrachtet werden!?!)
Dr. gerHArD HIrScHmAnn, LAnDeSrAt A.D.

Politik ist … für den Bürger ein undurchschaubares und daher höchst 
suspektes netzwerk eitler Phrasendrescher, die sein geld verschwenden. 
Politik ist ... für über 50 % von Ausgaben und Investitionen 
verantwortlich und daher in allen Lebensbereichen involviert. 
Politik ist ... seit 50 Jahren mit dem geld der Steuerzahler(innen) nicht 
auszukommen und daher jährlich zusätzliche Schulden zu machen.
Politik sollte … die regelung der Angelegenheiten eines gemeinwesens 
(man lese den Wikipedia-Artikel zu diesem Stichwort) durch verbindliche 
entscheidungen sein.
DIPL.-Ing. HerBert PAIerL, LAnDeSrAt A.D., eIgentümer unD 
mAnAgIng PArtner Der PcB PAIerL conSuLtIng BeteILIgungS gmBH

Ich wünsche der Steirischen Volkspartei zum 70. geburtstag: 
die Kraft, zu erneuern – den mut, zu bewahren – die gabe, zu 
unterscheiden.
Dr.In mArIA mAntL, eHemALIge AHS-LeHrerIn
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1975–1985
Langsame Bewegung 

auf der Strecke

1975–1985 WOLFGANG MANTL

WOLFGANG MANTL

• Der Steiermark-Kongress 
1976. Von links: 
Josef Krainer jun., 
Klaus Mehnert, 
Friedrich Niederl und 
Hermann Schützenhöfer.
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Wer ahnte also 1975, dass es 1989 zum „Zeiten-
bruch“ kommen sollte, gekennzeichnet durch die 
Erosion des Kommunismus, den Zerfall der 
Sowjet union und Jugoslawiens sowie der Dyna-
misierung der europäischen Integration, die dann 
noch vor der Jahrtausendwende zum Beitritt 
Öster reichs in die EU führte?
Neben dem Programm und der Praxis einer Par-
tei spielt die Persönlichkeit der Politiker eine 
große Rolle, gerade durch die Medialisierung des 
politischen Prozesses, heute zumal durch die 
elektronischen Medien. Das lässt sich vor allem 
an den Spitzen politikern herausarbeiten, von 
 denen man erwartet, neben einer „Grundanstän-
digkeit“ demokratische „Bodenhaftung“ in der 
Nähe des Bürgers, der Zentralfigur der Demokra-
tie, aufzuweisen. Daraus wächst die „Glaubwür-
digkeit“ der Spitzenpolitiker, gerade auch der 
Landeshauptleute.
In diesem Zusammenhang ist es mir wichtig, 
auch auf die „Professionalität“ und „Intensität“ 
aufmerksam zu machen, die in der Diskussion oft 
unterbelichtet bleiben. Ein seichter Opportunis-
mus mit windigen Sprüchen ist von Übel. Beharr-
liches Handeln von Tag zu Tag ist nötig, getragen 
von Ausdauer und Fleiß (dies meint vor allem das 
Wort „Intensität“). Gerade angesichts der Her-
ausforderungen des 20. und 21. Jahrhunderts 
sind Professionalität und Intensität der Politik 
auch geradezu moralische Postulate.
Das hängt keineswegs nur mit formaler Bildung 
zusammen. Es gibt oft frappierende Amtserfah-
rung aus der schöpferischen Praxis (z.B. Josef 
Krainer sen., Waltraud Klasnic und Hermann 
Schützenhöfer). Die Amtsausübung von Landes-
hauptleuten ist in der Regel ziemlich lang. Beide 

H oriz on t d er P olitik

Am 1. August 1975 erfolgte die Unterzeichnung 
der Schlussakte der „Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa“ in Helsinki. Die 
Sowjetunion erwartete sich die Garantie ihres 
Besitzstandes; aber die Helsinki Schlussakte lei-
teten die Delegitimierung des kommunistischen 
Regimes ein (zunehmende Menschenrechtser-
wartungen: z.B. „Charta 77“). Am Ende des Be-
obachtungszeitraumes stand 1985 die Ablösung 
der sowjetischen Gerontokratie durch Michail 
Gorbatschow. Die Sowjetunion zerfiel freilich – 
was damals niemand ahnte – 1991. Trotz starker 
Schwankungen stand gleichsam die Ost-West-
Teilung Europas seit Teheran, Jalta und Potsdam 
schier unerschütterlich im Bewusstsein der Zeit-
genossen. Die Ölkrise 1973 trat ebenso ein wie 
die Anfänge des Terrors, wenn auch in Österreich 
als Randphänomen (Atten tate durch Franz 
Fuchs). Es ist eine unleugbar eigentümliche 
Situa tion, dass die Menschen um 1975 Vieles 
nicht prognostizieren konnten. 
Nun zu Österreich und zur Steiermark: Es zeigte 
sich, dass nur wenige Politiker über ihre Amtszeit 
hinaus bekannt bleiben, noch weniger populär.  
In der Steiermark1 waren dies auf Seiten der  
ÖVP Josef Krainer Vater und Sohn, Friedrich Nie-
derl, Waltraud Klasnic und Hanns Koren, der 
wohl größte Kulturpolitiker eines Bundeslandes. 
Es sei auch auf Egon Kapellari hingewiesen, der 
im kirchlichen Bereich im Gefolge des II. Vati­
kanischen Konzils zwischen Glaube und Ver­ 
nunft vermittelte und bereit war, die Schwierig-
keiten der Aufklärung „auszuhalten“ und zu 
transformieren.

WOLFGANG MANTL  1975–1985

Angesichts der 
Herausforderungen des  
20. und 21. Jahrhunderts
sind Professionalität und 
Intensität der Politik  
geradezu moralische  
Postulate.
WOLFGANG MANTL
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In der Bundespolitik wirkte nach wie vor der Ein-
fl uss Bruno Kreiskys, wenn auch die von ihm ini­
tiierte Koalition im Kabinett Fred Sinowatz und 
Norbert Steger (1983–1986) nicht überzeugen 
konnte. Bedeutend war das Nachwirken des 
steirischen Landeshauptmannes von 1948 bis 
1971, Josef Krainer, der in seinen letzten Lebens-
jahren noch deutliche Reformimpulse in der 
Steier mark gesetzt hatte, etwa mit dem Parteitag 
von 1969, auf dem immer wieder Themen an-
klangen, die später auch im „Modell Steiermark“ 
bearbeitet wurden.
Demokratie braucht starke Persönlichkeiten, 
aber auch Parteien und Wahlen zu den Volksver-
tretungen. Also gab es in unserem Beobach-
tungszeitraum Wahlen zum Nationalrat 1975, 
1979, 1983 und 1986 sowie zum Steiermärki-
schen Landtag 1974, 1978, 1981 und 1986. 
Friedrich Niederl war ein ungemein populärer und 
im Ganzen gesehen erfolgreicher Politiker. Der 
Höhepunkt des Erfolges der Steirischen Volks­
partei lag gerade zur Zeit des Landeshauptman-
nes Friedrich Niederl bei der Landtagswahl 1974, 
wobei die ÖVP 53,2 % der Stimmen und 31 
Mandate erzielen konnte, und 1981 im ersten 
Jahr der Regierungstätigkeit Josef Krainer jun. 
als Landeshauptmann.
Am 4. Juli 1980 wurde Josef Krainer jun. zum 
Landeshauptmann gewählt. Er verkörperte Welt­
gewandtheit, ohne den Boden der Steiermark 
unter den Füßen zu verlieren. Gestützt auf durch 
Auslandsstudien verstärkte intellektuelle Liberali-
tät, auf steirische Konservativität mit all ihren 
heimat lichen Wurzeln und auf postkonziliare 
Katholi zität war Josef Krainer jun. seit Mitte der 
60er Jahre rasch in die vordere Linie der Politik 
getreten und prägte sie bis zu seinem Rücktritt 
im Dezember 1995. Wie alle erfolg reichen Politi-
ker, von seinem Vater angefangen bis zu seinen 
Nachfolgern Waltraud Klasnic und Hermann 
Schützenhöfer, ist die geprägte Form des in freier 
Rede geäußerten Wortes, das gleichsam vom 
Manuskript „abspringt“, ein Kennzeichen eines 
führend agierenden Politikers. Menschen und 
Situa tionen werden direkt gedanklich ergriff en. 
Es ist jene Qualität, die Bürger dazu veranlasst, 
Spitzenpolitiker als ihre „Begleiter“ in historischen 
Wandlungsprozessen mit all ihren Schwierigkei-
ten zu akzeptieren. Auff allend ist bei erfolgreichen 

Krainer waren zusammen mehr als 48 Jahre 
 Landeshauptleute, das erfordert sehr viel Kraft. 
Dabei ist immer auch ein homöopathischer 
Schuss Populismus nützlich, freilich nicht irratio-
nale, sondern unmittelbare Zuwendung zum All-
tag des Bürgers. Die harte Droge des Populis-
mus fand sich erst bei Jörg Haider, dessen Auf­
stieg 1986 begann.
Volksabstimmungen über Zwentendorf 1978 und 
der Konfl ikt um Hainburg 1984 zeigen wach­
sende Konfl ikte, sodass nicht im Geringsten von 
einer völligen Ruheperiode gesprochen werden 
kann, sondern eher von einem „unauff  älligen“ 
 Vibrieren der politischen Arena.

1975–1985 WOLFGANG MANTL

• Friedrich Niederl in der ÖVP-Darstellung 1976.

• Der Wechsel von Niederl zu Krainer jun. 
und ein  strahlender Josef Krainer jun. 
beim	Landesparteitag	1980.
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P la n un g  un d  I n stitution en

Die Steiermark entwickelte sich in den letzten 
200 Jahren zuerst zu einer großen Industrieland-
schaft der Monarchie und im 20. Jahrhundert zu 
einer postindustriellen Dienstleistungs- und Kom-
munikationsgesellschaft. Aber noch immer, wenn 
auch mit schwindender Zahl, haben die Berufe 
des Bauern und des Arbeiters geradezu arche-
typische Bedeutung, was sich nach wie vor in 
der bestehenden politischen Präsenz der Bauern 
und der Arbeiter niederschlägt.
Es darf nicht der Grundsatz gelten, dass es so 
etwas wie eine „Unverbindlichkeit des Kompli-
zierten“ gäbe. Die Bewältigung von Komplexität 
ist eine wichtige Aufgabe der Rationalität des po-
litischen Prozesses. Gerade in den 70er Jahren 
trachteten die Parteien durch ihre sogenannte 
„Modellarbeit“ unter Wiederaufnahme der alten 
Kategorien von Rat und Beratung3, Probleme zu 
bewältigen. Die Steiermark erwies sich hier als 
besonders erfindungsreich. Nach dem Tod Josef 
Krainers sen. im Herbst 1971 wurde die ÖVP 
Steiermark von 1972 an in verschiedenen Pha-
sen bis 1995 in der „Modellarbeit“ aktiv. Bei der 
„Modellarbeit“ handelt es sich um politische Pla-
nung von Parteien über Legislaturperioden und 
Kompetenzgrenzen hinaus, und zwar unter eh-
renamtlicher Beteiligung von Parteifunktionären, 
Experten (auch jungen, schwierigen, noch nicht 
etablierten Kräften) und Bürgern als Fachleuten 
des Alltags und der Lebensumwelt, seien es nun 
Mitglieder oder Nichtmitglieder einer Partei. Alle 
Mitarbeiter nahmen ein „freies Mandat“ für sich in 
Anspruch und legten ein dementsprechendes 
Selbstbewusstsein an den Tag. Überschießender 
Reformwille konnte sich nicht vollkommen ver-
wirklichen, aber doch mehr bewirken als die 
Ruhe satter Zufriedenheit mit dem Status quo. Es 
geht um den handfesten Übergang vom „gesin-
nungsethischen“ Sonntag zum „verantwor-
tungsethischen“ Alltag der Politik. Die „Flaschen-
post der Aufklärung“ wird in das  Gewoge der Zeit 
geworfen und wirkt damit für die Modernisierung 
und Popularisierung des Neuen.
In der Steiermark stellte sich die Aufgabe, 
 durchaus immer im Bewusstsein des trotz  
vieler  Vorschläge „unbesiegbaren“ Verhältnis-
wahlrechts4, Reformen vor allem im Bereich der 

Politikern das Erkennen von Gesichtern, Namen, 
ja von Verwandtschaften; dies kann in Gemein-
den und Ländern selbstverständlich leichter ge-
lingen als auf der Bundesebene.
Im Zusammenhang mit den internationalen Wirt-
schaftskrisen, in denen es um Öl ging, gab es 
Firmenzusammenbrüche, auch in der Steier-
mark, Beschäftigungsprobleme und wachsende 
Krisenphänomene der Verstaatlichten Industrie. 
In der Obersteiermark waren Kohle, Eisen und 
Papier keine selbstverständlichen Wohlstands-
quellen mehr. Kein Erfolg war der Steirischen 
Volkspartei 1984 bis 1988 beschieden, als sie die 
Stationierung der Abfangjäger vom Typ Saab-
Draken ausschließlich in der Steiermark (Graz­
Thalerhof und Zeltweg) verhindern wollte. Freilich 
konnten 1982 die Alpinen Schiweltmeisterschaf-
ten in Schladming und Haus/Ennstal dauerhaft 
den Tourismus der Region beleben. 1978 wurde 
die Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria in Venedig 
gerade mit starken steirischen Impulsen gegrün-
det. Belastende persönliche Konflikte (Alfons 
Tropper, Anton Peltzmann) blieben nicht aus. 
 Josef Krainer trachtete, eine moderne Gründer­
atmosphäre aufzubauen und durch Bekämpfung 
der Korruption dynamisch durchzustarten.2

WOLFGANG MANTL  1975–1985

•	Das	Reform-Programm	in	schwierigen	Zeiten:	 
das	Modell	Steiermark	für	die	80er	Jahre.
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Die Steirische Volkspartei stand und steht für eine politische Breite (die 
„steirische Breite“), die man damals (vor Jahrzehnten) in der öVP nicht 
gekannt hat (die auch heute noch nicht überall gelebt wird). Die Steirische 
Volkspartei hat mit reformen in einer reformpartnerschaft gezeigt, was 
Leadership und Dienst für die Allgemeinheit (das Volk) bedeuten. es geht 
um den mut, dass ein Politiker die Dinge umsetzt, die er für richtig hält, 
ohne auf die Schlagzeilen des nächsten tages zu schielen.
DKFm. Dr. cLAuS J. rAIDL, PrÄSIDent Der oeSterreIcHIScHen 
nAtIonALBAnK

Kinder sind die stärksten zukunftsträger eines Landes; lebendige Familien 
sein größter Schatz. um österreich seine zukunftsfähigkeit zu erhalten, 
erhoff e ich mir von der Politik mutige Maßnahmen, die das Wohlergehen 
der künftigen generationen im Blick haben. Dazu zählen u.a. eine 
nachhaltige Klimaschutzpolitik, der verantwortungsvolle umgang mit 
öff entlichen Geldern samt ehrlichen Anstrengungen zur Schuldenreduktion 
sowie der Fokus auf Bildung, Wissenschaft und Innovation und nicht zuletzt 
mehr Steuergerechtigkeit und echte Wahlfreiheit für Familien mit Kindern.
Dr.In HeDWIg unger, WISSenScHAFtLIcHe mItArBeIterIn Am 
öSterreIcHIScHen VerFASSungSgerIcHtSHoF (DerzeIt KArenzIert)

Was ich mir von der Politik erwarte? Dass sie handelt! und zwar mit 
Effi  zienz und Weitsicht – in ökologischer, ökonomischer und sozialer 
Hinsicht. In diesem Sinne hoff e ich, dass bspw. eff ektive Wege der 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf gefunden werden, 
geschlechtsspezifi sche Lohnunterschiede künftig der Vergangenheit 
angehören werden und auf diverse Wahlzuckerl bei off ensichtlicher 
Unfi nanzierbarkeit verzichtet wird.
AntonIA cSuK, BAKK.PHIL., WISSenScHAFtLIcHe ProJeKtmItArBeIterIn 
Am InStItut Für öFFentLIcHeS recHt unD PoLItIKWISSenScHAFt Der 
KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz
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„VoLKS“partei sein – vor allem eine solche weiterhin zu bleiben! – 
bedeutet für mich das beharrliche zimmern und gestalten eines geistigen 
„Instrumentenkastens“, in welchem neben der Freiheit, der Leistung und 
der Solidarität auch unabdingbar der Wert der nachhaltigkeit zu 
verankern ist. Wir brauchen eine „neue erzählung“, einen neuen mythos 
in der Politik und den mut, entscheidungen herbeizuführen, wie wir als 
gesellschaft künftig leben wollen, wie wir unsere orientierungsbojen, wie 
wir Fragen einer erneuerten Demokratie von unten, einer tauglichen 
Bildung, einer fairen (Land-)Wirtschaft alltags- und vor allem 
„enkeltauglich“ zu übersetzen imstande sind.
JoHAnn SeItInger, LAnDeSrAt Für ABFALL- unD StoFFFLuSS-
WIrtScHAFt, LAnD- unD ForStWIrtScHAFt, LAnDeSForSte, WASSer-
WIrtScHAFt, WoHnBAu unD reVItALISIerung SoWIe nAcHHALtIgKeIt 
DeS LAnDeS SteIermArK

Arbeitsplätze sind heute wichtiger denn je, und wir sollten uns auch hier 
auf unsere steirischen Stärken konzentrieren. tradition, verbunden mit 
Innovation, charakterisiert die Arbeit der öVP. Innovation als motivation 
für unser Land schaff t Arbeitsplätze und sichert den Standort Steiermark 
und somit den ländlichen raum. Der hohe Standard, den unser Land im 
Wissenschafts- und Forschungsbereich hat, muss in den kommenden 
Jahren gehalten und möglichst ausgebaut werden. Wir müssen daher für 
die Schaff ung optimaler Rahmenbedingungen für die Universitäten und 
Fachhochschulen als Innovations- und Jobmotor sorgen, denn das 
Knowhow dieser Bildungseinrichtungen soll der Wirtschaft zur Verfügung 
stehen um dadurch neues Wachstum und somit wiederum dringend 
benötigte Arbeitsplätze zu schaff en.
Ao.unIV.ProF.In Dr.In BeAtrIX KArL, nABg., BunDeSmInISterIn A.D., 
InStItut Für ArBeItS- unD SozIALrecHt Der KArL-FrAnzenS-
unIVerSItÄt grAz

Ich wünsche mir die umsetzung einiger schon langjähriger ziele der öVP:
– die gleichberechtigte Partnerschaft von Frauen und männern in der 

Familie, in der Berufs- und Arbeitswelt sowie in der Politik;
– dass für Frauen besondere Förder- und Bildungsprogramme geschaff en 

werden, um ihnen bessere Aufstiegs- und entlohnungschancen zu 
ermöglichen;

– dass Frauen bei gleichwertiger Arbeit den gleichen Lohn wie männer 
erhalten.

Ao.unIV.-ProF.In mAg.A Dr.In mIcHAeLA SoHn-KrontHALer, LeIterIn 
DeS InStItutS Für KIrcHengeScHIcHte unD KIrcHLIcHe 
zeItgeScHIcHte Der KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz
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tivgesetz/KIG vom 7. Dezember 1989, LGBl. 
22/1990). Zwei Prozent der zum Landtag Wahl-
berechtigten erhielten ein Antragsrecht auf 
Durchführung von Akten der Gebarungskontrolle 
durch den Landesrechnungshof (bisher nicht 
verwirklicht).
Auch auf Bundesebene wurden die vorhande- 
nen Einrichtungen der direkten Demokratie nur 
 zögernd und in großen Abständen genützt (ers-
tes Volksbegehren 1964, erste Volksabstimmung 
1978, erste Volksbefragung 2013). Der nächste 
große Schub an Rechtsreformen erfolgte in der 
Steiermark durch die „Reformpartnerschaft“ von 
SPÖ und ÖVP ab 2010.

I n n ova tive K ulturpolitik

Zu den großen steirischen Persönlichkeiten7  
der 70er und 80er Jahre des vergangenen Jahr-
hunderts gehört auch der Kulturpolitiker Hanns 
 Koren8, dessen „große Erfindungen“ zwar schon 
in seiner Zeit als ÖVP-Mitglied der Landes-
regierung erfolgt waren (z.B. steirischer herbst, 
 Steirische Akademie, trigon und Freilicht museum 
Stübing), der aber gerade im Alter eine immer 
intensivere Ausstrahlung gewann. Korens Lä-
cheln, aber auch seine Schwermut verbanden 
sich mit einer milden, jedoch durchaus wirk-
samen Autorität, seine weder boshafte noch 
 lärmende Gescheitheit war frei von jenem 
„Dauer grant“, der die Versuchung vieler Kon-
servativer fortgeschrittenen Alters darstellt. 
Hanns Koren war frei von „Bildungs gebrumme“ 
und wolkigen Phrasen, aber auch von ver-
schwommener Gefühligkeit. Schöpferische Un-
zufriedenheit mit sich selbst – ohne Herrschafts-
gesten, ohne „Überschätzungstaumel“ – erfüllte 
ihn.
Viele Steirer sahen Hanns Koren täglich durch 
Graz gehen, mit seinem Lodenwetterfleck, sei-
nem breitkrempigen Hammerherrenhut und sei-
ner plastronartigen Krawatte. Er war es, der 
Kultur politik nicht nur – wie sonst meist in Öster-
reich – als Schulpolitik verstand, sondern dezi-
diert auch die Kulturkompetenzen eines österrei-
chischen Bundeslandes wahrnahm und einen 
 weiten Kulturbegriff vertrat, der sich nicht nur als 
„Ableger“ Wiens verstand, wie das ja noch zum 
guten Teil bei den Salzburger Festspielen der Fall 

Landtagsarbeit, der direkten Demokratie und der 
Kontrolle durchzusetzen. Schon 1969/70 gab es 
die ersten Vorwahlvorschläge in der Steiermark. 
Es ging und geht stets um das „demokratische 
Urproblem“ der Mitwirkung des Bürgers an der 
Staatswillensbildung, nunmehr im Zeichen eines 
säkularen Trends zur Verstärkung der direkten 
Demokratie in der Gesetzgebung und der Parti-
zipation in der Verwaltung.5 Jedes Nachdenken 
über Verfassungen muss trachten, „Gefäßstörun-
gen“ des politischen Systems zu vermeiden, um 
den politischen Prozess für neue politische Ak-
teure offen zu halten.6

Die Form ist die Mutter der Freiheit und Gleich-
heit. So kam es zur Schaffung eines Landes-
rechnungshofes (LVG vom 29. Juli 1982, LGBl. 
58 und 59), des ersten Landesrechnungshofes 
in Österreich. Daran schloss sich die Verstär-
kung der direkten Demokratie mittels Einführung 
von Volksrechten in Gesetzgebung und Verwal-
tung nach dem Vorbild der Schweiz (Volksrech-
tegesetz/VRG vom 9. Juli 1986, LGBl. 86 und 
87), noch gesteigert durch die Möglichkeit einer 
Kontrollinitiative der Landesbürger zur Aktivie-
rung des Landesrechnungshofes (Kontrollinitia-

1975–1985 WOLFGANG MANTL

• Innovatives Plakat zur Landtagswahl 1981.
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Noch ein Blick auf andere kulturelle Aspekte  
des Lebens in der Steiermark in unserem Beob-
achtungszeitraum: 1977 wurde erstmalig in 
Öster reich ein Liberalismus-Seminar mit Kapazi-
täten wie Fritz Machlup und Gerald Stourzh in 
Graz veranstaltet, durchgeführt von Alfred Ablei-
tinger, Wolfgang Mantl, Bernd Schilcher und 
Gerfried Sperl. Leider waren damals noch  
nicht die Rahmenbedingungen für eine große 
Tagungsdokumentation gegeben. Seit 1980 er-
scheint die Zeitschrift „politicum“, damals im 
Bildungszentrum der ÖVP Steiermark, dem  
„Josef-Krainer-Haus“.
Eine gemeinösterreichische Errungenschaft, die 
erste 1960 in Niederösterreich, dann in vielen 
Bundesländern, sind die Landesausstellungen. 
1982 wurde in der Steiermark Erzherzog Johann 
eine Landesausstellung in Stainz gewidmet  (unter 
der Leitung von Grete Klingenstein). Schon im 
Jahr darauf erfolgte die Peter Rosegger-Landes-
ausstellung in Krieglach (für sie zeichnete Gerald 
Schöpfer verantwortlich). 1985 wurden die Vor-

war und ist. Freilich können die „Erfindungen“, 
wie Koren sie geschaffen hat, altern und verblas-
sen durch Konkurrenz, wie etwa durch Linz mit 
seiner „Ars Electronica“.
Hanns Koren war einer der besten zeitgenös­
sischen Redner und Essayisten, gerade in seinen 
letzten Lebensjahren, zuerst noch bis 1983 als 
Präsident des Steiermärkischen Landtages und 
dann als durch Alter und Krankheit gleichsam 
von kleinlichen Sorgen befreite Koryphäe. Er 
wurde in Gedanken und Stil immer reicher. Koren 
verkörperte durchaus in der Tradition Erzherzog 
Johanns auch so etwas wie eine „Umweg-
rentabilität“ für die ÖVP, die durch ihn ein niemals 
aus der Retorte der Politikberatung erzeugbares 
Signum der Aufgeschlossenheit, der Qualität und 
der Zukunftsfähigkeit erhielt. Schon vom Tode 
gezeichnet, übernahm er 1985 noch die leitende 
Funktion im Herausgeberkollegium der „Kleinen 
Zeitung“ in Graz und Klagenfurt, dem auch Alex-
ander Appenroth und Wolfgang Mantl ange-
hörten.

WOLFGANG MANTL  1975–1985

• Rudolf Kirchschläger und Josef Krainer jun.

• Gegen die Krise der Verstaatlichten Industrie:  
der Steirische Stahltag.

• Hanns Koren wird Ehrenpräsident.  
Von links: Klasnic, Koren und Krainer jun.

• Gemeinderatswahl 1985:  
Josef Krainer jun. auf Tour.
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1 Es seien nur die wichtigsten wissenschaftlichen Studien 
zum Themenkomplex der Jahre 1975–1985 angeführt, 
die auch weiterführende Literatur enthalten: Alfred Ablei-
tinger/Herwig Hösele/Wolfgang Mantl (Hg.): Die Landes-
hauptleute der Steiermark. Graz/Wien/Köln 2000. – Karl 
Amon/Maximilian Liebmann (Hg.): Kirchengeschichte der 
Steiermark. Graz/Wien/Köln 1993. – Herbert Dachs/Pe-
ter Gerlich/Wolfgang C. Müller (Hg.): Die Politiker. Karrie-
ren und Wirken bedeutender Repräsentanten der Zwei-
ten Republik. Wien 1995. – Stefan Karner: Die Steiermark 
im 20. Jahrhundert. Politik – Wirtschaft – Gesellschaft – 
Kultur. Graz/Köln/Wien 2000, 393–504. – Grete Klingen-
stein (Hg.): Krise des Fortschritts. Wien/Köln/Graz  
1984. – Wolfgang Mantl (Hg.): Die neue Architektur Euro-
pas. Reflexionen in einer bedrohten Welt. Wien/Köln/
Graz 1991. – Ders. (Hg.): Politik in Österreich. Die  
Zweite Republik: Bestand und Wandel. Wien/Köln/Graz 
1992. – Ders.: Politikanalysen. Untersuchungen zur plu-
ralistischen Demokratie. Wien/Köln/Graz 2007. – Ders. 
(Hg.): Lebenszeugnisse österreichischer Vizekanzler im 
soziopolitischen Kontext. Wien/Köln/Graz (in Endferti-
gung). – Joseph Marko: Autonomie und Integration: 
Rechtsinstitute des Nationalitätenrechts im funktionalen 
Vergleich. Wien/Köln/Graz 1995. – Anton Pelinka: Die 
Kleine Koalition in Österreich: SPÖ­FPÖ (1983–1986). 
Wien/Köln/Graz 1993. – Anton Pelinka/Fritz Plasser 
(Hg.): Das österreichische Parteiensystem. Wien/Köln/
Graz 1988. – Manfred Prisching: Krisen. Eine soziologi-
sche Unter suchung. Wien/Köln/Graz 1986. – Gerald 
Stourzh: Um Einheit und Freiheit. Staatsvertrag, Neutrali-
tät und das Ende der Ost-West-Besetzung Österreichs 
1945–1955, 5. A. Wien/Köln/Graz 2005.

1975–1985 WOLFGANG MANTL

aussetzungen für die „styriarte“ mit Nikolaus 
 Harnoncourt grundgelegt.
Am 27. Dezember 1985 verstarb Hanns Koren in 
Graz und wurde am 31. Dezember in der Heimat 
seiner letzten Jahre, in St. Bartholomä in der 
Weststeiermark, beigesetzt, in einem von seinem 
Freund Franz Weiß gestalteten Sarg.
Hanns Koren war kein kaptativer Vater, der alles 
für sich in Anspruch nahm, er ließ viel Freiheit für 
alle an Kunst und Kultur Interessierten. Es seien 
nur als „Destinatäre“ der Korenschen Offenheit 
der Dichter Alfred Kolleritsch und der Maler 
 Günter Waldorf genannt. Koren war immer auch 
ein „Lehrer“ der Steiermark. Er verwirklichte das 
seit Plutarch durch die europäische Geschichte 
schwebende Wort: „Menschen bilden, bedeutet 
nicht, ein Gefäß zu füllen, sondern ein Feuer zu 
entfachen.“
Die Jahre 1975 bis 1985 bilden, genau betrach-
tet, eine deutliche Transformation der Steiermark 
und der Steirischen Volkspartei.9

• Der wohl bedeutendste Kulturpolitiker  
der Steiermark, Hanns Koren, im Jahr 1985.

• Die erste Ausgabe der Politikzeitschrift politicum  
im	Jahr	1980.
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tere – ein Ziel. Wien/Graz/Klagenfurt 2007. – Hanns 
 Koren (Hg.): Bilder und Texte zum Leben und Wirken des 
steirischen Landeshauptmannes Friedrich Niederl. Salz-
burg 1980. – Ernst Trost: Josef Krainer II. Der letzte Lan-
desfürst. Wien 1996. – Kurt Wimmer: Der Brückenbauer. 
Hanns Koren und seine Zeit (1906–1985). Ein Porträt. 
Graz 2006.

8 Ich durfte seit den 60er Jahren immer wieder mit Hanns 
Koren (wie auch mit Josef Krainer jun.) zusammenarbei­
ten, dazu mein Aufsatz: Hanns Koren, in: Dachs/Gerlich/
Müller (Hg.): Die Politiker (s. Anm. 1), 321–328.

9 Nicht zuletzt für die technische Beratung und Durch-
führung bin ich meinen sachkundigen Mitarbeiterinnen 
Ariane Filzmoser, Katharina Konschegg, Maria Mantl, 
Anna Mantl­Nömaier und Christa Pail zu großem Dank 
verpfl ichtet.

2 Auf Anregung Josef Krainers wurde ein Grundlagenwerk 
zu Korruption, Kontrolle und Reform verfasst, das über-
haupt das zweite Werk dieser Art auf der ganzen Welt 
war: Christian Brünner (Hg.): Korruption und Kontrolle. 
Wien/Köln/Graz 1981.

3 Vgl. Wilhelm Hennis: Rat und Beratung im modernen 
Staat (ursprünglich 1962), in: ders.: Politik als praktische 
Wissenschaft. Aufsätze zur politischen Theorie und 
Regierungs lehre. München 1968, 65–80. – Christian Graf 
v. Krockow: Reform als politisches Prinzip. München 
1976. – Klaus v. Beyme: Politische Kybernetik? Politik 
und wissenschaftliche Information der Politiker in moder-
nen Industriegesellschaften, in: Journal für Sozialfor-
schung, 24 (1984), 3–16.

4 Vgl. Klaus Poier: Minderheitenfreundliches Mehrheits-
wahlrecht. Rechts- und politikwissenschaftliche Überle-
gungen zu Fragen des Wahlrechts und der Wahlsystema-
tik. Wien/Köln/Graz 2001.

5 Aus der reichhaltigen Diskussion sei nur aus jüngster Zeit 
angeführt: Peter Bußjäger/Alexander Balthasar/Niklas 
Sonntag (Hg.): Direkte Demokratie im Diskurs. Beiträge 
zur Reform der Demokratie in Österreich. Wien 2014. –
Theo Öhlinger/Klaus Poier (Hg.): Direkte Demokratie und 
Parlamentarismus. Wie kommen wir zu den besten Ent-
scheidungen? Wien/Köln/Graz 2015.

6 Die wichtigsten Überlegungen und Schritte wurden nach 
rechtsvergleichenden Recherchen dargestellt von Chris-
tian Brünner/Wolfgang Mantl/Dietmar Pauger/Reinhard 
Rack: Verfassungspolitik. Dokumentation Steiermark. 
Wien/Köln/Graz 1985.

7 Aus der reichen Literatur seien nur hervorgehoben: Her-
wig Hösele: Landesfürst & Landesmutter. Zwei Charak­

WOLFGANG MANTL  1975–1985

•	Die	Reformveranstaltung	„Steiermark	–	Zukunftsmark	–	Hoff	ungsmark“	im	Jahr	1986.
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Steirische Volkspartei – der name ist Programm: mit dem Volk für das 
Volk in der Steiermark und für die Steiermark! Diese Volksnähe zu 
verstärken, das sollte das ziel für die nächsten Jahre sein. Dabei geht es 
nicht nur darum, auf entwicklungen in der Wirtschaft, in der Kultur und in 
der gesellschaft zu reagieren, sondern um das Finden einer ordnung, 
mit der gewisse Probleme gar nicht auftauchen. Das ringen um diese 
richtige ordnung für und mit den menschen, das ist es, was die Volkspartei 
prägen sollte.
BunDeSrAtSPrÄSIDent A.D. LABg. gregor HAmmerL, LAnDeSoBmAnn 
DeS SteIrIScHen SenIorenBunDeS unD eHrenAmtLIcHer PrÄSIDent 
DeS HILFSWerK SteIermArK

Am besten war und ist die alte Dame „Steirische Volkspartei“ immer, wenn 
sie überraschen kann. Mit Off enheit, Diskursfähigkeit oder 
Begeisterungsfähigkeit. 
Doch in den 70 Jahren ist sie auch manchmal nur müde gewesen. 
müde der strategischen Winkelzüge oder wiederkehrender rituale ohne 
tiefgang.
Was wird uns in Zukunft zusammenhalten? Ich hoff e, die unbedingte 
Leidenschaft zur Politik als immer besser werdende Fähigkeit des 
zusammenlebens in Frieden und Wohlstand.
Alles gute!
mAg.A KrIStInA eDLInger-PLoDer, LAnDeSrÄtIn A.D., VIzereKtorIn Für 
PerSonAL unD gLeIcHSteLLung Der meDIzInIScHen unIVerSItÄt grAz

Ich erwarte mir eine mutige wettbewerbsfördernde und 
wachstumssteigernde reformpolitik mit Leidenschaft zur Veränderung, um 
gegen Konjunkturstillstand und Arbeitslosigkeit vorzugehen. Damit 
Österreich in Zukunft sein Potenzial ausschöpfen kann, erhoff e ich mir 
einen noch stärkeren Fokus auf den schon heute wichtigsten „Rohstoff “ 
unserer Volkswirtschaft: Wissen; und damit mehr mittel für Bildung, unis, 
Forschung und Innovation.
georg KrASSer, mSc, Im BereIcH Der trAnSAKtIonS- unD 
reStruKturIerungSBerAtung In FrAnKFurt Am mAIn tÄtIg
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Die Steiermark konnte sich in den letzten Jahrzehnten als innovative und 
hoch-produktive unternehmerregion international behaupten. um die 
geschaff enen Arbeitsplätze auch in Zukunft abzusichern, wünsche ich mir 
von der Politik ein klares Bekenntnis zur Förderung des 
Wirtschaftsstandortes Steiermark und des exports sowie Schritte in 
richtung Bürokratieabbau. Hand in Hand damit verbunden muss der 
Forschung & entwicklung sowie den universitäten und Schulen der 
absolute Finanzierungsvorrang eingeräumt werden. Hochqualifi zierte 
mitarbeiter gepaart mit kreativen Ideen sind derzeit die Letzten 
verbliebenen Faktoren, warum wir im internationalen Wettbewerb noch 
mitreden dürfen und der Hauptgrund für unseren Wohlstand.
mAg.A cHrIStInA uLrIcH, mItArBeIterIn Der 
InternAtIonALISIerungScenter SteIermArK gmBH

Wir brauchen eine mutige Politik. Die Steirische Volkspartei verbindet 
erfolgreich Tradition mit Off enheit, Beständigkeit mit Weitsicht, 
erfahrung mit Fortschritt. Wir müssen jungen menschen zuhören und 
ihnen eine chance geben. Denn die Aufgabe der Politik ist es, 
nachkommenden generationen eine lebenswerte zukunft zu ermöglichen.
LuKAS ScHnItzer, LAnDeSoBmAnn Der JVP SteIermArK

um die wachsenden Herausforderungen unseres gesundheits- und 
Sozialsystems erfolgreich zu bewältigen wird es notwendig sein, 
bestmögliche rahmenbedingungen für eine exzellente 
Forschungslandschaft zu gewährleisten sowie nach innovativen 
Konzepten für ein miteinander der generationen zu suchen.
gertI neuBAuer, unterneHmenSBerAterIn unD 
InnoVAtIonSmAnAgerIn
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1985–1995
Das

verfrühte
Jahrhundertende

1985–1995 MANFRED PRISCHING

MANFRED PRISCHING

• Josef Krainer jun. in der 
Wahlbewegung zur 
Landtagswahl 1986.



70 jahre steirische reformkraft 67

MANFRED PRISCHING  1985–1995

Mitte der 90er Jahre gab es  
so viele demokratische Staaten
auf der Welt wie nie zuvor. 
Euphorische Erwartungen
über globale Verbreitung 
demokratischer Staats-
ordnungen sollten sich in der 
Folge jedoch nicht erfüllen.
MANFRED PRISCHING

Wenn man im Jahr 1985, wie das zum 
Zeitvertreib gerne getan wird, nach 
den Vermutungen für die nähere Zu-

kunft, das heißt nach dem nächsten Jahrzehnt, 
gefragt hätte, kann man über Antworten speku-
lieren, und was man sich vorstellen kann, mahnt 
zur Bescheidenheit – wohl kaum jemand hätte 
voraussagen können, welch dramatische Um-
wälzungen in diesem anstehenden Jahrzehnt zu 
erwarten gewesen wären.1 Manchmal äußern 
sich unmerkliche tektonische Verschiebungen 
der politischen Landschaft eben in Eruptionen. 
Und das Leben muss man, Søren Kierkegaard 
zufolge, nach vorwärts leben, obwohl man es nur 
nach rückwärts wirklich versteht.2 Denn in dem 
hier in Betracht stehenden Jahrzehnt sollte das 
„kurze 20. Jahrhundert“3, das 1914 (mit dem Be-
ginn des Ersten Weltkriegs) begonnen hat und 
1990/91 (mit dem Zusammenbruch des bol-
schewistischen Imperiums und dem Ende des 
Kalten Krieges) beendet wurde, abgeschlossen 
werden. 1985 wurde Michael Gorbatschow Ge-
neralsekretär der KPdSU, jener Mann, der in den 
späteren Umwälzungen Gewaltanwendung un-
terbinden sollte – eine der größten (weitgehend) 
friedlichen Umwälzungen der Moderne.4 Man 
darf, bei aller „Sozialhistorie“, den persönlichen 
Faktor in der Geschichte nicht unterschätzen. 
Einmal mehr wurden in diesem Jahrzehnt aber 
auch die Grenzen technischer Machbarkeit sicht-
bar: Die Nuklearkatastrophe von Tschernobyl er-
eignete sich am 26. April 1986, und in der Folge 
mussten auch in Österreich Maßnahmen zur 
Lebens mittelsicherheit gesetzt werden.
In der räumlichen Nähe, im steirischen Kontext, 
lösten auch kleinere Ereignisse Aufregung aus. 

So wurde 1985 etwa der „rostige Nagel“ im Gra-
zer Stadtpark aufgestellt, der von Passanten mit 
großer Skepsis betrachtet wurde. Und im selben 
Jahr gab es den österreichischen Glykolwein­
Skandal, der dadurch ausgelöst wurde, dass ein 
Winzer beachtliche Mengen von Frostschutzmit-
tel steuerlich geltend machen wollte. Die Steier-
mark war nur marginal betroffen, konnte aber ein 
striktes Weingesetz beschließen und in der Folge 
zu einer Weltklasse-Weinkultur heranreifen. Im 
Februar 1986 gab es den stärksten Schneefall 
(des Jahrhunderts), die Narrenparade wurde 
 abgesagt, die Grazer Innenstadt mit Langlauf-
schiern erobert.

A b g esa n g  d er V ersta a tlich ten

Andere Ereignisse waren ernsthafter, und sie 
 waren durchaus in weltweite Veränderungen ein-
gebettet; vor allem die räumlich nahen Probleme 
der Verstaatlichten Industrie in der Obersteier-
mark bestimmten die Diskussion in der Mitte der 
80er Jahre. Es war eine schwierige Phase für alle 
europäischen Industriegebiete, vom Ruhrgebiet 
bis nach Birmingham, eigentlich der Abgesang 
jener alten Welt, in der Kohle und Stahl die zen-
tralen Industrieressourcen waren; aber das 
konnte verständlicherweise jene nicht trösten, 
die vor Ort mit einem Beinahe-Zusammenbruch 
der stolzen Betriebe und mit einem radikalen Ar-
beitsplätzeabbau konfrontiert waren. Als neben 
den fortdauernden Defiziten im November 1985 
auch noch Spekulationsverluste der VOEST ein-
bekannt werden mussten, wurde der Konzern 
zerschlagen, die Belegschaft verkleinert und der 
teure „Kampf um jeden Arbeitsplatz“ – auf Kos-
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aufnahm; lokale Bürgerinitiativen folgten. Auch 
die steirischen Sozialisten sprachen sich gegen 
die Stationierung aus, die FPÖ unterstützte hin-
gegen die Entscheidung ihres Bundesministers 
Frischenschlager. Die Grünen waren, wie immer, 
für eine friedliche Welt und fanden den Ankauf 
der Flugzeuge deshalb überflüssig. Die steiri-
schen Argumente gegen die neuen Geräte wa-
ren: die hohe Lärmbelästigung, die umweltschä-
digenden Emissionen und das Unfall risiko. Die 
größten Demonstrationen fanden im Mai 1985 in 
Zeltweg statt. Das Anti-Draken-Volksbegehren, 
welches Anfang März 1986 zur Unterzeichnung 
auflag, wurde von der Volkspartei intensiv unter-
stützt, es erzielte 244.254 Stimmen (die meisten 
Stimmen aller Volksbegehren in der Steiermark). 
Aber alle diese Initiativen waren nicht erfolgreich, 
die entsprechenden Beschlüsse auf Bundes-
ebene waren gefallen. Nach Friedhelm Frischen-
schlager und Helmut Krünes wurde der ÖVP-
Politiker Robert Lichal Verteidigungs minister, der 
sich im Zuge der weiteren Konfrontation sogar 
mit einem Misstrauensantrag der steirischen  
VP-Nationalratsabgeordneten konfrontiert sah. 
Ein bisschen spekulierte oder drohte man in der 
Steiermark im Zuge der Ereignisse sogar mit 
 einer „halben Abspaltung“ der Steirischen Volks-
partei von der Bundespartei, nach dem Muster 
der bayerischen CSU. Doch die schwedischen 
Flugzeuge landeten am 6. Juni 1988 in Graz,  
und damit war die eher bizarre  Episode abge-
schlossen.

ten der Steuerzahler – eingestellt. Es begann der 
mühsame Umbau der alten steirischen Industrie-
gebiete zu neuen innovativen Zonen. In der Folge 
sollte sich insbesondere die Automobilindustrie 
mit ihren Zulieferern kräftig entwickeln.
In der steirischen Politik kam es Mitte der 80er 
Jahre unter Landeshauptmann und Parteiob-
mann Josef Krainer zum Umbau der Regierungs-
mannschaft der Volkspartei.5 Franz Wegart 
schied nach einem knappen Vierteljahrhundert 
aus der Regierung aus und wurde Landtagsprä-
sident, Franz Hasiba wurde Landesrat. Kurt 
Jungwirth, der sich zur starken „Kulturgestalt“ 
der Volkspartei entwickeln sollte, übernahm die 
Position des Landeshauptmannstellvertreters; in 
jenem Jahr, in dem der profilierte Kulturpolitiker 
Hanns Koren verstarb. Josef Riegler wurde für 
den Umweltschutz zuständig. 

D ra ch en k ä mpf e

Es war ebenfalls in der Mitte der 80er Jahre, als 
die Steirische Volkspartei in einen sonderbaren 
Konflikt geriet, nämlich in die Auseinanderset-
zung mit der österreichischen Bundesregierung 
über die Saab-Draken-Abfangjäger. Angesichts 
der geringen Dotierung des Bundesheeres hatte 
man diese Flugzeuge von Schweden angekauft 
und wollte sie in den Fliegerhorsten Graz­Thaler-
hof und Zeltweg stationieren. Am 7. Februar 
1985 wurde ein steirisches Personenkomitee 
 gebildet, welches den Kampf gegen die  Draken 

• Pressekonferenz zum Anti-Draken-Volksbegehren 
1986. In der Mitte Candidus Cortolezis.

• Das „Anti-Draken-Mahnmal“ in Graz 1986.
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österreichischen Steuerzahler auf Jahrzehnte hin-
aus Folgen haben sollte). Für Vranitzky war die 
Fortsetzung der Koalition mit der FPÖ nicht 
machbar, man musste also in die nächsten 
 Wahlen gehen. Die Steirische Volkspartei setzte 
wesentliche Initiativen: das Steiermärkische 
Volksrechtegesetz und ein Grenzlandsonderpro-
gramm. Auf programmatischer Ebene wurde am 
4. Juli Bilanz gelegt, einmal mehr unter dem Titel 
„Modell Steier mark“. Das Modell war durch an-
dere Publikationen ergänzt worden, wie etwa das 
umweltpolitische „Weiß-grüne Manifest“, eine 
Broschüre über „Steirische Energiepolitik“, einen 
Bericht zur Lebenssituation der steirischen Frauen 
„Steiermark weiblich“ und eine Broschüre über 
die „Kulturarbeit in der Gemeinde“. Für den Land-
tag kandidierte zusätzlich zu den herkömmlichen 
Parteien eine Listengemeinschaft von Grün­Alter-
nativen und Vereinten Grünen, die sich damals 
noch stärker auf Umweltthemen konzentrierte.
In der Wahlwerbung der Volkspartei stand die 
Person Josef Krainers im Mittelpunkt. Der „junge 
Krainer“, wie er bis in höheres Alter genannt zu 
werden pflegte6, stand am Höhepunkt seiner 
Populari tät, verstand sich und inszenierte sich als 
über den Parteien stehender Landesvater, war 
ein hochbegabter Kommunikator mit einem glän-

S uperw a h lj a h r 1 9 8 6

In der Mitte der 80er Jahre schien sich die Volks-
partei im Aufschwung zu befinden. Die anste-
hende Landtagswahl konnte man mit Selbstver-
trauen in Angriff nehmen. Der ÖVP­Kandidat und 
ehemalige Generalsekretär der UNO, Kurt Wald-
heim, konnte zunächst die Präsidentschaftswahl 
für sich entscheiden, trotz der im heftigen Par-
teien konflikt inszenierten aufgeregten Schluss-
phase, in der es um die lückenhafte Darstellung 
der Kriegsvergangenheit des Kandidaten ging. 
Im Kontext des Wahlkampfes war es ein Muster-
beispiel für politisches Intrigantentum, wie es 
später bei Bundeskanzler Schüssel wiederum 
zum Tragen kommen sollte. Aber 1986 gilt auf-
grund der ausgiebigen Diskussion um Schuld 
und Pflicht vielen als Wendepunkt in der Behand-
lung der nationalsozialistischen Ära in diesem 
Land. 
Die SPÖ wechselte auf Bundesebene von Fred 
Sinowatz zu Franz Vranitzky als Bundeskanzler, 
die FPÖ nach turbulenten Szenen auf dem Inns-
brucker Parteitag von Norbert Steger zu Jörg 
 Haider als Parteiobmann – eine Weichenstellung, 
welche die einzelnen Landesorganisationen in der 
Folge noch beschäftigen sollte (und die für die 

• VP-Strategierunde im Landtag 1985.  
Von links: Schützenhöfer, Kröll, Schilcher, Krainer jun., Stoisser, Jungwirth, Maitz.
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Nationalratswahl im November wurden erstmals 
die Freiheitlichen und die Grünen quantitativ wirk-
sam. Mit dem Eintritt der ÖVP in eine Regie-
rungskoalition mit der SPÖ im Jänner 1987 kom-
plizierte sich die politische Lage, man konnte 
nunmehr in der Steiermark nicht mehr einfach als 
regionale Opposition gegen die Bundesregierung 
auftreten. 1989 gingen für die ÖVP auch die 
Landtagswahlen in Kärnten, Salzburg und Tirol 
verloren. Auch die Steirische Volkspartei trat nun 
für die Ablöse des Bundesparteiobmannes Alois 
Mock ein, der ehemalige steirische Landesrat 
(mittlerweile Landwirtschaftsminister) Josef Rieg-
ler wurde Bundesparteiobmann, doch konnte er 
bei der Nationalratswahl 1990 die weitere deutli-
che Schwächung der ÖVP nicht verhindern. Die 
FPÖ gewann rund zehn Prozent. Es blieb bei der 
Großen Koalition. In der Auseinandersetzung von 
Erhard Busek und Bernhard Görg um die Partei-
führung ging 1991 der Erstere als Sieger hervor. 

zenden Personengedächtnis. Auf der Seite der 
SPÖ stand Hans Gross, ein seriöser und koope-
rativer, aber nicht sonderlich auffälliger Politiker. 
In der Endphase des Wahlkampfes erfolgte eine 
noch stärkere Zuspitzung auf die Person des 
Landeshauptmanns. Auf den Plakaten las man: 
„Wer Krainer will, muss ihn auch wählen.“ Das 
taten denn auch 393.650 Wählerinnen und Wäh-
ler, das waren 51,75 %. Offenbar hatte es die 
ÖVP verstanden, in der schwierigen Situation der 
industriellen Krise in der Obersteiermark auch 
SPÖ-Wählerinnen und -Wähler anzusprechen – 
die SPÖ erhielt weniger als 40 % der Stimmen. 
Die Freiheitlichen hatten zu dieser Zeit bei der 
Arbeiterschaft noch nicht punkten können, sie 
schafften mit knapper Not den Einzug in den 
Landtag; in den Folgejahren sollten sie mit einer 
populistischen Kombination von (linkem) Res-
sentiment und (rechtem) Nationalismus gerade in 
der Arbeiterschaft steigende Erfolge erzielen. 
Auch die Grünen konnten in den Landtag einzie-
hen, vor allem durch ihre Erfolge in Graz und an-
deren größeren Städten; sie hatten sich als Partei 
konsolidiert und den demokratischen Über-
schwang der Anfangsjahre abgebaut, ihr ökolo-
gisches Hauptthema reicherten sie durch gän-
gige Umverteilungswünsche und Sozialverspre-
chungen an. Aber ihr Problem war (und sollte es 
auch in Zukunft sein): Umwelt und Energie waren 
inzwischen auch in der „Mitte“ der Politik – als 
Thema aller Parteien – angekommen, zumindest 
in symbolischer Form.
Auf der Bundesebene lief es in weiterer Folge  
für die Volkspartei 1986 nicht so rund. Bei der 

1985–1995 MANFRED PRISCHING

•	ORF-Reporter	Günther	Ziesel	interviewt	 
LH Josef Krainer jun. zur Landtagswahl 1986.

• Das Team 1986. Von links: Riegler, Wegart, Klasnic,  
LH Krainer, Jungwirth, Heidinger, Hasiba, Schilcher.

• Der Steirer Josef Riegler als  
ÖVP-Bundesparteiobmann im Jahr 1989.
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liche Hinterlassenschaft erst nach seinem Unfall-
tod 2008 in vollem Umfang sichtbar wurde. Der 
neue FP-Landesparteiobmann Michael Schmid 
führte nach 1989 eine etwas härtere Sprache. 
Bei der SPÖ folgte auf Groß der stärker konfron-
tationslustige Peter Schachner-Blazizek. Das 
steirische Klima wurde „schärfer“.

Bew eg te Z eiten

1986 löste Hans­Hermann Groer Kardinal Franz 
König als Wiener Erzbischof ab, 1995 musste er 
zurücktreten. 1987 wurde Kurt Krenn im Wiener 
Stephansdom zum Weihbischof geweiht, 1991 
wurde er Bischof von St. Pölten, auch Krenn 
musste 2004 zurücktreten. Es waren unglückli-
che Jahre für die österreichische katholische Kir-
che. 1995 gab es ein Kirchenvolksbegehren. Auf 
der für die Steiermark erfreulicheren Seite lässt 
sich der Amtsantritt des ehemaligen Grazer 
Hochschulseelsorgers und Kärntner Bischofs 
Egon Kapellari 2001 nennen, der als Bischof der 
Diözese Graz­Seckau bis 2015 amtierte – und 
daneben zahlreiche Bücher veröffentlichte. 
1988 setzte der Nationalrat einen Untersu-
chungsausschuss für den Fall Lucona ein. Udo 
Proksch, Besitzer der Wiener Nobelkonditorei 
Demel, ließ 1977 den Frachter Lucona im Indi-
schen Ozean durch eine Sprengung versenken. 
Er täuschte vor, eine Uran-Aufbereitungsanlage 
geladen zu haben, um eine hohe Versiche-
rungssumme zu erschleichen. Seine Freunde 
Außenminister Leopold Gratz und Innenminister 
Karl Blecha, die in die „Verzögerungen“ des 

K on f ron ta tion  
in  d er S teierma rk

Die Steirische Volkspartei war die Landeshaupt-
mannpartei, und in ihrem Selbstverständnis re-
präsentierte sie die ganze Steiermark – und dar-
über hinaus war ihr in dieser Phase die steirische 
Außenpolitik ein Anliegen, vor allem im Alpe Adria 
Raum, in Slowenien und Kroatien sowie in Süd-
tirol. Kulturpolitik war, ungewöhnlich für eine kon-
servative Partei, in diesem Land ohnehin immer 
eine Domäne der ÖVP – eine gewisse Verlegen-
heit für Künstlerinnen und Künstler, die überwie-
gend eine habituell linke Befindlichkeit für selbst-
verständlich halten, aber durchaus Förderungen 
gegenüber aufgeschlossen sind. Die traditions-
reiche Tageszeitung „Südost Tagespost“ musste 
im März 1987 zusperren, die Epoche der Partei-
zeitungen war vorüber; bloß ein kleiner Vorge-
schmack auf dramatischere Veränderungen der 
Medienlandschaft in der Spätmoderne.
Auf dem Landesparteitag im September 1989 
wurde Gerhard Hirschmann auf Vorschlag Krai-
ners zum geschäftsführenden Parteiobmann ge-
wählt und im selben Jahr Klubobmann im Land-
tag. Sein Nachfolger als Landesparteisekretär 
wurde der Rechtsanwalt Candidus Cortolezis. 
Schon im Jahr zuvor hatte Waltraud Klasnic das 
Wirtschaftsressort übernommen. Ende 1989 
wurde das dritte „Modell Steiermark“ präsentiert. 
In diesen Jahren vollzog sich der Aufstieg der 
Freiheitlichen Partei, bis in die Steiermark (wie 
auch in andere Bundesländer) wirkte die magi-
sche Gestalt von Jörg Haider, dessen unrühm­
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• Das Tandem an der Parteispitze: Josef Krainer jun. 
und Gerhard Hirschmann.

• Die traditionsreiche Tageszeitung 
„Südost Tagespost“ wird 1987 eingestellt.
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Innovation und reform haben in der Steiermark tradition und wachsen 
auch aus der tradition. Innovation entsteht in der Steiermark vor allem 
auch durch die Kooperation von Politik, Wissenschaft und Wirtschaft und 
ein off enes Klima der Diskussion, das Kreativität und Unbequemes fördert. 
Die Steirische Volkspartei ist seit 1945 der motor der von reformgeist 
beseelten Politik. Die Landeshauptleute Anton Pirchegger, Josef Krainer I 
und II, Friedrich niederl und Waltraud Klasnic stehen dafür mit ihrer 
gesamtpolitischen Konzeption. Beispielhaft seien aber auch Hanns Koren 
mit seiner bahnbrechenden Kulturpolitik, Bernd Schilcher mit dem modell 
Steiermark, Josef riegler mit dem zukunftskonzept der ökosozialen 
marktwirtschaft und ganz besonders Hermann Schützenhöfer als Architekt 
und entscheidender garant der österreichweit einzigartigen und 
vorbildhaften reformpartnerschaft hervorgehoben, die durch ihn und sein 
team zu einer zukunftspartnerschaft für die Steiermark werden soll. ziel 
und Herausforderung ist es: unser Bundesland als eine der innovativsten, 
kreativsten und lebenswertesten regionen europas, ein grünes Herz nicht 
nur österreichs.
BunDeSrAtSPrÄSIDent A.D. ProF. HerWIg HöSeLe, generALSeKretÄr 
DeS zuKunFtSFonDS Der rePuBLIK öSterreIcH

Ich erwarte mir, dass die österreichischen Politiker die notwendigen 
reformen tatsächlich angehen. Die themen liegen auf der Hand. Dazu 
braucht es Persönlichkeiten, die weder an sich selbst noch an die eigene 
(oder andere) Partei(en) denken, sondern die Sache im Fokus haben.
Ihre Aufgabe ist es, jetzt nachhaltige Strukturen für die gegenwart und 
die Zukunft zu schaff en. Dafür trage ich zum BIP bei, zahle Steuern, 
erziehe künftige Pensionserhalter und bin Wählerin – ich will ernst 
genommen werden.
Dr.In JuDItH gonzÁLez, mBA, LeIterIn Der PerSonALentWIcKLung 
Der regIonALmeDIen AuStrIA Ag

grundsätzlich: Selbstbewusste, engagierte und kluge Politik ist 
Demokratie- und gemeinwohl-entscheidend. Deshalb gebührt allen, die 
ihre Lebenszeit in hoher Verantwortung der Politik in unserem Land 
widmen, Dank und respekt. 
Inhaltlich: Das Solidarmodell von gesundheit muss weiterhin eines der 
Kernthemen nachhaltiger Sachpolitik sein und bleiben. 
mmAg. Dr. cHrIStIAn LAgger, mBA, geScHÄFtSFüHrer Der 
eLISABetHInen KrAnKenHAuS gmBH grAz



70 jahre steirische reformkraft 73

70 jahre steirische reformkraft

Als ich 1986 im Alter von 15 Jahren erstmals mit der Steirischen 
Volkspartei und einigen ihrer Vertreter in Berührung kam, befand sie sich 
in mehrerlei Hinsicht in den besten Jahren. Seither ist die Steirische 
Volkspartei einigen harten Prüfungen unterzogen worden. eines gilt aber 
heute wie damals: Die Steirische Volkspartei steht für eine off ene, liberale 
und moderne bürgerliche Politik, ruht auf soliden grundsätzen und sieht 
eine gute zukunft für die Steirerinnen und Steirer als ihre stete 
Herausforderung.
mAg. cHrIStoPHer DreXLer, LAnDeSrAt Für WISSenScHAFt & 
ForScHung, geSunDHeIt unD PFLegemAnAgement DeS LAnDeS 
SteIermArK

Die Steirische Volkspartei war und ist nach wie vor für mich politische 
Heimat und die gestaltende politische Kraft der Steiermark. Der Blick 
zurück bringt auch gleichzeitig immer einen Blick nach vorne. Politik der 
Volkspartei hatte und hat immer zu tun mit den Herausforderungen der 
jeweiligen zeit und den konkreten Bedürfnissen, Wünschen und 
Hoff nungen der Menschen, denen Orientierung und Hilfestellung 
gegeben werden soll. Wenn das gelingt, ist jede Politik auch nachhaltig 
und sinnvoll. zum 70. geburtstag wünsche ich alles gute und in zukunft 
noch mehr mut zu reformen und Veränderungsbereitschaft.
WALBurgA BeutL, zWeIte LAnDtAgSPrÄSIDentIn A.D.

Ich wünsche mir, dass die Politik mut zur ehrlichkeit entfaltet. 
Wählerinnen und Wähler verkraften die Wahrheit. Ich wünsche mir, dass 
Visionen entwickelt und umgesetzt werden. Damit könnte auch die 
Finanzierung des Staatswesens, Finanzausgleich und Steuersystem, eine 
echte reform in richtung einer Verbesserung für die gemeinschaft 
erfahren.
unIV.-ProF.In mAg.A Dr.In tInA eHrKe-rABeL, LeIterIn DeS InStItutS 
Für FInAnzrecHt Der KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz
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Gyula Horn schon im Juni 1989 massenmedien-
wirksam den Eisernen Vorhang durchschnitten 
hatten, hat den Fall der Berliner Mauer am 9. No-
vember 1989 wohl niemand vorausgesehen; und 
tatsächlich war es eine Verkettung skurriler Um-
stände (insbesondere die berühmte Pressekon-
ferenz mit Günter Schabowski), die zur Öffnung 
der Ost­West­Grenzen geführt hat. Es folgte der 
langsame Zerfall des kommunistischen Imperi-
ums. Slowenien proklamierte am 25. Juni 1991 
seine Unabhängigkeit von Jugoslawien, und es 
folgte ein kurzer Krieg, der die jugoslawische 
Bundesarmee bis an die steirisch-slowenische 
Grenze führte (und kleinere Grenzverletzungen 
mit sich brachte). Das österreichische Bundes-
heer wurde an der Grenze in Stellung gebracht, 
als Vorsichtsmaßnahme, doch der Spuk war 
glücklicherweise schon Anfang Juli vorbei – und 
Jugoslawien, das beliebte Urlaubsland, war als 
staatliche Entität Geschichte. Weniger Erfolg 
hatte die Demokratiebewegung in China, am  
4. Juni 1989 überrollten Panzer auf dem Platz 
des himmlischen Friedens in Peking demonstrie-
rende Studenten. Im Jänner 1990 wurde in Mos-
kau die erste McDonald’s­Filiale eröffnet. In Süd-
afrika wurde Nelson Mandela freigelassen: Ende 
der Apartheid; wenige Jahre später, im Mai 1994, 
wurde er Präsident von Südafrika. Im Oktober 
1990 trat die Wiedervereinigung Deutschlands in 
Kraft.
Die Steirische Volkspartei hat diese Veränderun-
gen mit wachem Bewusstsein verfolgt. 1989 hat 
Außenminister Alois Mock in Brüssel die Auf-
nahme in die EU7 beantragt; unter Bundeskanzler 

polizei lichen Untersuchungsprozesses verwickelt 
 waren, mussten zurücktreten; beide wurde spä-
ter rechtskräftig verurteilt, was in Österreich unter 
bestimmten Rahmenbedingungen keine weite-
ren Folgen zeitigt.
Obwohl sich der sowjetische Parteichef Michail 
Gorbatschow 1988 von der Breschnew­Doktrin 
distanziert und damit ermöglicht hatte, dass sich 
die Mitglieder des Warschauer Pakts ihre Staats-
form selbst wählen können, und obwohl Außen-
minister Alois Mock und sein ungarischer Kollege 
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• Josef Krainer jun. und Hermann Schützenhöfer 
in	angeregter	Diskussion	Ende	der	1980er	Jahre.

•	Umschlag	des	„Modell	Steiermark	für	die	90er	Jahre“.

• Josef Krainer jun. präsentiert das „Modell  
Steiermark	für	die	90er	Jahre“.
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• Landeshauptmann Josef Krainer jun.  
im Wahlkampf zur Landtagswahl 1991. 

• Plakat der ÖVP zur Landtagswahl 1991.
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Lager, abnehmende Parteimitgliedschaft, zuneh-
mende Wählerfluktuation, eventbasiertes Wahl-
verhalten.9 Bei der Nationalratswahl im Oktober 
1994 verlor die Große Koalition die Zweidrittel-
mehrheit, Bundesparteiobmann Erhard Busek 
einigte sich mit der SPÖ jedoch wiederum auf 
eine Koalition. Auf dem Bundesparteitag im April 
1995 wurde Wirtschaftsminister Wolfgang 
Schüssel zum neuen Bundesparteiobmann ge-
wählt. Er erklärte, Bundeskanzler werden zu wol-
len – was damals als eine übertrieben ehrgeizige 
und unrealistische Äußerung gewertet wurde. 
In der Steiermark war die Zusammenarbeit zwi-
schen ÖVP und SPÖ mittlerweile problematisch 
geworden. Die SPÖ blockierte alle wesentlichen 
Vorhaben, der Stillstand wurde aber weitgehend 
der Landeshauptmann-Partei zugerechnet. Die 
Landtagswahl wurde um ein Jahr vorverlegt und 
nach langer Zeit wieder gemeinsam mit der 
Nationalrats wahl abgehalten. Das Resultat der 
steirischen Landtagswahl am 17. Dezember 
1995 bedeutete zugleich das Ende der Krainer-
schen Epoche. Die ÖVP verblieb ganz knapp vor 
der SPÖ, mit einem Ergebnis von 36,25 % und 
21 Mandaten. Josef Krainer erklärte noch am 
Wahlabend seinen Rücktritt. Der logische Nach-
folger Gerhard Hirschmann wollte die Nachfolge 
Krainers nicht antreten, die bisherige Wirtschafts-
landesrätin Waltraud Klasnic wurde im Jänner 
1996 zum ersten weiblichen Landeshauptmann 
in Österreich gewählt.

Z ur J a h rta usen d w en d e

1992 wurde Thomas Klestil im zweiten Wahlgang 
mit knapp 57 % gegen Verkehrsminister Rudolf 
Streicher zum Bundespräsidenten gewählt. Im 
Februar wurde der Vertrag über die Europäische 
Union in Maastricht unterzeichnet – einschließlich 
der Verpflichtungen, dass die Mitgliedstaaten 
höchstens drei Prozent Budgetdefizit und weni-
ger als 60 % Staatsverschuldung, gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt, aufweisen sollten. In den 
ersten Jahren gab es tatsächlich Bemühungen, 
dieses Ziel einzuhalten.
Beinahe hätte man – nach dem Ende der Groß-
mächte-Konfrontation – die friedliche Welt ver-
kündet, doch im Nahen Osten brach Saddam 
Hussein den zweiten Golfkrieg vom Zaun. Auf 

Franz Vranitzky war auch die SPÖ auf Europa-
kurs umgeschwenkt – denn bis dahin hatte man 
sich vor dem „kapitalistischen Europa“ und vor 
dem „Ende der Neutralität“ gefürchtet.8 Im De-
zember 1992 wurden von der EU Beitritts-
verhandlungen mit den Ländern Österreich, Finn-
land, Norwegen und Schweden beschlossen. 
Am 1. Jänner 1994 trat der Europäische Wirt-
schaftsraum in Kraft, unter Einschluss des Mit-
glieds Österreich. Im Jahr 1994 wurden in zügi-
gen Beitrittsverhandlungen die Verhandlungen 
mit Brüssel abgeschlossen, am 12. Juni 1994 
folgte die Volksabstimmung über den Beitritt Ös-
terreichs zur Europäischen Union: 81,3 % Wahl-
beteiligung, 66,6 % Zustimmung. In der Steier-
mark gab es sogar eine Zustimmung von 80 %. 
Am 24. Juni wurde beim EU­Gipfel in Korfu der 
Beitrittsvertrag unterzeichnet, mit Jahresbeginn 
1995 war Österreich Mitglied der EU.

D ie h eimisch e S z en e

1989 war Jörg Haider in Kärnten Landeshaupt-
mann geworden, 1991 wurde er – nach den Äu-
ßerungen über die „ordentliche Beschäftigungs-
politik im Dritten Reich“ – wieder abgewählt. 
1999 bis zu seinem Tod 2008 war er wieder Lan-
deshauptmann. Nun aber gab es in den frühen 
90er Jahren wieder eine Landtagswahl in der 
Steiermark – der September 1991 brachte das 
Ende der absoluten Mehrheit der Volkspartei in 
Landesregierung und Landtag, insbesondere 
durch den Aufstieg der FPÖ. Die Verteilung der 
Positionen in der Landesregierung war nun 4:4:1. 
Kurt Jungwirth und Hermann Schaller verließen 
das Regierungsteam, neu folgte Erich Pöltl. Ab 
dem Frühjahr 1992 amtierte als Landesparteise-
kretär (später als Landesgeschäftsführer) Ludwig 
Kapfer, 1993 folgte ihm Reinhold Lopatka. Beim 
Landesparteitag im Oktober 1992 schilderte 
 Josef Krainer das „freie Spiel der Kräfte“ in der 
steirischen Politik. 1993 folgte Hasiba Wegart als 
Landtagspräsident, Gerhard Hirschmann wurde 
Landesrat für Tourismus und Sport.
Prozesse der Pluralisierung, Flexibilisierung und 
Individualisierung der Spätmoderne wirkten wei-
terhin auf das politische System ein, in jenen For-
men, wie sie Politikwissenschaftler schon lange 
verzeichnet hatten: Auflösung der ideologischen 
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4 György Dalos: Gorbatschow: Mensch und Macht. Eine 
Biografie. München 2011.

5 Alfred Ableitinger/Herwig Hösele/Wolfgang Mantl (Hg.): 
Die Landeshauptleute der Steiermark. Graz/Wien/u.a. 
2000.

6 Die Wikipedia-Beiträge unterscheiden nach wie vor zwi-
schen Josef Krainer senior und Josef Krainer junior.

7 Werner Weidenfeld: Die Europäische Union, 3. Aufl. Mün-
chen 2013.

8 Franz Heschl: Drinnen oder draußen? Die öffentliche 
öster reichische EU­Beitrittsdebatte vor der Volksabstim-
mung 1994. Wien 2002.

9 Fritz Plasser/Peter A. Ulram: Unbehagen im Parteien-
staat. Wien/Köln/Graz 1982.

10 Samuel P. Huntington: The Third Wave: Democratization 
in the Late Twentieth Century. Norman Okla./u.a. 1993.

dem Balkan strebten die Nationalitäten nach 
Selbstständigkeit – und bekriegten einander. Im 
April 1992 begann die Belagerung von Sarajevo 
im Bosnienkrieg: Sie sollte 1.425 Tage dauern, 
die längste Belagerung im 20. Jahrhundert. Es 
war für die Europäer, die sich an die Unmöglich-
keit eines Krieges auf diesem Kontinent gewöhnt 
hatten, ein Schock – der durch die in der Folge 
sichtbar werdenden Kriegsverbrechen noch ge-
steigert wurde. Dennoch kann man feststellen, 
dass es in der Mitte der 90er Jahre so viele 
demo kratische und halbdemokratische Staaten 
auf der Welt gibt wie nie zuvor – eine Welle der 
Demokratisierung.10 Euphorische Erwartungen 
über globale Verbreitung demokratischer Staats-
ordnungen sollten sich in der Folge jedoch nicht 
erfüllen.
1995 war in vielerlei Hinsicht ein denkwürdiges 
Jahr der 50er-Jubiläen: jeweils 50 Jahre nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges, nach der 
Gründung der UNO, nach der Wiederbegrün-
dung der Zweiten Republik, nach der Gründung 
der Österreichischen und der Steirischen Volks-
partei. Aber im Grunde wähnten sich die Steire-
rinnen und Steirer sicher: Die Wirtschaft florierte, 
die Demokratie funktionierte, alles wurde immer 
besser. Es sollte noch einige Jahre dauern, bis 
ihnen eine große Wirtschaftskrise die Realität 
enthüllte. Freilich sollte auch sie die grundlegend 
zufriedene, wenn auch nörglerische Weltsicht der 
hiesigen Bewohnerinnen und Bewohner nicht 
verändern. 

1 Ich stütze mich bei der Übersicht über dieses Jahrzehnt 
insbesondere auf den inhaltsreichen Band von Alfred Ab-
leitinger/Bernd Beutl (Hg.): 60 Jahre Steirische Volkspar-
tei: Für die Steiermark Partei ergreifen! Graz 2005. Siehe 
aber auch Alfred Ableitinger/Dieter A. Binder: Steiermark: 
Die Überwindung der Peripherie. Wien 2002; Michael 
Gehler/Herbert Dachs/Ernst Hanisch/Robert Kriechbau-
mer: Geschichte der österreichischen Bundesländer seit 
1945. Wien 1997; Stefan Karner: Die Steiermark im 20. 
Jahrhundert: Politik – Wirtschaft – Gesellschaft – Kultur. 
Graz/Wien/u.a. 2000. Eine kleine Übersicht über die 
Jahrzehnte gibt Manfred Prisching: Gedankenreise durch 
ein halbes Jahrhundert, in: Alfred Ableitinger/Bernd Beutl 
(Hg.): 60 Jahre Steirische Volkspartei: Für die Steiermark 
Partei ergreifen! Graz 2005, 324–335. 

2 Søren Kierkegaard: Die Tagebücher. Brenner-Verlag 
1923, 203.

3 Eric J. Hobsbawm: Das Zeitalter der Extreme. Weltge-
schichte des 20. Jahrhunderts. München/Wien 1995.

MANFRED PRISCHING  1985–1995

• Josef Krainer jun. tritt nach der Wahlniederlage  
am Wahlabend des 17. Dezember 1995 zurück.
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eine wählbare Politik sollte Freiheit und toleranz sowie innere Werte 
vertreten. Die Steirische Volkspartei erfüllt diese Forderung im christlich-
sozialen Sinne, wobei Selbsthilfe an erster Stelle steht und erst danach 
unterstützung gefördert wird. Die nächsten Jahre und Jahrzehnte werden 
vor allem im Sozial- und gesundheitsbereich besonders herausfordernd 
sein und politisch einen Prüfstein für die handelnden Personen darstellen. 
Sicherheit bei Krankheit und im Alter, Bekämpfung der Armut, aber auch 
Forschung und Innovation sind quasi ein Synonym für die öVP.
unIV.-ProF. Dr. KArLHeInz tScHeLIeSSnIgg, VorStAnDSVorSItzenDer 
Der SteIermÄrKIScHen KrAnKenAnStALtengeSeLLScHAFt m.B.H

energie bedeutet Bewegung, Wärme, Licht, elektrizität und im weiteren 
Sinne Kraft. oft hört man, wenn menschen über andere reden, dass es sich 
um einen energischen menschen handelt, um einen kraftvollen und 
durchsetzungsfähigen menschen. Die energie in Form von Strom ist heute 
unentbehrlich und unvorstellbar. ohne energie kein warmes Wasser, keine 
warmen Speisen, kein Licht und darüber hinaus keine Kommunikation via 
Smartphone, computer, keine Social media, aber auch kein Fernsehen und 
radio. mir ist es wichtig, dass eine nachhaltige energiepolitik betrieben 
wird, damit auch unsere nachkommenden generationen den genuss eines 
energiereichen Lebens leben können.
KLArA PrettentHALer, ScHüLerIn DeS gYmnASIumS Der 
urSuLInen grAz

Politik muss die Würde des menschen und die verschiedenen Dimensionen 
seiner Person schützen und fördern – und das nicht nur bei Schönwetter. 
In den kommenden Jahrzehnten geht es dabei auch im globalen Kontext 
besonders um den einsatz für menschen in not, für eine umfassende 
Bildung, für ein miteinander der generationen, für rechts- und 
chancengleichheit, für ein gelingendes Familien- und Berufsleben sowie für 
den Schutz der natur.
mAg. Peter roSegger, DIözeSAner reFerent Für WISSenScHAFt, 
InternAtIonALeS unD KuLtur Der DIözeSe grAz-SecKAu
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In den kommenden Jahren wird die Politik mit Herausforderungen 
konfrontiert werden, die man nur mit gemeinsamen Anstrengungen, 
mut und gestalterischem Willen bewältigen kann: Vereinbarkeit von 
Familie und Karriere, Ausbau der Kinderbetreuung, soziale gerechtigkeit, 
gesicherte Pensionen, Stadtentwicklungskonzepte, leistbares Wohnen 
sind die großen themen, auch eine Verwaltungsreform ist überfällig. 
Vieles wurde von der Steirischen Volkspartei bereits in gang gebracht 
und umgesetzt, jetzt wäre es begrüßenswert, wenn auch die 
Bundesregierung diesen mut aufbringen könnte!
gemeInDerÄtIn DAnIeLA gmeInBAuer, cLuBoBFrAu DeS 
gemeInDerAtSKLuBS Der öVP grAz

70 Jahre Steirische Volkspartei haben die Steiermark nachhaltig zum 
guten verändert; haben mit dem herzlichen Willkommen unserer 
nachbarn Slowenien, ungarn und Kroatien unser Land vom Südostrand 
der eu in die mitte europas gerückt; haben frei nach Hanns Koren aus 
der Steiermark ein Kulturland der tiefe, in dem tradition und moderne 
gleichermaßen verwurzelt sind, gemacht; haben unser Land mit seinem 
F&e-Schwerpunkt und seiner cluster-Politik zu einer der 
wettbewerbsfähigsten regionen europas gemacht. 
Dr. mArtIn BArtenSteIn, BunDeSmInISter A.D., geScHÄFtSFüHrer 
Der g.L. PHArmA gmBH

Die heutigen schnelllebigen Verhältnisse unseres Lebens erfordern rasch 
und überlegt handelnde Akteure, welche nachhaltige entscheidungen 
treff en. Dabei sollte aber auch auf jene Bevölkerungsgruppen Rücksicht 
genommen werden, welche nicht immer im zentrum der 
Entscheidungsfi ndung Platz fi nden.
KAtHArInA HoLzmAnn, WISSenScHAFtLIcHe ProJeKtmItArBeIterIn 
Am InStItut Für öFFentLIcHeS recHt unD PoLItIKWISSenScHAFt Der 
KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz
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1995–2005
Die „Wende“jahre

1995–2005 ANITA ZIEGERHOFER

ANITA ZIEGERHOFER

•	Amtsübergabe	am	23.	Jänner	1996	im	Steiermärkischen	Landtag.	 
Josef Krainer jun. gratuliert Waltraud Klasnic, die als erste Frau  
zum Landeshauptmann eines Bundeslandes gewählt wird.
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 Vranitzky (IV)/Erhard Busek (bis Mai 1995) bzw. 
Wolfgang Schüssel bereits ein Jahr später zer-
brach, weswegen am 17. Dezember 1995 Neu-
wahlen ausgeschrieben werden mussten. Josef 
Krainer wich in diesem Zusammenhang von dem 
seit 40 Jahren praktizierten Kurs ab, National-
rats- und Landtagswahlen nicht zusammenzule-
gen, und setzte damit bewusst alles auf eine 
Karte. Das Wahlergebnis war mehr als eine herbe 
Niederlage: 120.000 Wählerinnen und Wähler 
waren der ÖVP abhanden gekommen, von der 
absoluten Mehrheit bei der Wahl 1986 blieben 
nur noch 36 % Stimmen übrig und – der Abstand 
zur SPÖ betrug lediglich 2.400 Stimmen! Die Ära 
Krainer war damit zu Ende gegangen, die Vor-
macht der ÖVP, die sie seit 1945 im Lande be-
saß, gebrochen. Peter Schachner-Blazizek tri-
umphierte, obwohl er das zweitschlechteste 
Wahlergebnis der steirischen SPÖ einfuhr, Josef 
Krainer war geschlagen. Als wahre Gewinner, vor 
allem auf Kosten der ÖVP, galten die FPÖ (17 % 
und 10 Sitze), die Grünen (4,2 % und 2 Sitze) und 
das Liberale Forum (LIF) (4 % und 2 Sitze). ÖVP 
und SPÖ verfügten über je 21 Stimmen im Land-
tag3, in dem statt drei Parteien nun fünf Parteien 
saßen. Bereits am Wahlabend schien der Nach-
folger von Josef Krainer festzustehen: Gerhard 
Hirschmann, Krainers politischer Ziehsohn! Aller-
dings winkte dieser einen Tag später ab. Eine 
andere Lösung musste gefunden werden und 
noch am selben Tag erfolgte die Präsentation  
der Nachfolge des „Landesfürsten“: Waltraud 
Klasnic, ab 1993 Zweiter Landeshauptmann-
Stellvertreter und seit 1988 Wirtschaftslandes-
rätin. Klasnic galt in diesen vorher genannten 
Funktionen bereits als Pionierin, was auch für 

Das Jahr 1995 markiert mehrere Wende-
punkte in der Geschichte der Steier-
mark: Erstmals wird eine Frau, Waltraud 

Klasnic, „Erster Mann“ im Land. Die Steiermark 
verwandelte sich durch den am 1. Jänner 1995 
vollzogenen Beitritt zur EU und vor allem auf-
grund der Erweiterung der EU im Jahr 2004 von 
einem Land an der Grenze zu einem Land in der 
Mitte Europas.1 In dieses Dezennium von 1995 
bis 2005 – die Beiträge dieses Bandes gehen ja 
von einem „Fünfer Jahr“ zum nächsten „Fünfer 
Jahr“ – fällt der Übergang von einem Jahrtau-
send in das nächste. Dieses Dezennium prägte 
eine Frau, die ihrerseits auch auf (persönliche) 
„Fünfer Jahre“ zurückblicken kann: Fünf Monate 
nach der Gründung der Steirischen Volkspartei 
im Jahr 1945 erblickte Waltraud Klasnic das Licht 
der Welt und im „Wendejahr“ 1995 feierte sie 
 ihren 50. Geburtstag! Die persönlichen „Fünfer 
Jahre“ der Waltraud Klasnic sollten sich mit den 
parteipolitischen „Fünfer Jahren“ verbinden:
Mit der – im vorherigen Kapitel schon angespro-
chenen – Wahlniederlage der ÖVP 1991 begann 
auch allmählich das Image des amtierenden Lan-
deshauptmannes Josef Krainer als Landesfürst 
zu schwinden: Er vermittelte den Eindruck, ange-
schlagen und auch persönlich und gesundheit-
lich nicht mehr der Alte zu sein.2 Die Zeit der ab-
soluten Alleinregierung schien sich dem Ende 
zuzuneigen, dies zeigte sich auch in der Person 
seines Herausforderers Peter Schachner-Blazi-
zek, der sich immer mehr an Krainer zu reiben 
begann und schließlich den Anspruch erhob, 
Erster im Land werden zu wollen. Auf Bundes-
ebene rumorte es so heftig, sodass die im 
Novem ber 1994 angelobte Regierung Franz 

ANITA ZIEGERHOFER  1995–2005

Die steirische Wirtschaft 
pro¿tierte vom EU-Beitritt.  
Sie rückte von der 
wirtschaftsgeogra¿schen
Rand- in eine Zentrallage.
ANITA ZIEGERHOFER
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politischer Interessen zurück – er hätte die Zu-
stimmung der FPÖ benötigt, eine Zusammen­
arbeit mit den Freiheitlichen entsprach aber nicht 
dem strikten Ausgrenzungskurs der Bundes-
SPÖ unter dem damaligen Bundeskanzler Franz 
Vranitzky.9 Die Wahl von Waltraud Klasnic erfolgte 
mit den Stimmen der FPÖ und des Liberalen 
 Forums.10

Mit Waltraud Klasnic zog ein neuer Politikstil in 
die Amtsräume der Burg ein, was sich zunächst 
jedoch nicht in der Amtsbezeichnung nieder-
schlagen sollte. Hinsichtlich der Frage, ob sie 
Landeshauptmann oder Landeshauptfrau ge-
nannt werden wolle, entschied Klasnic, Frau Lan-
deshauptmann genannt werden zu wollen. Sie 
bezog sich dabei auf die in Art. 7 (3) B­VG ge-
nannte Kann-Bestimmung hinsichtlich der Ver-
wendung der weiblichen Form einer Amtsbe-
zeichnung. Ihre Entscheidung führte etwa zur 
skurrilen Situation, dass sich der damalige Lan-
desamtsdirektor Gerold Ortner bei der Wiener 
Staatsdruckerei beschwerte, weil im Amtskalen-
der nicht Landeshauptmann, sondern Landes-

ihre frühere Funktion als Dritte Landtagspräsi-
dentin (1983–1988) Gültigkeit hatte. Jetzt sollte 
sie der erste weibliche Landeshauptmann eines 
österreichischen Bundeslandes werden. Klasnics 
Wahl kam unerwartet, unangekündigt, zumindest 
für die meisten überraschend und in einer dra-
matischen Situation.4 Krainer und Hirschmann 
einigten sich auf Klasnic. Krainer begründete 
seine Wahl folgendermaßen: „Ich hab’ es mit 
 guter Überzeugung vertreten, habe gesagt, sie 
wird unser Jolly Joker in dem Spiel – sie liegt von 
den Sympathiewerten her gut.“5 Waltraud Klasnic 
reagierte darauf mit folgender Aussage: „Ich war 
nicht Krainers Kandidat, ich bin passiert.“6 Bernd 
Schilcher denkt jedoch nicht an den Zufall „Klas-
nic ist passiert“, sondern ist davon überzeugt, 
dass alles bereits stumm vorbereitet, die Grund-
lagen dafür schon früher gelegt worden waren.7 
Der Vorschlag „Klasnic“ fand sofort in allen 
 Gremien Zustimmung und am 23. Jänner 1996 
wählte der Landtag Waltraud Klasnic zum Lan-
deshauptmann.8 Peter Schachner-Blazizek stellte 
seinen Führungsanspruch zugunsten bundes-

1995–2005 ANITA ZIEGERHOFER

•	Klasnic	war	Mentorin	der	Aktion	„Zukunftschance	
Qualifikation“.

•	Broschüre	„Zukunft	Reform!politik“	der	Volkspartei.

• Angelobung von Waltraud Klasnic als Landeshauptmann der Steiermark bei Bundespräsident Klestil,  
Jänner 1996. Im Bild auch die Familie, Franz Vranitzky und Wolfgang Schüssel.



70 jahre steirische reformkraft 83

an die Politik erstmals anders heran, direkter, 
menschenbezogener als der herkömmliche Poli-
tikertyp.15

Die gegenwärtige „Reformpartnerschaft“ zwi-
schen SPÖ und ÖVP fand bereits unter Waltraud 
Klasnic ihren Anfang, damals hingegen bezeich-
nete man die Regierungsarbeit zwischen Klasnic 
und Schachner-Blazizek als „Kuschelkurs“. Die-
ser „Kuschelkurs“ fand allerdings im Jahr 2000 
sein jähes Ende; Grund waren Unstimmigkeiten 
in der Frage der Finanzierung des Umbaus des 
Formel 1-Ringes in Spielberg: Die SPÖ trug die-
ses Prestigeobjekt nicht mit.16 In seiner Analyse 
der Regierung Klasnic I bezeichnete Martin Moll 
diese ersten fünf Jahre als „beunruhigende, ja 
alarmierende Vorzeichen für Klasnic“ im Zusam-
menhang mit den zunehmenden Wahlerfolgen 
der FPÖ; bei der Nationalratswahl 1999 verwies 
die FPÖ die ÖVP nicht nur bundesweit, sondern 
sogar in der Steiermark auf den dritten Platz!17 
Dieser Wahlerfolg der FPÖ zeitigte bekanntlich 
auch internationale Auswirkungen: Im Februar 
2000 ging Wolfgang Schüssel mit der FPÖ eine 

hauptfrau Klasnic stand.11 Der erste weibliche 
Landeshauptmann in Österreich drückte der 
Landespolitik einen neuen Stempel auf. Waltraud 
Klasnic erwies sich nicht nur als Symbol für Ge-
fühle, sondern sie stand auch für Zukunftsorien-
tierung, und: Waltraud Klasnic bewies politisches 
Talent. Hinsichtlich der Zuschreibung, „politisch 
zu sein“, äußerte sich Waltraud Klasnic einmal 
dahingehend: „Man sagt mir nach, ich bin eine 
nicht politische Frau, dann sagt man wieder, ich 
bin so politisch (…), eine dritte Gruppe sagt, ich 
bin machtpolitisch, die vierte sagt, ich bin poli-
tisch noch nie in Erscheinung getreten.“12 Nach 
der ersten Regierungsperiode schrieb bereits 
Hans Rauscher über das Regieren von Klasnic 
von einem „neuen Stil – die Kunst der Integration 
(…). Sie tritt nicht auf – sie ist plötzlich da! Mitten 
unter den Leuten (…) und verströmt echte Herz-
lichkeit“13. Klasnic schien immer und überall stän-
dig präsent gewesen zu sein, was Vizelandes-
hauptmann Peter Schachner-Blazizek angeblich 
zu dem Bonmot veranlasst haben soll: „Überall, 
wo ich hinkomme, war sie schon da.“14 Sie ging 

ANITA ZIEGERHOFER  1995–2005

• Kundgebung der Volkspartei am Grazer Hauptplatz 
vor	der	Landtagswahl	2000.

• Das Team der Volkspartei. Von links: Lopatka, 
Hirschmann, Klasnic, Schützenhöfer, Pöltl, Paierl.
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Charakterzüge der „Landesmutter“ setzte man 
im Wahlkampf: „Mit Herz und Verstand für unser 
Vaterland“ lautete das Wahlmotto, womit Klasnic 
wiederholt die Gefühle und Stimmungen der 
Steirerinnen und Steirer erreichte.20 Klasnic 
konnte elf Prozent Stimmengewinn verzeichnen, 
das war ein Novum in der politischen Geschichte 
der österreichischen Nachkriegszeit. Die ÖVP 
verfügte nun über 47 % der Stimmen, hatte so-
mit fast die Mandats­Mehrheit im Land (sie benö-
tigte lediglich 309 Stimmen für die absolute 
Mehrheit21), die tatsächliche in der Landesregie-
rung.22 Diese Wahl kann durchaus als Wende 
bezeichnet werden: Die SPÖ erlitt eine empfind-
liche Wahlniederlage, das schlechteste Ergebnis 
überhaupt, nur mehr 32,2 % stimmten für sie. 
Der Abstand zwischen ÖVP und SPÖ betrug 
15 % der Stimmen! Die FPÖ schrumpfte um 5 % 
auf 12,4 % und verdankte allein der Wahlarith-

Koalitionsregierung ein, die ebenso durch die 
Steirische Volkspartei Unterstützung fand. Aller-
dings bescherte die Regierungsbeteiligung der 
FPÖ Österreich die sogenannten „Sanktionen 
der EU-14“ und führte damit das Land in eine 
außenpolitische Isolation.18 
Das ebenso medienwirksame wie unbürokra-
tische und menschliche Handeln von Waltraud 
Klasnic anlässlich des Grubenunglücks in Las-
sing am 17. Juli 1998, bei dem zehn Männer  
ihr Leben verloren, kann als Erklärung für den 
 triumphalen Wahlerfolg von Waltraud Klasnic am 
15. Oktober 2000 herangezogen werden. Ihre 
Haltung bei diesem Unglück zementierte Klas-
nics bisher schon angedeutete Rolle als Landes-
mutter – „Ein Land weint! Der Herrgott hat ent-
schieden.“19 Ihre Gefühle waren nicht nur authen-
tisch und ehrlich, sie traf damit die Stimmung im 
Land. Auf diese „mütterlichen, fürsorglichen“ 

1995–2005 ANITA ZIEGERHOFER

• Klasnic, Lopatka und Schüssel nach der 
	Wahlveranstaltung	zur	Nationalratswahl	2002	 
in der Grazer Stadthalle.

• Klasnic überreicht Elfriede Jelinek den 
„manuskripte“-Literaturpreis	2000.

• Waltraud Klasnic im Kreis von Kindern. 
„Die Menschen mögen sie einfach!“

•	Die	Grazer	Gemeinderatswahl	2003	 
hat einen strahlenden Sieger:  
Siegfried Nagl wird Bürgermeister von Graz.
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zweiten Regierungszeit. Aufgrund des Wahler-
gebnisses gelangten die Schlüsselressorts im 
Land in die Hände der ÖVP, was sich in der zwei-
ten Regierungshälfte fatal auswirken sollte. Die 
längere Suche nach einem Nachfolger für Peter 
Schachner-Blazizek war im März 2002 beendet: 
Franz Voves trat an seine Stelle und führte zu-
nächst den von Schachner-Blazizek vorgegebe-
nen Kurs weiter. Auch nahm er Klasnics Angebot 
der Zusammenarbeit an. Allerdings unterschied 
er sich von Schachner-Blazizek dahingehend, 
dass er nun auf Dynamik, Jugendlichkeit und 
Sportlichkeit zu setzen begann. Voves baute all-
mählich das Bild eines modernen auf power aus-
gerichteten Politikers auf. Mit dem traditionellen 
steirischen Bild, wie es die ÖVP propagierte, 
hatte sein Image nichts zu tun. Franz Voves sollte 
sich alsbald von der Zusammenarbeit mit Klasnic 
verabschieden und sich zu einem politischen 
Gegner entwickeln, der die folgenden Ereignisse 
ab der Hälfte der Regierung Klasnic II für sich 
nutzen konnte. So erfolgreich und fulminant sich 
die erste Regierungsperiode von Klasnic gestal-
tet hatte, so sehr war die Landesregierung Klas-
nic II von Skandalen geprägt. Das Jahr 2003 
sollte eine weitere Wende bedeuten, die sich 
auch in einer personellen Veränderung der Lan-
desregierung niederschlug: Kristina Edlinger- 
Ploder folgte dem einstigen Ziehsohn und Kron-
prinzen Gerhard Hirschmann nach, Johann 
 Seitinger ersetzte Erich Pöltl und 2004 Gerald 
Schöpfer Herbert Paierl. Das Jahr 2003 kann 
auch deshalb als Wende bezeichnet werden, weil 
es den Niedergang der „Marke Klasnic“ ein leitete: 

metik ihren Sitz in der Landesregierung. Die Grü-
nen legten leicht zu, das Liberale Forum schied 
aus dem Landtag aus. Der Wahlerfolg und die 
Wende wirkten auch auf Gemeindeebene: Bei 
der Grazer Gemeinderatswahl gewann Siegfried 
Nagl 13 % Stimmen und stellt fortan den Bürger-
meister von Graz, die FPÖ verlor zwei Drittel der 
Wählerschaft und es geschah eine einmalige 
Sensation in der österreichischen Nachkriegs­
geschichte: Der Kommunist Ernest Kaltenegger 
konnte 20 % Stimmen für die KPÖ gewinnen und 
zog in den Grazer Gemeinderat ein.23

Die erste Regierungszeit von Waltraud Klasnic 
kann durchaus als Zeit beschrieben werden, in 
der die neuen Leitlinien der Politik festgelegt wur-
den. Klasnic sprach 1999 von dem „Revoluzzer-
Image des ‚wilden Bergvolks‘ hinter dem Sem-
mering und seiner politischen Führung“24 und 
meinte damit in erster Linie die provokanten 
Ideen des Querdenkers Gerhard Hirschmann. 
Dieser forderte etwa, die neun Bundesländer auf-
zulösen, billiger und zeitgemäßer wäre die Eintei-
lung Österreichs in drei Verwaltungseinheiten: 
Ost­, West­ und Südösterreich. Derartige Ge-
dankenfreiheit widerspiegelt auch das im Jänner 
2000 von Christopher Drexler und Gerhard 
Hirschmann verfasste „Modell Steiermark“ mit 
folgenden Forderungen: eine Verfassungsreform 
auf Bundes­, Landes­ und Gemeindeebene, Ab-
schaffung des Zwangsproporzes in der Landes-
regierung, Änderung des Wahlrechts in ein „min-
derheitenfreundliches Mehrheitswahlrecht“ oder 
Direktwahl des Landeshauptmannes bzw. auch 
der Bürgermeister.25 Anders verhielt es sich in der 

ANITA ZIEGERHOFER  1995–2005

•	Umbau	der	Parteispitze	2003/2004.	Von	links:	sitzend:	Edlinger-Ploder,	Schöpfer,	Seitinger,	Schützenhöfer;	
 stehend: Purr, Klasnic, Schnider, Drexler.
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Das Bildungssystem in österreich ist zunehmend mit der Herausforderung 
konfrontiert, der sprachlichen und kulturellen Diversität sowie den raschen 
Veränderungen in diesen Diversitätsfeldern gerecht zu werden. eine gut 
ausgebildete Jugend trägt auch wesentlich zum erhalt von Wohlstand und 
sozialem Frieden in einem Land bei. Die Steirische Volkspartei und ihre 
Verantwortungsträger waren auf Landesebene und auf Bundesebene immer 
bestrebt, den Kindern und Jugendlichen in diesem Land die bestmögliche 
Bildung zu bieten. Dass dieser Weg fortgesetzt wird, ist mir ein großes 
Anliegen.
mAg.A Dr.In regInA WeItLAner, VIzereKtorIn Für AuSBILDung Der 
PÄDAgogIScHen HocHScHuLe SteIermArK

Die Welt ist mobiler, schneller und digitaler geworden. Langfristiger und 
nachhaltiger erfolg misst sich an der internationalen Leistungsspitze und 
an der Wandlungsfähigkeit sowie resilienz tradierter Systeme statt an 
deren innerer optimierung.
Die Leistungen von Familien mit Kindern bilden das Fundament unseres 
Wohlstandes. Die Sicherung wettbewerbsfähiger Bildung und die 
Fokussierung auf die individuelle Leistungs- und Steuergerechtigkeit sind 
Speerspitzen zukünftiger politischer gestaltung der gesellschaft.
mmmAg. Dr. mIcHAeL HArnIScH, InternAtIonALer StrAtegIeBerAter 
unD ImmoBILIenunterneHmer

Politische entscheidungsträger im Jahr 2015 müssen das erbe des 
20. Jahrhunderts als Verantwortung für die zukunft sehen. 
Die Verminderung wirtschaftlich-sozialer ungleichheit und 
globalisierungsprozesse, die menschen, Kulturen und umwelt 
wertschätzen, können Friedensarbeit und Friedenssicherung ermöglichen.
Dr.In VeronIKA KrYSL, mA, WISSenScHAFtLIcHe mItArBeIterIn Am 
öSterreIcHIScHen VerFASSungSgerIcHtSHoF
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menschen mit Betreuungsbedarf sind darauf angewiesen, dass die Politik 
die nötigen Rahmenbedingungen schaff t. Dazu zählt insbesondere der 
einsatz von ausgebildeten Fachkräften etwa aus den Sozialbetreuungs-
berufen. es ist uns allen zu wünschen, dass die Politik dafür Sorge trägt, 
dass es in der Betreuungslandschaft auch in zukunft ausreichend 
Fachkräfte geben wird. 
mmAg.A BIrgIt PoIer, ScHuLLeIterIn Am AuSBILDungSzentrum Für 
SozIALBeruFe Der cArItAS In grAz

es ist seit jeher das Wesen der Steirischen Volkspartei, Wohlstand 
für alle zu schaff en. Die Erfolgsgeschichte des Landes ist eng mit der 
der Volkspartei verknüpft. Die Volkspartei hat früh erkannt, dass der 
niedergang der Verstaatlichten Industrie chancen für die entwicklung 
zu einem modernen Innovationsstandort bietet. es ist die Wirtschaft, 
die Arbeitsplätze und Wohlstand schaff t. Deshalb wird sich die 
Steirische Volkspartei weiter für den Ausbau der internationalen 
Handelsbeziehungen einsetzen.
Dr. cHrIStIAn BucHmAnn, LAnDeSrAt Für WIrtScHAFt, euroPA unD 
KuLtur DeS LAnDeS SteIermArK

Bewährtes bewahren und weiterentwickeln und das neue suchen, aber 
auch ökosoziale Marktwirtschaft und kulturelle Off enheit sind meine 
Assoziationen mit der Steirischen Volkspartei. Für mich als Student und 
bis heute war und ist Hanns Koren, der mit Wetterfl eck und Steirerhut 
Weltoff enheit, Innovation, kulturelle Vielfalt und Wissenschaftlichkeit 
symbolisiert, eine Persönlichkeit, die auch für die zukünftige Verbindung 
zwischen ländlichem raum, urbanität und globalem Denken steht.
unIV.-ProF. DIPL.-Ing. Dr. KArL P. PFeIFFer, reKtor unD 
WISSenScHAFtLIcHer geScHÄFtSFüHrer Der FAcHHocHScHuLe 
JoAnneum
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niemand gerechnet: Die SPÖ gewann 9,35 % 
und hatte nun 41,67 % der Stimmen, die ÖVP fiel 
mit einem Stimmenverlust von 8,63 % auf 
38,66 % zurück. Die Überraschung war die Wahl 
der  drittstärksten Partei, der KPÖ unter Ernest 
Kaltenegger mit 6,34 %, die Grünen fielen von 
5,61 % auf 4,73 %, der FPÖ und dem BZÖ ge-
lang genauso wenig der Einzug in den Landtag 
wie Gerhard Hirschmann. Er hatte sich von der 
Partei abgespalten und eine eigene „Liste Hirsch-
mann“ gegründet. Am Wahlabend kündigte 
 Waltraud Klasnic ihren Rückzug aus allen poli-
tischen Funktionen an; aus dem Amt schied  
sie dann am 25. Oktober, zwei Tage vor ihrem  
60. Geburtstag. Sie übernahm die volle Verant-
wortung für das Wahlergebnis. Im Dezember 
2007 wird Klasnic über den Ausgang der Wahlen 
sagen: „Ich habe mein Herz verbraucht.“28 Mit 
ihrem Nachfolger, Hermann Schützenhöfer, be-
gann eine andere, neue Ära der ÖVP-Landes-
politik.
Zieht man Bilanz über die zehnjährige Ära Klas-
nic, so finden sich folgende Ereignisse, die nach-
haltig das Land geprägt haben und Waltraud 
Klasnic ein ehrendes Denkmal und einen siche-
ren Platz in der Geschichte unseres Landes 
 sichern. Die steirische Wirtschaft profitierte von 
dem EU-Beitritt. Sie rückte von der wirtschafts-
geografischen Rand­ in eine Zentrallage. For-
schung und Entwicklung, wissenschaftliche In-
novation, neue Produktions- und Kommunika-
tionstechnologien sowie neue Formen der regio-
nalen Zusammenarbeit und der Wirtschaftspolitik 
unter bestmöglicher Nutzung der jeweiligen 
Poten ziale prägten nun die Wirtschaft der Steier-

Auf eigenen Wunsch schied Gerhard Hirsch-
mann aus der Landesregierung aus. Er wech-
selte in den Vorstand des steirischen Energie-
konzerns ESTAG, wo es alsbald mit den anderen 
Vorstandsmitgliedern zu schweren Auseinander-
setzungen in Bezug auf die bisherige Unterneh-
mensführung kam. Als Eigentümervertreter der 
ESTAG fungierte Wirtschaftslandesrat Herbert 
Paierl, der die Suspendierung der gesamten Un-
ternehmensleitung veranlasste. Die Auseinander-
setzung zwischen Hirschmann und Paierl eska-
lierte, der Landesrat musste zurücktreten. Wal-
traud Klasnic verlor mit dem Rücktritt der beiden 
Politiker auch die für sie strategisch wichtigen 
Köpfe. In weiterer Folge schädigten der „Herber-
stein-Skandal“, der nicht der Regierungszeit von 
Klasnic zur Last gelegt werden kann, sowie das 
vorläufig gescheiterte Formel 1­Projekt in Zelt-
weg das Image Klasnics als „Landesmutter“. Sie 
wurde immer mehr von der handelnden Person 
zum Spielball von „Altlasten“, aber auch Spielball 
der Intrigen jener Männer, die sie förderte. So ver-
wundert es nicht, dass ihr die Wählerschaft bei 
der Wahl am 2. Oktober 2005 nicht mehr das 
absolute Vertrauen schenkte. Bereits im März 
2005 war für die gesamten heimischen Medien 
klar, dass die Herbstwahl für die ÖVP schlecht 
ausfallen würde.26 Darüber hinaus bilanzierten die 
heimischen politischen Akteure, dass dieser 
Landtagswahlkampf „der mit Abstand schmut-
zigste, aggressivste und Ressourcen zehrendste 
gewesen sei“, aufbauend auf Affären, Pannen 
und handfesten Skandalen, die diesem voraus-
gingen.27 Dass die Wahl für die ÖVP jedoch der-
art desaströs ausfallen würde, damit hatte wohl 
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• Der Autocluster als steirisches Erfolgsmodell.  
Waltraud Klasnic mit Martin Bartenstein, einer 
 Vertreterin von Chrysler und Siegfried Wolf (Magna).

• Bischof Egon Kapellari, EU-Kommissar  
Franz Fischler und Waltraud Klasnic feiern die  
EU-Erweiterung	am	1.	Mai	2004	an	der	Grenze.
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die dem Land in früheren Jahrzehnten immer 
wieder zu schaffen gemacht haben, überwunden 
und sich durch eindrucksvolle Strukturverände-
rungen einen Spitzenplatz im Wettbewerb euro-
päischer Industrieregionen sichern können.“33

Durch den EU-Beitritt kam die Steiermark in den 
Genuss von EU­Regionalförderungsprogram-
men: die Ziel­2­Gebiete („Industrieregionen mit 
Strukturproblemen bzw. rückläufiger Entwick-
lung“) und die Ziel­5­Gebiete („Entwicklung und 
strukturelle Anpassung des ländlichen Raumes“) 
waren für die Steiermark von großer Bedeutung 
und so konnte man nach Auslaufen der Pro-
grammperiode (1995–1999) folgende Bilanz zie-
hen: 7.800 neu geschaffene Arbeitsplätze, 674 
Gründungen in Industrie, Gewerbe und Touris-
mus sowie 15 Ansiedlungen.34 In der Zeit von 
2000 bis 2006 unterschied man diese Gebiete 
nicht mehr, sondern hatte einen einheitlichen  
Typ „Ziel­2­Gebiet“ festgesetzt. Die Steiermark 
blieb das Bundesland mit dem größten Anteil an 
österreichischen Ziel­2­Gebieten.35 Auch an For-
schungsprogrammen hatte die Steiermark einen 
bemerkenswerten Anteil, die folgenden Zahlen 
sprechen für sich: Von 1.928 österreichischen 
Forschungsprojekten im 4. Rahmenprogramm 
von 1994 bis 1998 stammten 18 % aus der 
Steier mark.36 Der europäische Integrationspro-
zess erfuhr im Jahr 2004 einen weiteren Höhe-
punkt durch die bislang größte Erweiterungs-
runde der EU: Insgesamt traten acht mittel- und 
osteuropäische Staaten sowie Zypern und Malta 
der EU bei. Für Waltraud Klasnic war die Erwei-
terung  bereits im Jahr 2000 eine beschlossene 
Sache, ihr ging es jetzt um das „Wie“: „Wenn die 

mark.29 Der Großraum Graz sollte davon in Be-
zug auf die Fahrzeugindustrie profitieren. Das 
„Zauberwort“ hieß „Cluster“, womit man die 
bestmöglichste Nutzung der regionalen Poten­
ziale beschreiben wollte: Cluster entstanden auf 
den Sektoren Fahrzeug, Holz, Metall oder IT.30 
Bereits unter ihrer Amtszeit als Wirtschaftslan-
desrätin baute Waltraud Klasnic allmählich den 
„Autocluster Steiermark“ unter dem Leit betrieb 
Magna Steyr aus. Ihre diesbezügliche Ansicht 
war: „Wir wissen, dass die Stärke der Steiermark 
niemals in der Massenproduktion liegen kann – 
sondern nur im High-Tech-Bereich, in der 
Nischen produktion, in größtmöglicher und ra-
scher Flexibilität. Investieren wir vor allem in ‚brain 
power‘ oder steirisch ‚Hirnschmalz‘: in neue 
Technologie- und Entwicklungszentren, in eigene 
Fachhochschulen und Forschungszentren. Mitt-
lerweile kommen bereits 30 Prozent der High-
Tech-Produkte mit der Bezeichnung ‚Made in 
Austria‘ tatsächlich aus der Steiermark.“31 Die 
Wirtschaftsstrategie der ehemaligen Wirtschafts-
landesrätin und nun Landeshauptmann war so 
erfolgreich, dass sie einen der führenden Ökono-
men Österreichs, Karl Aiginger, zu folgender Aus-
sage veranlasste: „Die wirtschaftliche Dynamik 
der Steiermark ist beachtlich. Das Wachstum der 
Gesamtproduktion und der Beschäftigung liegt 
höher als im Bundesschnitt. (…) Die Industriebe-
schäftigung ist im Gegensatz zum Trend für 
Öster reich und die meisten europäischen Regio-
nen steigend.“32 Auch der damalige Chef des 
Instituts für Höhere Studien und des Staatsschul-
denausschusses Bernhard Felderer fand lobende 
Worte: „Die Steiermark hat die Strukturprobleme, 
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• Die Therme Loipersdorf als Symbol für den Ausbau 
des Wellness- und Thermentourismus 
in der Steiermark.

•	Graz	ist	Kulturhauptstadt	2003.	 
Das Stadtbild verändert sich durch viele Bauten, 
wie etwa das Kunsthaus.
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kehr im Jahr 2005 lediglich drei Prozent des 
Brutto inlandsproduktes der Steiermark aus-
machte.40 Neben dem Tourismus war Hirsch-
mann auch für das Ressort Sport verantwortlich. 
Die Austragung zahlreicher internationaler Meis-
terschaften wie etwa der Gras­Ski WM in der 
Gaal 1999 sowie der Snowboard WM 2003 am 
Kreischberg rechtfertigen die heimlich reklamierte 
Bezeichnung der Steiermark als „Sport- und Ev-
entland Nr. 1 in Österreich“.41 Diesen sportlichen 
Höhenflug wollte Hirschmann fortsetzen und 
plante, Graz 2002 zur Olympiastadt zu machen, 
allerdings scheiterte dieses Unterfangen.42 
Auf kultureller Ebene seien zwei internationale Er-
eignisse hervorgehoben: die Ernennung der his-
torischen Grazer Altstadt zum UNESCO­Welt­
kulturerbe am 1. Dezember 1999 und die Erhe-
bung Graz zur Europäischen Kulturhauptstadt 
2003.43 Als Motoren für die Bewerbung Graz für 
das Kulturhauptstadtjahr gelten Bürgermeister 
Alfred Stingl und Kulturstadtrat Helmut Strobl ge-
meinsam mit Waltraud Klasnic.44

Auf dem Bildungs- und Forschungssektor kam 
es in diesem steirischen Jahrzehnt ebenfalls zu 
Änderungen. Im Jahr 2004 trennte sich die 
Medizi nische Fakultät von der Karl-Franzens-
Universität und konstituierte sich als selbststän-
dige Medizinische Universität.45 Die ehemalige 
Hochschule für Musik und darstellende Kunst 
wurde am 1. Oktober 1998 zur Universität für 
Musik und darstellende Kunst Graz, KUG Kunst-
universität Graz, umbenannt. Sie zählte im Jahr 
2004 zu einer der größten akademischen Musik­
ausbildungsstätten Europas mit rund 1.800 Stu-
dierenden aus ca. 40 Ländern und 100 Profes-
suren.46 Die im Jahr 1993 gegründeten Fach-
hochschulen wurden 1995 ausgebaut, sodass 
im Herbst vier Studiengänge in Betrieb waren, 
fast jährlich kamen neue hinzu.47 
Abschließend soll der Frage nachgegangen wer-
den, wie sich die Politik des weiblichen Landes-
hauptmannes auf die Frauen im Lande aus-
wirkte? Waltraud Klasnic kam über die ÖVP-
Frauenbewegung in die Partei und sie leitete die 
Bewegung von 1977 bis 1990. Klasnic bekannte 
sich zum „stillen Feminismus“, den sie wie folgt 
deutete: „Ich freue mich, wenn Frauen erfolgreich 
sind, aber ich bin vielleicht auch vorsichtig ge-
nug, dass ich sage, es kann nicht so sein, dass 

wirtschaftliche Dynamik der Steiermark – vom 
Ackergaul zum Zugpferd Europas – aufrechter-
halten werden soll“, müsse die Dimension der 
Nachbarn miteinbezogen werden. „Die steirische 
Vision für die Zukunft sei die ‚Zukunftsregion 
Südost‘ – ein Zusammenspiel benachbarter 
 Regionen im Herzen Europas, bei der die Steier-
mark und Kärnten mit den Nachbarn Slowenien, 
Oberitalien, Kroatien und Westungarn etwa in 
den Bereichen Infrastruktur, Bildung, Forschung 
und Tourismus hervorragend zusammenarbei-
ten.“37 
Hinsichtlich der Veränderung im Tourismus „von 
der Sommerfrische zum Wellnesstourismus“ 
(Bernhard Reismann) soll für jene Ära vor allem 
der Ausbau des Thermen­ und Gesundheitstou-
rismus Erwähnung finden. Bad Gleichenberg, 
Bad Radkersburg oder auch Köflach können hier 
als steirische Thermen genannt werden, wie 
auch Bad Blumau, Bad Waltersdorf und Loipers-
dorf. In der Mitte der 90er Jahre entwickelte  
sich der Bädertourismus allmählich zum Ge-
sundheitstourismus und zur Spezialisierung etwa 
auf „Familien“ oder „ältere Gäste“.38 Für die Rich-
tungsänderung des steirischen Fremdenverkehrs 
zeichnete das unter der Federführung der dama-
ligen Landesrätin für Wirtschaft, Fremdenverkehr 
und Verkehr, Waltraud Klasnic, im Jahr 1992 
 verabschiedete Tourismus-Landesgesetz verant-
wortlich. Es erfolgten Modernisierung und An-
passungen der teilweise veralteten touristischen 
Organisationsstrukturen (wie etwa Verschöne-
rungsvereine) an die neuen Herausforderungen 
durch Schaffung von Tourismusverbänden. Im 
Jahr 2000 bestanden bereits 13 neu strukturierte 
Regionalverbände, die in sieben touristische 
Großregionen zusammengefasst waren: Dach-
stein­Tauern­Region, Region Graz, Urlaubsre-
gion Murtal, Obere Steiermark, Ausseerland-
Salzkammergut, Thermenland-Oststeiermark 
und Süd-Weststeiermark.39 Der Tourismus-Lan-
desrat Gerhard Hirschmann setzte während sei-
ner Amtsperiode verstärkt auf Investitionen für 
den Ausbau von touristischer Infrastruktur etwa 
in Skiregionen und Thermen: In dieser Zeit wur-
den vier Milliarden Schilling investiert! Der Erfolg 
schlug sich in steigenden Übernachtungszahlen 
nieder, Entwicklungspotenzial war allerdings 
noch genug vorhanden, zumal der Fremdenver-
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in die Politik zu bringen, wie etwa Kristina Edlin-
ger-Ploder oder Walburga Beutl.
Was ist von den zehn Jahren Klasnic-Regierung 
geblieben? Nochmals soll betont werden, dass 
viele wichtige Ereignisse, EU-Beitritt Österreichs, 
EU-Erweiterung, wirtschaftlicher, touristischer 
und kultureller Aufschwung wie Europäische Kul-
turhauptstadt, in diese Zeit fallen, die Klasnic 
zwar nicht alle zu verantworten hatte, die sie aber 
für die Steiermark zu nutzen verstand. Wie be-
reits einleitend erwähnt, gehen die Dekaden in 
diesem Band von den „Fünfer Jahren“ aus. Ich 
setzte schon eingangs die parteipolitischen „Fün-
fer Jahre“ mit den persönlichen „Fünfer Jahren“ 
der Waltraud Klasnic in Verbindung. Waltraud 
Klasnic bekannte sich dazu, eine gewisse Vor-

jetzt nur Frauen eine Chance haben. Aber wenn 
sie gut sind, dann sollen sie eine Chance ha-
ben.“48 Sie ist auch davon überzeugt, dass 
Frauen „in der Langzeitkontinuität der Arbeit“ 
stärker sind und länger durchhalten.49 In der 
Frage der Gleichberechtigung an der Jahrtau-
sendwende galt es nach Ansicht von Klasnic 
noch viel Arbeit zu leisten, doch betonte sie, dass 
„wir die Männer als Partner brauchen, wir dürfen 
sie nicht ausgrenzen“50. Als Obfrau der Steiri-
schen Volkspartei, die Klasnic am 9. März 1996 
wurde, stellte sie etwa im Jahr 1997 ihr Arbeits-
programm „Frauen Zukunft“ vor und unterstrich 
einmal mehr ihre Förderungen der Frauen in der 
Steiermark im Sinne von „Die Steiermark wird 
weiblich“.51 Wesentlich war Klasnic auch, Frauen 
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•	Waltraud	Klasnic	bei	der	Stimmabgabe	zur	Landtagswahl	am	2.	Oktober	2005.	 
Das Ergebnis bringt eine schwere Niederlage und den Verlust des Landeshauptmanns für die Volkspartei.
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liebe für Zahlenmystik zu haben52, weshalb hier 
die Bedeutung der Zahl Fünf wiedergegeben 
werden soll. Die Fünf steht unter anderem für 
Verantwortungsgefühl, Helfen, Heilen, Dienen, 
Sinn des Lebens und Wärme.53 Diese Eigen-
schaften beschreiben durchaus den Regierungs-
stil von Waltraud Klasnic. Freunde und auch Kri-
tiker von Waltraud Klasnic sind sich darüber ei-
nig, dass sie eine bemerkenswerte Politikerin 
war, der es gelang, in den Mühen des Politikerall-
tags immer Mensch zu bleiben. Dazu ihr Amts-
vorgänger Krainer: „Sie ist ein wirkliches Urtalent. 
Sie mag die Leut’ und die Leut’ mögen sie.“54

Abschließend sei Elfriede Jelinek’s Zitat nach der 
Wahl 2005 wiedergegeben: „Eine bemerkens-
werte Frau, und wieder eine Frau weniger in der 
österreichischen Politik.“55 „Und wieder eine Frau 
weniger“. 
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meine zeit in graz war von künstlerischer unabhängigkeit und 
langfristigen, fi nanziell abgesicherten Verträgen mit den Eigentümern 
Stadt und Land geprägt. Diese beiden Aspekte sind die grundpfeiler einer 
Kulturorganisation für ein künstlerisch hochwertiges Programm und den 
wirtschaftlichen Einsatz der öff entlichen Mittel. Für die Zukunft wünsche 
ich graz und der Steiermark, dass diese grundlagen beibehalten und 
nach Möglichkeit fi nanziell ausgebaut werden.
mAg.A eLISABetH SoBotKA, KünStLerIScHe LeIterIn Der Bregenzer 
FeStSPIeLe, BIS 2014 IntenDAntIn Der grAzer oPer

Florierende Wirtschaft, soziale Absicherung, moderne Verwaltung, 
urbanität und Internationalität verbunden mit Stärkung des ländlichen 
raums, tradition, Lebensqualität und zukunftsorientierung, 
Wissenschaft, smart specialization und solidarischem gesundheitswesen 
– dafür steht für mich die Steirische Volkspartei zum heurigen 
„geburtstag“ und für die kommenden Jahrzehnte!
unIV.-ProF. Dr. JoSeF SmoLLe, reKtor Der meDIzInIScHen 
unIVerSItÄt grAz

Die Volkspartei war lange Jahre für mich als off ene Partei erlebbar. 
zu viele bündische und beamtete Interessen haben jedoch zuletzt 
den Blick auf die Herausforderung durch die globalisierung und 
die totale Vernetzung der Welt verbaut. Bildungsoff ensive, Deregulierung 
und Bürokratieabbau sind jedoch gleichermaßen notwendig wie 
christliche Werte, Heimat und grundsatztreue.
Dr. LeoPoLD gArtLer, unterneHmenSBerAter unD 
Im BeteILIgungSmAnAgement tÄtIg
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Als Psychotherapeutin bin ich es gewohnt, unterschiedliche Standpunkte 
einzunehmen. Die Steirische Volkspartei steht nicht nur vor der 
Herausforderung, sondern vor der Notwendigkeit, weiterhin diff erenziert zu 
denken und dabei eine fruchtbare Synthese unterschiedlicher Denkstile zu 
erkennen und mutig umzusetzen. nicht subjektive Interessen, sondern 
objektive Werte sind der unverzichtbare energielieferant für die 
Lebensqualität aller menschen und können wieder für Halt, zuversicht und 
Identität in den Köpfen und Herzen sorgen. Das thema gesundheit, vor 
allem im Vorsorgebereich, ist wohl das stärkste und zentralste 
zukunftsthema.
mAg.A Dr.In monIKA WogroLLY, ScHrIFtSteLLerIn, PSYcHotHerAPeutIn 
unD geScHÄFtSFüHrerIn DeS mAgAzInS „LIVIng cuLture“

Die steirische Politik der zukunft braucht ein starkes Bekenntnis zum 
unternehmertum. nur mit einem starken Wirtschaftsstandort werden wir 
uns auch im Wettbewerb der europäischen regionen behaupten. Die Politik 
muss Rahmenbedingungen schaff en, die Startup Spirit und wirtschaftliche 
Innovation nicht nur zulassen, sondern auch fördern.
Dr. JoSeF mAntL, KommunIKAtIonSunterneHmer Im BereIcH 
StrAtegIe, KAmPAgnen, eVentS unD DIgItAL meDIA

Ich erwarte mir, dass gesellschaftliche und politische Herausforderungen 
mit mehr Weitsicht und Kompromissbereitschaft angegangen werden. 
Lösungsorientierte zusammenarbeit über politische gräben hinweg ist 
nötig, um Probleme von allen Seiten beleuchten und gute und konkrete 
ergebnisse liefern zu können. themen, die mir wichtig sind? 
gerechtigkeit in allen Facetten, zwischen den generationen, den 
verschiedenen gesellschaftlichen gruppen, den geschlechtern und auf 
internationaler ebene.
LenA FrAnKe, WISSenScHAFtLIcHe ProJeKtmItArBeIterIn Am InStItut 
Für öFFentLIcHeS recHt unD PoLItIKWISSenScHAFt Der KArL-
FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz 
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Die Steirische Volkspartei muss auch in den nächsten 70 Jahren auf ihre 
Stärken setzen: tief in allen gesellschafts- und Altersgruppen verwurzelt 
und off en für die Jugend und neue Ideen muss die Steirische Volkspartei 
ihre Arbeit im Land und als starker Anwalt der Steiermark in Wien und in 
Brüssel leisten.
nABg. Dr. reInHoLD LoPAtKA, KLuBoBmAnn DeS PArLAmentSKLuBS 
Der öSterreIcHIScHen VoLKSPArteI

70 Jahre hat die Steirische Volkspartei die Steiermark positiv mitgeprägt 
und geformt. Sie stand und steht für mich für eine Politik, die immer off en 
an Herausforderungen herangegangen ist und viel Platz für querdenkende 
menschen geboten hat. nicht reagieren, sondern aktiv agieren war und 
bleibt ihr motto. Vieles, was heute innerhalb der öVP als gegeben 
angesehen wird, wurde in der Steiermark vorgedacht. zum Vordenken 
wird auch in der zukunft noch viel Platz sein. themen wie Bildung, 
Pensionen, Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Integration beweisen 
dies. Ich wünsche unserer großen Werte- und Ideenfamilie zu ihrem 
70. geburtstag alles gute sowie viel Kraft und erfolg für die zukunft.
Kurt HoHenSInner, mBA, StADtrAt Für BILDung, IntegrAtIon unD 
SPort Der StADt grAz

mein Anliegen an die Politik war und ist die Verwirklichung der 
international anerkannten menschenrechte auf der nationalen, der 
regionalen und der lokalen ebene. Von der Steirischen Volkspartei 
erwarte ich, dass sie gemeinsam mit den anderen steirischen Parteien den 
eingeschlagenen Weg einer programmatischen umsetzung von 
menschenrechten in den Städten und gemeinden sowie in der Steiermark 
als region fortsetzt. Das erklärte ziel für das nächste Jahrzehnt sollte es 
unter anderem sein, menschenrechtliche „best practices“ weiter-
zuentwickeln und sich so zur Vorzeigeregion auf diesem gebiet zu 
entwickeln.
ASS.ProF.In DDr.In renAte KIcKer, InStItut Für VöLKerrecHt unD 
InternAtIonALe BezIeHungen Der KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz
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•	Am	18.	März	2006	wird	Hermann	Schützenhöfer	
zum neuen Landesparteiobmann  
der Steirischen Volkspartei gewählt.
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24 Mandate; 1995: 36,25 %, 21 Mandate), 
 allerdings ging Platz eins deutlich an die SPÖ 
(41,67 % und 25 Mandate) verloren. Gegenüber 
der Wahl 2000 bedeutete dies für die Volkspartei 
ein Minus von 8,63 Prozentpunkten, was auch 
insofern besonders auffällig war, als auch die 
FPÖ (4,56 %) 7,85 Prozentpunkte verlor und das 
erstmals kandidierende BZÖ lediglich 1,72 % er-
zielen konnte – und damit im Übrigen erstmals 
seit 1949 keine Partei des sogenannten dritten 
Lagers im Landtag vertreten war. Auch die Grü-
nen verloren, wenn auch geringfügig (4,73 %,  
3 Mandate). Die Wahl zeigte hingegen einen Sog 
zur Sozialdemokratie, die über 75.000 Stimmen 
und 9,35 Prozentpunkte dazugewann. Schon bei 
der Gemeinderatswahl im März 2005 (alle steiri-
schen Gemeinden außer Graz) hatte die SPÖ 
über vier Prozentpunkte zugelegt und war nur 
minimal (ÖVP: 43,35 %, SPÖ: 43,33 %) hinter 
der ÖVP geblieben. Wahlgewinner bei der Land-
tagswahl war auch die KPÖ, die mit 6,34 % 
(4 Mandate) – ihrem besten Ergebnis in der ge-
samten Zweiten Republik – erstmals seit 1965 
wieder in den Landtag einzog und dabei in Graz 
auch in tief bürgerlichen Bezirken erstaunliche 
Erfolge erzielen konnte. Die Liste des ehemaligen 
ÖVP­Landesrates Gerhard Hirschmann blieb 
hingegen mit 2,05 % abgeschlagen und weit von 
einem Einzug in den Landtag entfernt.
Angesichts dieses Wahlergebnisses war auch 
die Frage, wer nächster Landeshauptmann wird, 
entschieden. Hatte es im Vorfeld der Wahl noch 
Spekulationen gegeben, die ÖVP könnte selbst 
bei einer Wahlniederlage mithilfe der Liste Hirsch-
mann und des BZÖ bzw. allenfalls auch der FPÖ 
zumindest den Landeshauptmann „retten“, gab 

Die steirische Politik der Jahre 2005 bis 
2015 zeigte uns zwei Gesichter. Der 
erste Teil dieser Periode bis zur Land-

tagswahl 2010 war geprägt von einem hart ge-
führten, polarisierten Kampf um die Führungsrolle 
in der Steiermark. Die SPÖ hatte bei der Land-
tagswahl 2005 erstmals in der Zweiten Republik 
den ersten Platz errungen und stellte mit Franz 
Voves nach 60 Jahren wieder – 1945 hatte es ja 
mit Reinhard Machold bereits kurzzeitig einen so-
zialdemokratischen Regierungschef gegeben – 
den Landeshauptmann. Die Steirische Volkspar-
tei wurde mit der Wahlniederlage 2005 hingegen 
in eine schwere (Identitäts­)Krise gestürzt. Nach 
einer sechs Jahrzehnte dauernden Dominanz 
fand man sich plötzlich in der Nummer zwei­Po-
sition wieder und rang mühsam um eine Neuaus-
richtung des Auftretens, der Ansprüche und  
der politischen Strategie. Der zweite Teil der 
 Periode – nach der Landtagswahl 2010, bei der 
die SPÖ knapp, aber doch Platz eins verteidigen 
konnte – war hingegen von einer völligen Neu­
orientierung der beiden Großparteien geprägt. 
Mit dem ausgelobten Anspruch „Reformpartner-
schaft Steiermark“1 startete man eine neue Politik 
des Miteinanders, die sich im Stil fundamental 
von jener der Jahre zuvor unterschied, aber auch 
inhaltlich weit über die Grenzen hinaus aufsehen-
erregende Reformen einleitete und umsetzte.

D ie L a n d ta g sw a h l 2 0 0 5  un d  
ih re F olg en

In Prozenten und Mandaten blieb die Steirische 
Volkspartei bei der Landtagswahl 2005 zwar 
über dem Ergebnis von 1995 (2005: 38,66 %, 

KLAUS POIER  2005–2015

Die vielleicht wesentlichste 
Frage ist, wie nachhaltig ein 
derartiger Politikwechsel – 
im Stil und in den Inhalten – 
sowohl bei den Wählerinnen 
und Wählern, wie auch 
innerhalb der politischen 
Parteien wirkt bzw. nachwirkt.
KLAUS POIER
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niederlage drohenden existenziellen Krise die 
Partei am ehesten zusammenhalten und sich 
auftuende Brüche kitten könne. Als weitere Lan-
desräte wurden wie bisher Kristina Edlinger- 
Ploder und Johann Seitinger sowie neu Christian 
Buchmann vereinbart; Christopher Drexler blieb 
Klubobmann. Mit der Wahlniederlage ging für die 
ÖVP auch der Vorsitz im Steiermärkischen Land-
tag verloren; sie stellte nunmehr mit Walburga 
Beutl lediglich die Zweite Präsidentin. Neuer Ge-
schäftsführer der Steirischen Volkspartei wurde 
NR-Abgeordneter Hannes Missethon, der bereits 
nach einem Jahr als – allerdings glückloser – 
ÖVP­Generalsekretär nach Wien wechselte und 
von Bernhard Rinner abgelöst wurde.
Waltraud Klasnic übergab 2006 offiziell den Par-
teivorsitz der Steirischen Volkspartei an Her-
mann Schützenhöfer und zog sich in weiterer 
Folge gänzlich aus der steirischen Politik zurück. 
Ihren Arbeitsschwerpunkt nach Wien und Brüs-
sel verlagernd blieb sie allerdings weiter in öf-
fentlichen Aufgaben präsent, so unter anderem 
als Vorsitzende des Kuratoriums des Zukunfts-
fonds der Republik Österreich, als Präsidentin 
des Dachverbandes Hospiz Österreich, als Mit-
glied im Euro päischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss, als Vorsitzende des ÖVP-Ethik rates 
und als Leiterin der Unabhängigen Opferschutz-
anwaltschaft und -kommission der Katholischen 
Kirche.
SPÖ und ÖVP einigten sich vor der Wahl der 
Landesregierung 2005 auf ein Arbeitsüberein-
kommen für die Legislaturperiode. Freilich waren 
aber von Anfang an für beide Parteien parteistra-
tegische Überlegungen von zentraler Bedeutung. 

2005–2015 KLAUS POIER

es nun selbst rechnerisch keinerlei derartige 
Denkvarianten. Zudem hatte die SPÖ mit fünf 
Sitzen die absolute Mehrheit in der Landesregie-
rung erobert, in der nun nur mehr SPÖ und ÖVP 
(vier Sitze) vertreten waren. Der Wahlsieger Franz 
Voves wurde am 25. Oktober 2005 – auch mit 
der überwiegenden Zahl der ÖVP-Stimmen im 
Landtag – zum neuen Landeshauptmann ge-
wählt.2

Innerhalb der Steirischen Volkspartei war es 
schon im Vorfeld zu personellen Weichenstellun-
gen gekommen. Zum neuen Landesparteiob-
mann und Ersten Landeshauptmann-Stellvertre-
ter wurde Hermann Schützenhöfer designiert, 
der insbesondere als jene Integrationspersönlich-
keit angesehen wurde, die in der nach der Wahl-

•	Das	Team	Ende	2005.	Von	links:	LR	Seitinger,	 
LR Edlinger-Ploder, LHStv. Schützenhöfer,  
LTPräs.	Beutl,	LR	Buchmann,	KO	Drexler.

• Sinnbild für die Konfrontationsjahre zwischen ÖVP 
und SPÖ: das Ringen um den Landeshauptmann-
sessel zwischen Schützenhöfer und Voves.

• Präsentation des neuen Landesgeschäftsführers 
Bernhard	Rinner	Anfang	2007.	Rinner	initiiert	die	
Diskussionsreihe „DiensTalk“.
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aus der FPÖ herauslösen und lediglich einen har-
ten kleinen Restkern hinter sich lassen zu kön-
nen, ging außerhalb von Kärnten im Wesentli-
chen allerdings nicht auf. Bei der Nationalrats-
wahl 2006 schaffte man mit 4,11 % (7 Mandate) 
nur knapp den Einzug ins Parlament, während 
die FPÖ auf 11,04 % (21 Mandate) zulegen 
konnte.
Mit der Nationalratswahl 2006 verlor die ÖVP 
auch wieder den 2002 errungenen ersten Platz 
und in weiterer Folge auch den Bundeskanzler. 
Dabei waren die Vorzeichen für Bundeskanzler 
Wolfgang Schüssel und seinen steirischen Wahl-
kampfleiter ÖVP­Generalsekretär Reinhold Lo-
patka durchaus nicht schlecht gestanden. Die 
Wirtschaftsdaten waren erfreulich und fanden 
auch international – in Deutschland etwa unter 
dem Motto: „Österreich das bessere Deutsch-
land“3 – enorme Beachtung. Die SPÖ war durch 
den ÖGB­ bzw. BAWAG­Skandal unter Druck 
geraten. Zudem hatten das Gedenkjahr 2005 so-
wie die EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halb-
jahr 2006 eine Fülle an (Re­)Präsentationsgele-
genheiten geboten. Der wohl nicht zuletzt ange-
sichts der internationalen Anerkennung als Wohl-
fühl-Kampagne ausgerichtete Wahlkampf traf 
allerdings nicht die Stimmung der Bevölkerung. 
Die ÖVP verlor fast acht Prozentpunkte und blieb 
mit 34,33 % (66 Mandate) hinter der SPÖ, die 
trotz leichten Verlusten 35,34 % (68 Mandate) 
erreichte. Die Grünen legten leicht auf 11,05 % 
(21 Mandate) zu.
In Mandaten ging sich in weiterer Folge keine 
Zweiparteienkoalition jenseits der Großen Koali-
tion aus; eine Dreiparteienkoalition einer der bei-

Der alte Grundsatz „Nach der Wahl ist vor der 
Wahl“ galt in einem ganz besonderen Sinne – der 
Wahlkampf für die Landtagswahl 2010 war be-
reits 2005 eröffnet. Die SPÖ versuchte, die neue 
Nummer eins-Position zu nutzen und – nicht zu-
letzt mit entsprechenden „Regierungszuckerln“ – 
einen „Landeshauptmann-Bonus“ für die nächste 
Wahl aufzubauen. Die ÖVP hingegen versuchte 
alles, um genau einen solchen zu verhindern. So 
war es für sie folgerichtig, trotz des Arbeitsüber-
einkommens und der gemeinsam geführten Pro-
porz-Landesregierung markante Oppositions-
politik zu betreiben, die zum Teil ebenso in popu-
listische Forderungen mündete. Die angesichts 
der ohnedies knappen öffentlichen Haushalte 
erforderliche Budgetdisziplin wurde derart von 
zwei Flanken in die Mangel genommen, was den 
sich dann 2010 ergebenden Konsolidierungs-
bedarf noch weiter ansteigen ließ.

Bun d eseb en e:  R ü ck k eh r z ur  
ö sterreich isch en  „ N orma litä t“ ?

Auf Bundesebene hatten sich innerhalb der FPÖ 
die innerparteilichen Zerwürfnisse auch nach der 
neuerlichen Bildung einer Regierungskoalition 
aus ÖVP und SPÖ Anfang 2003 bald fortgesetzt. 
Nicht zuletzt um einer drohenden Entmachtung 
zuvorzukommen, gründete Jörg Haider im April 
2005 das Bündnis Zukunft Österreich (BZÖ), das 
sich zur Regierungszusammenarbeit mit der ÖVP 
bekannte und von den deutschnational ausge-
richteten Funktionären der FPÖ abgrenzen wollte. 
Der Plan Haiders, derart flächendeckend eine 
überwiegend pragmatisch-denkende Mehrheit 

KLAUS POIER  2005–2015

•	Start	der	Reformarbeit	2007	in	der	Helmut-List-
Halle. Von links: Sophie Karmasin, Hermann 
Schützen höfer, Isolde Charim und Rudolf Burger.

• Geschichte und Gegenwart auf einem Bild vereint: 
Friedrich Niederl, Josef Krainer, Waltraud Klasnic 
und Hermann Schützenhöfer.
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Die Nationalratswahl im September 2008 brachte 
beiden Großparteien dramatische Verluste und 
die bis dahin schlechtesten Ergebnisse in der 
Zweiten Republik. Die SPÖ konnte allerdings mit 
einem Minus von etwas mehr als sechs Prozent-
punkten und 29,26 % (57 Mandate) den Abstand 
zur ÖVP, die mehr als acht Prozentpunkte verlor 
und lediglich 25,98 % (51 Mandate) erreichte, 
ausbauen. Wahlsieger waren das BZÖ (10,70 %, 
21 Mandate) und die FPÖ (17,54 %, 34 Man-
date), die jeweils mehr als sechs Prozentpunkte 
zulegen konnten. Die Grünen verloren leicht und 
rutschten mit 10,43 % (20 Mandate) auf den fünf-
ten Platz zurück. Rund um die Nationalratswahl 
2008 kam es auch zum größten gleichzeitigen 
Wechsel im politischen Führungspersonal in der 
Zweiten Republik5: In der SPÖ löste Werner 
 Faymann Alfred Gusen bauer ab; in der ÖVP folgte 
Josef Pröll auf Wilhelm Molterer; und bei den Grü-
nen übernahm Eva Glawischnig die Parteiführung 
von Alexander Van der Bellen. Am spektakulärs-
ten waren die Vorgänge beim BZÖ: Vor der Wahl 
übernahm Jörg Haider die Parteispitze von Peter 
Westen thaler; weniger als zwei Wochen nach der 
Wahl verunglückte der Kärntner Landeshaupt-
mann bei einem Verkehrsunfall tödlich. Sein An-
denken und Erbe in Kärnten führten kurzfristig zu 
einem Triumphzug des BZÖ (Kärntner Landtags­ 
und Gemeinderatswahlen 2009), in weiterer Folge 
kamen jedoch zahlreiche Skandale und drama-
tische wirtschaftliche Probleme zutage, die bis 
heute die  Gerichte beschäftigen und Kärnten 
(bzw. ganz Österreich) in wirtschaftlicher und 
 politischer Sicht im Banne halten.
Im Dezember 2008 wurde – nicht zuletzt man-
gels Alternativen, was immer wieder die Dis-
kussion um ein Mehrheitswahlrecht aufleben 
lässt6 – erneut eine – freilich deutlich ge - 
schrumpfte – Große Koalition mit Bundes­ 
kanzler Werner Fay mann und Vizekanzler Josef 
Pröll als neue Spitzen gebildet, in der personell 
deutlich auch eine Renaissance der österreichi-
schen Sozialpartnerschaft zu erkennen war. Aus 
der Steirischen Volkspartei gehörte dieser Bun-
desregierung vorerst lediglich Reinhold Lopatka 
als Staatssekretär im Finanzministerium an. 2010 
– nachdem die ÖVP nicht nur Platz eins bei  
der Europawahl erreichten konnte, sondern  
mit Johannes Hahn als Nachfolgerin von Benita 

den Großparteien war schon aufgrund der Zer-
strittenheit der drei kleinen Parteien ausgeschlos-
sen. So begann im Jänner 2007 zum dritten Mal 
in der Zweiten Republik eine Periode Großer 
Koalitionen. Neuer Bundeskanzler wurde der 
Sozial demokrat Alfred Gusenbauer, Wilhelm Mol-
terer von Seiten der ÖVP Vizekanzler; dem Kabi-
nett gehörten seitens der Steirischen Volkspartei 
Martin Bartenstein als Wirtschaftsminister und 
Reinhold Lopatka als Sportstaatssekretär an. 
Diese Regierung sollte allerdings nicht einmal 
zwei Jahre überdauern. Kritisch ist ihr insbeson-
dere vorzuhalten, dass diese Große Koalition – 
vorerst bis heute das letzte Mal – mit einer Zwei-
drittelmehrheit ausgestattet war, diese Verfas-
sungsmehrheit jedoch zu keinerlei tiefgreifenden 
Reformen nutzen konnte. So lagen ihr vor allem 
eine Fülle von Reformideen aus dem „Österreich-
Konvent“ vor, der auf Initiative des steirischen 
Bundesratspräsidenten Herwig Hösele 2003 ein-
gesetzt worden war und sich 19 Monate lang mit 
einer umfassenden Staats-, Verfassungs- und 
Verwaltungsreform beschäftigt hatte. 2005, zum 
Abschluss des Konvents, war eine Umsetzung 
der vorbereiteten Reformen aus politischen 
Gründen angesichts der herannahenden Natio-
nalratswahl nicht möglich gewesen, nunmehr 
hätten derartige Reformen aber Kernstück der 
neuen Großen Koalition werden können. Außer 
zu – juristisch nicht unwichtigen, aber inhaltlich 
zu wenig weit gehenden – technischen Verfas-
sungsbereinigungen, der Einführung von Brief-
wahl und Wahlalter 16 sowie der – umstritte- 
nen – Verlängerung der Legislaturperiode von 
vier auf fünf Jahre reichte die Konsensfähigkeit 
und -willigkeit der neuen Regierung jedoch nicht.4 
Auf ÖVP-Seite überwog der Ärger über die als 
„Betriebsunfall“ angesehene Niederlage 2006 
und die Hoffnung auf eine neuerliche Wende bei 
vorgezogenen Wahlen; die SPÖ war hingegen 
immer stärker innerparteilichen Konflikten – ins-
besondere auch um den von Gusenbauer zu-
rückgedrängten Einfluss der Gewerkschaften – 
ausgesetzt. Nach zunehmend europakritischen 
Tönen aus der SPÖ, neuerlichen Konflikten über 
die Budgetpolitik und angesichts der bevorste-
henden Ablöse Gusenbauers durch Werner Fay-
mann an der SPÖ-Spitze kündigte Molterer im 
Juli 2008 die Koalition auf.

2005–2015 KLAUS POIER
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artigen Situationen offenkundig nach wie vor gut 
funktionierenden sozialpartnerschaftlichen Me-
chanismen zurückgeführt werden kann. Die von 
den Sozialpartnern und der Großen Koalition ver-
einbarten und umgesetzten Maßnahmen – wie 
z.B. der forcierte Einsatz von Kurzarbeit und 
Bildungs karenz – brachten etwa eine im Ver-
gleich zu anderen Ländern lange Zeit deutlich 
niedrigere Arbeitslosigkeit.7

Mit Andauern der Krise verschlechterten sich 
aller dings auch in Österreich die Kennzahlen und 
in letzter Zeit wird dabei vor allem auch beklagt, 
dass mit dem kontinuierlichen Aufschieben nach-
haltiger Reformen auf Bundesebene der Vor-
sprung, den Österreich im internationalen Ver-
gleich noch vor zehn Jahren hatte, verspielt 
wurde. Besonders im Vergleich zu Deutschland 
hinkt Österreich zunehmend in der Standortat-
traktivität, Wettbewerbsfähigkeit, aber auch bei 
Inflationsrate und Reallohnzuwächsen hinten 
nach. Als budget- und wirtschaftspolitisch be-
sonders brisant stellte sich zuletzt auch die 
Causa der Kärntner Bank „Hypo Alpe-Adria“ dar, 
die unter Jörg Haider an die Bayerische Landes-
bank verkauft und nach Turbulenzen im Zuge der 

Ferrero­Waldner auch neuerlich den österreichi-
schen EU-Kommissar stellte – folgte Hahn die 
Steirerin Beatrix Karl als Wissenschaftsministerin. 
Im April 2011 schied Josef Pröll überraschend 
aus gesundheitlichen Gründen aus der Regie-
rung aus und übergab die Führung der ÖVP an 
Michael Spindelegger. Im Zuge dieser Regie-
rungsumbildung übernahm Beatrix Karl das Jus-
tizressort; Reinhold Lopatka schied hingegen 
vorübergehend als Staatssekretär aus, trat als 
solcher 2012 jedoch wieder in die Bundesregie-
rung ein.

D ie W irtsch a f tsk rise erreich t a uch  
Ö sterreich  un d  d ie S teierma rk

Ausgehend vom Platzen einer Immobilienblase in 
den USA breitete sich ab 2007 eine Finanz- und 
Bankenkrise aus, die sich bald zu einer bis heute 
andauernden Weltwirtschaftskrise, Staatsschul-
den- und Eurokrise ausdehnte. Österreich konnte 
die ersten Jahre dieser Krise relativ glimpflich 
überdauern, was einerseits auf die hervorra-
gende wirtschaftliche Situation vor der Krise, an-
dererseits aber vor allem auch auf die in der-
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• Präsentation des „weiß-grünen Wegs“ mit Drexler, Seitinger, Schützenhöfer, Edlinger-Ploder, Buchmann, Rinner.
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Die Steirische Volkspartei steht seit jeher für eine breite Vielfalt, für 
wirtschaftlichen Fortschritt und Innovation, ohne dabei auf die Werte und 
traditionen unseres Landes zu vergessen. Darum ist die Steirische 
Volkspartei meine politische Heimat, in der ich mich zuhause fühle!
Ing. JoSeF HerK, PrÄSIDent Der WIrtScHAFtSKAmmer SteIermArK

Wir diskutieren über die Kosten der „energiewende“, ohne uns vor Augen 
zu halten, welche Alternativen wir haben. und wir haben keine 
Alternativen, wenn es darum geht, den Klimawandel einzudämmen. 
mAg.A mIrIAm KArL, unIVerSItÄtSASSIStentIn Am InStItut Für 
öFFentLIcHeS recHt unD PoLItIKWISSenScHAFt Der KArL-FrAnzenS-
unIVerSItÄt grAz

Achtung, Aufmerksamkeit, Interesse. mut, Ideen, Visionen. eintreten für 
die „Kleinen“, unterstützung der „Stillen im Lande“. Für den mittelstand 
und KleinunternehmerInnen, für menschengerechte Strukturen in der 
Wirtschaft. erkennen, wo die wahren Probleme liegen: Schwerpunktsetzung 
bei Bildung und Kultur, Schutz von umwelt und natur. Ich erwarte mir von 
einer menschengerechten Politik, dass sie ihr ohr bei den menschen und 
Augenmaß in der gesetzgebung hat.
mAg.A Dr.In AnDreA WoLFmAYr, nABg. A.D., ScHrIFtSteLLerIn

In einer sich immer schneller verändernden Welt ist die Politik auf den 
unterschiedlichen politischen ebenen gefordert, die menschen auf diese 
ständigen Veränderungen ernsthaft vorzubereiten und Schwächere dabei zu 
unterstützen, die sich bietenden chancen überhaupt ergreifen zu können. 
unser Wohlstand und die liebgewonnene Freiheit brauchen Selbst-
verantwortung und Solidarität. nur eine zukunftsorientierte und nachhaltig 
verantwortungsvolle Politik wird dies langfristig einfordern können.
mAg. mAnueL P. neuBAuer, mItArBeIter Der ScHooL oF InternAtIonAL 
AnD ADVAnceD StuDIeS Der recHtSWISSenScHAFtLIcHen FAKuLtÄt Der 
KArL-FrAnzenS-unIVerSItÄt grAz



70 jahre steirische reformkraft 103

70 jahre steirische reformkraft

unsere gegenwart und nahe zukunft sind geprägt durch Veränderungen 
und unsicherheit. Vieles, das gewohnt und liebgewonnen war, hat sich 
verändert oder ist durch neues ersetzt worden. Daher muss die Politik 
den menschen mut zur erneuerung vermitteln, mögliche Wege aufzeigen 
und diese schlussendlich auch beschreiten. Die Steirische Volkspartei hat 
diesen Kurs im Interesse des Landes konsequent verfolgt, auch als es für 
sie nicht immer leicht war. gratulation zu dieser Leistung!
unIV.ProF. DIPL.-Ing. KArL roSe, InStItut Für unterneHmenS-
FüHrung unD entrePreneurSHIP Der unIVerSItÄt grAz, 
geScHÄFtSFüHrer unD grünDer Der StrAtegY LAB gmBH unD SenIor 
FeLLoW DeS WorLD energY councIL, LonDon

In einer globalisierten Welt werden Werte und Qualität den unterschied 
machen. Die erfolge der Vergangenheit sind ein Auftrag für die 
gestaltung der zukunft. ein klares Bekenntnis zu unseren Werten, eine 
Bildung, die auf diesen Werten aufbaut und die Sicherstellung optimaler 
rahmenbedingungen für eine wettbewerbsfähige und mutige Wirtschaft 
sind die Schlüsselthemen auf diesem Weg in die zukunft.
Dr. FrIeDrIcH SAntner, geScHÄFtSFüHrer Der Anton PAAr gmBH, 
VorSItzenDer DeS AuFSIcHtSrAteS Der StYrIA meDIA grouP Ag

Politik sollte in zukunft wieder verstärkt grundsätzlich als ehrenvolle 
Aufgabe wahrgenommen werden können. Der Weg dahin führt über 
leidenschaftliche Persönlichkeiten, die wichtige Fragen zur besseren 
gestaltung unserer gesellschaft aufgreifen und konsequent in eine 
Lösung führen. Die einbindung der Wissenschaft sowie moderner 
unternehmen und erfahrungswissen unterschiedlichster 
gesellschaftsbereiche haben enormes Innovationspotenzial, das es gilt, 
gemeinsam zu beleben.
ASSoz.-ProF.In PrIV.-Doz.In mAg.A Dr.In SAnDrA WALLner-LIeBmAnn, 
erSte StV. InStItutSVorStÄnDIn DeS InStItutS Für 
PAtHoPHYSIoLogIe unD ImmunoLogIe SoWIe LeIterIn Der 
ForScHungSeInHeIt „ernÄHrungSForScHung/nutrItIon AnD 
metABoLISm“ Der meDIzInIScHen unIVerSItÄt grAz
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Joanneum Research) sowie der Wirtschaft ihre 
Basis hat. Die Steiermark setzte auch ihren 
Höhen flug als Tourismusland fort, mit der ost­
steirischen Thermenregion als erfolg reichen „Auf-
steiger“, aber auch mit nach „Graz – Kulturhaupt-
stadt Europas 2003“ neuen Großprojekten wie 
insbesondere der Alpinen Ski-WM in Schladming 
2013 und der neuerlichen Austragung von For-
mel 1­Rennen (bzw. anderen publikumswirk-
samen Events) am neuen Red Bull­Ring in Spiel-
berg seit 2014.

K a th olisch e K irch e:   
W ech sel in  d er F ü h run g  

Im Zeitraum 2005 bis 2015 standen der Katholi-
schen Kirche drei Päpste vor. 2005 verstarb der 
fast drei Jahrzehnte amtierende, aus Polen stam-
mende Papst Johannes Paul II. nach langer 
Krankheit. Zu seinem Nachfolger wurde der 
deutsche Kurienkardinal Josef Ratzinger (Bene-
dikt XVI.) gewählt. Von Alter und Konflikten inner-
halb der Kurie zunehmend gezeichnet, erklärte 
Benedikt XVI. im Februar 2013 völlig über­
raschend seinen Rücktritt. Neuer Papst Franzis-
kus wurde in weiterer Folge der argentinische 
Kardinal Jorge Mario Bergoglio.
In der Steiermark reichte Bischof Egon Kapellari 
im Jänner 2011 vorschriftsgemäß anlässlich sei-
nes 75. Geburtstages seinen Rücktritt ein, wurde 

2005–2015 KLAUS POIER

Wirtschaftskrise 2009 von der Republik Öster-
reich verstaatlicht wurde. Mit den Vorgängen um 
diese Bank beschäftigte sich 2014 eine von der 
aus der Steiermark stammenden früheren OGH­
Präsidentin Irmgard Griss geleitete unabhängige 
Untersuchungskommission8 und seit 2015 ein 
im Parlament eingesetzter Untersuchungsaus-
schuss.
Die wirtschaftliche Entwicklung in der Steiermark 
wies in der Periode 2005 bis 2015 durchaus 
Paralle len zur Entwicklung auf Bundesebene auf. 
So waren auch in der Steiermark die Wirtschafts-
daten lange Zeit hervorragend und verdüsterten 
sich zunehmend mit der Wirtschaftskrise. Ge-
rade auch die steirische Zulieferungsindustrie im 
„Autocluster“ bekam die Folgen der Wirtschafts-
krise zu spüren. Weltweit war in wirtschaftlicher 
Sicht in den Jahren 2005 bis 2015 das weitere 
Voranschreiten der Umwälzungen durch die elek-
tronische Revolution besonders augenfällig, wo-
bei in der Steiermark durchaus nennenswerte 
Erfolge in den einschlägigen Technologie- bzw. 
Industriezweigen zu verzeichnen sind. Beson-
ders positiv ist, dass die Steiermark ihre europa-
weite Topplatzierung hinsichtlich der Forschungs-
quote behalten konnte, die insbesondere in einer 
hohen Dichte an Universitäten und Fachhoch-
schulen, aber auch in der guten Zusammenarbeit 
zwischen den universitären und anderen öffent­
lichen Forschungseinrichtungen (insbesondere 

•	Schladming	erhält	den	Zuschlag	zur	Ski-WM	2013:	Jubel	bei	Hermann	Schützenhöfer,	Hans	Knauß	 
und vielen Schladmingern.
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mehr als 6 Prozentpunkten), während die KPÖ 
auf 11,18 % (6 Mandate) fast halbiert wurde. Die 
FPÖ legte leicht auf 10,85 % (6 Mandate) zu, das 
BZÖ erreichte 4,31 % (2 Mandate). In weiterer 
Folge bildete Bürgermeister Nagl mit den Grünen 
unter Vizebürgermeisterin Lisa Rücker eine 
schwarz-grüne Koalition.
Diese Koalition schien sich anfangs, insbeson-
dere auch in gesellschaftspolitischen Fragen, im-
mer besser „zusammenzuraufen“ und zu einem 
Modellbeispiel für eine bürgerlich-grüne Stadt-
führung zu werden. Mit der Zeit wurden die Kon-
flikte, vor allem in Fragen der Verkehrs­, Umwelt­ 
und Stadtentwicklungspolitik, jedoch immer 
spürbarer. Im Mai 2012 kündigte Bürgermeister 
Nagl schließlich die Koalition auf. Bei der folgen-
den Gemeinderatswahl im Dezember 2012 verlor 
die ÖVP zwar über vier Prozentpunkte, landete 
jedoch mit 33,74 % (17 Mandate) wiederum klar 
auf Platz eins. Neue Nummer zwei wurde die 
KPÖ mit 19,86 % (10 Mandate), während die 
SPÖ über vier Prozentpunkte verlor und bei nur 
mehr 15,31 % (7 Mandate) landete. Die FPÖ 
legte auf 13,75 % (7 Mandate) zu, die Grünen 
verloren zwei Prozentpunkte und kamen mit 
12,14 % (6 Mandate) nur auf Platz fünf. Während 
das BZÖ nicht mehr im Gemeinderat vertreten 
ist, konnten die Piraten einen Sitz im Gemeinde-
rat erobern. In weiterer Folge kam es zu keiner 
Koalitionsbildung, jedoch zu einer Einigung zwi-
schen ÖVP, SPÖ und FPÖ über Eckpunkte einer 
Zusammenarbeit. Diese war allerdings bald von 
Instabilität geprägt. So verweigerte die FPÖ 2014 
ihre Zustimmung zum Budget 2015/16, das 
schließlich nur aufgrund der Zustimmung der 
KPÖ beschlossen werden konnte.

L a n d ta g sw a h l 2 0 1 0

Ein Wechsel in der Rolle, wer den Landeshaupt-
mann stellt, von einer Partei zur anderen war in 
der Geschichte der Zweiten Republik in Öster-
reich schon ein seltenes Ereignis; aber es galt als 
nahezu aussichtsloses Unterfangen, einen ein-
mal erfolgten Wechsel (rasch) wieder umzudre-
hen – erst 2014 mit den Machtwechseln in Salz-
burg und Kärnten sollte sich diese „Gesetzlich-
keit“ relativieren. So wurden der Steirischen 
Volkspartei für die Landtagswahl 2010 grund-

jedoch vom Papst für zwei Jahre verlängert. Aber 
auch danach verzögerte sich die Bestellung 
 eines neuen Diözesanbischofs um mehr als zwei 
Jahre. Dies auch dadurch bedingt, dass der 
langzeitige Favorit, der steirische Weihbischof 
Franz Lackner, 2013 neuer Erz bischof von Salz-
burg wurde. Nachdem Bischof Kapellari im Jän-
ner 2015 von sich aus von seinem Amt endgültig 
zurücktrat, wurde am 16. April 2015 Wilhelm 
Krautwaschl, bisheriger Regens des Bischöf­
lichen Seminars Augustinum in Graz, zum neuen 
Diözesanbischof ernannt.

P olitisch e E n tw ick lun g  in  G ra z

Bei der Gemeinderatswahl 2008 in Graz konnte 
die ÖVP unter Bürgermeister Siegfried Nagl die 
Nummer eins-Position deutlich ausbauen. Wäh-
rend die ÖVP um mehr als zwei Prozentpunkte 
auf 38,37 % (23 Mandate) zulegen konnte, verlor 
die SPÖ etwas mehr als sechs Prozentpunkte 
und rutschte mit 19,74 % (11 Mandate) erst­ 
mals in der Zweiten Republik in Graz unter die  
20 %-Schwelle. Den dritten Platz eroberten mit 
14,56 % (8 Mandate) die Grünen (ein Plus von 
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• Wahlplakat von Bürgermeister Siegfried Nagl zur 
Grazer	Gemeinderatswahl	2008.

•	Nagl	gewinnt	2008	erneut	die	Grazer	Gemeinde-
ratswahl. Wahlfeier in der VP-Parteizentrale.
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möglichung der Herausgabe des Steirischen 
Jahrbuchs für Politik und der Diskurszeitschrift 
„politicum“ – bzw. erweiterte diese sogar etwa 
durch die neue Veranstaltungsreihe „DiensTalk“.
Im ersten Halbjahr 2010 waren die politischen 
Rahmenbedingungen für die Steirische Volkspar-
tei auch gar nicht so schlecht. So war die SPÖ in 
der Steiermark 2009 durch eine „Stiftungsaffäre“ 
in Bedrängnis geraten, was auch zu einer Umbil-
dung der SP-Regierungsmannschaft führte. Die 
erfolgreiche Gemeinderatswahl 2008 in Graz und 
die Ergebnisse der Gemeinderatswahlen in den 
übrigen Gemeinden der Steiermark im März 
2010 gaben der Steirischen Volkspartei ebenso 
Rückenwind. Bei letzteren konnte sie nämlich 
vom de facto­Gleichstand mit der SPÖ 2005 
ausgehend landesweit einen Vorsprung von  
fast neun Prozentpunkten erzielen. Die Volkspar-
tei legte um mehr als drei Prozentpunkte auf 
46,72 % zu, die SPÖ verlor mehr als fünf Pro-
zentpunkte und erzielte mit 37,73 % ihr bis dahin 
schlechtestes Gemeindeergebnis in der Zweiten 
Republik. Die übrigen Parteien stagnierten. Auch 
aus der Bundespolitik war seit 2008 mit dem 
neuen ÖVP­Obmann Josef Pröll, der auch einen 
programmatischen „Perspektiven“-Prozess ein-
leitete, ein frischer Rückenwind zu verspüren. 
Dieser Rückenwind flaute allerdings ab der Wie-
derwahl Heinz Fischers zum Bundespräsidenten 
im April 2010 – die ÖVP hatte keinen eigenen 
Kandidaten aufgestellt – deutlich ab.
Bei der Landtagswahl im September 2010 ge-
lang es der Steirischen Volkspartei dann zwar 
tatsächlich den Rückstand auf die SPÖ von drei 
auf einen Prozentpunkt zu reduzieren, blieb da-

sätzlich nur wenige Chancen gegen die SPÖ mit 
Landeshauptmann Voves eingeräumt. Die Steiri-
sche Volkspartei richtete ihre Politik dennoch 
strategisch darauf aus, 2010 den Kampf um die 
Platz eins­Position zu führen. Dazu gehörte – wie 
schon eingangs ausgeführt – eine Angriffspolitik, 
um den Aufbau eines Landeshauptmannbonus 
zu verhindern, gleichzeitig beteiligte man sich in 
durchaus als populistisch zu bezeichnender 
 Manier daran, durch Bedienen des budgetären 
Füllhorns – das in Wahrheit keineswegs so voll 
war – die Bevölkerung bei Laune zu halten. 
Gleichzeitig versuchte man aber auch, die alte 
Substanz als staatstragende, führende Partei zu 
bewahren, wozu in der Tradition der Steirischen 
Volkspartei vor allem auch der intellektuelle, inno-
vationsoffene Diskurs zählte. So hielt man etwa 
trotz eines engeren finan ziellen Korsetts eine 
breite politische Bildungsarbeit aufrecht – etwa in 
Form der Veranstaltungs- und Publikationsplatt-
form „Modell Zukunft Steiermark“ sowie der Er-

2005–2015 KLAUS POIER

• „Entschlossen handeln!“ war das Motto des 
	Landesparteitages	der	Volkspartei	2009.

• Die Spitzenkandidaten der Parteien bei der  
Landtagswahl	2010.	Von	links:	Gross,	Kogler,	
Schützenhöfer, Voves, Kurzmann, Klimt-Weithaler.

• Das Führungsteam der Steirischen Volkspartei im 
Rahmen	der	Landtagswahlbewegung	2010.
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 ihren Parteien, im innersten Führungskreis, aber 
weit in die Funktionärsriegen bis zur Basis hinab, 
erfolgreich weitergetragen zu haben.
Wesentliches Merkmal dieser „Reformpartner-
schaft“ waren zwei Aspekte: Zum einen war es 
eine Politik neuen Stils. SPÖ und ÖVP vereinbar-
ten und lebten nunmehr auch tatsächlich eine 
Politik des Miteinanders. Es wurde durchaus 
auch gestritten, wie immer betont wird, aber hin-
ter den Kulissen. Nach außen wurde gemeinsam 
aufgetreten und Vereinbartes gemeinsam getra-
gen. Damit zeigte sich ein völlig neues Bild einer 
Großen Koalition, das sich nicht nur von der po-
litischen Kultur der Jahre 2005 bis 2010 deutlich 
abhob, sondern besonders auch vom gespann-
ten Verhältnis zwischen den beiden Großparteien 
auf Bundesebene bzw. auch in den meisten an-
deren Bundesländern. Der zweite Aspekt der 
Reform partnerschaft war freilich die inhaltliche 
Reformorientierung, die einerseits eine nachhal-
tige Konsolidierung des aus den Rudern gelaufe-

mit allerdings nicht zuletzt aufgrund eines unter-
durchschnittlichen Ergebnisses in Graz dennoch 
auf Platz zwei. Die SPÖ verlor drei Prozentpunkte 
und kam auf 38,26 % (23 Mandate), die ÖVP 
verlor einen Prozentpunkt und erzielte 37,19 % 
(22 Mandate). Gewinner war die FPÖ, die sich 
mehr als verdoppelte und 10,66 % (6 Mandate) 
erreichte. Nur leicht zulegen konnten die Grünen 
auf 5,55 % (3 Mandate); die KPÖ verlor fast zwei 
Prozentpunkte, blieb jedoch mit 4,41 % (2 Man-
date) erneut im Landtag. Das BZÖ verpasste mit 
2,98 % hingegen den Einzug. In der Landes-
regierung verlor die SPÖ einen Sitz an die FPÖ; 
die neue Verteilung lautete vier Sitze SPÖ, vier 
Sitze ÖVP und ein Sitz FPÖ.

„ R ef ormpa rtn ersch a f t  
S teierma rk “

Der Kontrast zwischen der steirischen Landes-
politik nach und vor der Landtagswahl 2010 
könnte – wie schon eingangs dargelegt – wohl 
nicht größer sein. Nach der Wahl fanden die sich 
bis dahin vehement bekämpfenden Großparteien 
einen gemeinsamen Weg, den sie selbst von Be-
ginn an als „Reformpartnerschaft“ bezeichneten. 
Die signifikante Wende ortet Hermann Schützen-
höfer schon im allerersten Gespräch mit Franz 
Voves nach der Landtagswahl: „Ich habe beim 
Handschlag, und zwar beim Kommen und nicht 
beim Gehen, gespürt, da ist die Bereitschaft vor-
handen, es gemeinsam zu versuchen […].“9 Die 
Bereitschaft war vor allem bei beiden Männern 
vorhanden und es ist wohl das historische Ver-
dienst der beiden, diese Bereitschaft auch in 
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•	Zwei	Politiker	mit	Handschlagqualität	definieren	
 einen neuen politischen Stil:  
Hermann Schützenhöfer und Franz Voves.

•	Die	neue	„Reformpartnerschaft“	zwischen	ÖVP	und	SPÖ	im	Jahr	2012	bei	der	Präsentation	 
des	Doppelbudgets	2013/14.
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österreich – das „Proporzsystem“ abgeschafft 
und für die Wahl der Landesregierung ab der 
nächsten Wahl das Mehrheitsprinzip verankert. 
Diesen Wechsel hatte die Steirische Volkspartei 
im Übrigen, so lange sie stärkste Partei war, seit 
Jahrzehnten gefordert, während die SPÖ sich 
dagegen gewehrt hatte. In den Jahren 2005 bis 
2010 war es dann umgekehrt: Die SPÖ forderte 
den Systemwechsel und die Steirische Volkspar-
tei sah sich als zweite Partei von einem Aus-
schluss aus der Regierung bedroht und verwei-
gerte die Zustimmung – als Ausweg aus der 
verfahrenen Verfassungsdiskussion wurde der 
Bundesebene folgend kurzzeitig sogar die Ein-
setzung eines „Steiermark-Konvents“ vereinbart, 
wozu es dann allerdings doch nicht gekommen 
ist. Nach der Landtagswahl 2010 fand die Steiri-
sche Volkspartei auch beim Proporz-Thema zu 
ihrer jahrzehntelangen Reformagenda zurück.
Auch im Amt der Steiermärkischen Landesregie-
rung kam es zu einer nachhaltigen Strukturre-
form, durch die die Anzahl an Abteilungen und 
damit auch Führungspositionen in etwa halbiert 
wurden.11 Weit über die Grenzen hinaus erregten 
vor allem aber die Bezirks­ und Gemeindestruk-
turreformen Aufsehen. Auf Bezirksebene kam es 
zur Zusammenlegung von acht bisherigen zu vier 
neuen Bezirken: Judenburg und Knittelfeld fusio-
nierten zum Bezirk Murtal, Bruck an der Mur und 
Mürzzuschlag zum Bezirk Bruck-Mürzzuschlag, 
Feldbach und Radkersburg zum Bezirk Südost-
steiermark sowie Fürstenfeld und Hartberg zum 
Bezirk Hartberg-Fürstenfeld. Damit wurden die 
Verwaltungseinheiten auf Bezirksebene ein-
schließlich der politischen Exposituren12 und der 

nen Budgets, andererseits tiefgreifende Struktur-
reformen auf Verfassungsebene, im Amt der 
Landes regierung, auf Bezirks­ und Gemeinde-
ebene beinhaltete.
Beim Landesbudget klaffte zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode eine strukturelle Lücke von 800 
Millionen Euro bei einem Gesamtbudget von fünf 
Milliarden Euro. Ziel war es, durch Strukturrefor-
men diese Lücke zu schließen, was einerseits 
angesichts der sich durch die Folgen der Wirt-
schaftskrise nur zögerlich entwickelnden Kon-
junktur, andererseits vor dem Hintergrund der 
Prognose insbesondere im Sozialbereich noch 
weiter explodierender Ausgaben von vornherein 
eine immense Herausforderung war. Das Ziel 
konnte bis zum Ende der Legislaturperiode auch 
nicht zur Gänze erreicht werden, auch da grö-
ßere Einsparungen durch Strukturreformen in der 
Regel erst in späteren Jahren lukriert werden 
können. Aufgrund konsequenter Budgetdisziplin 
konnte mit dem Landesbudget 2015 aber erst-
mals wieder ein ausgeglichenes Budget ohne 
Neuverschuldung vorgelegt werden.10

Um mit gutem Beispiel voranzugehen, verein-
barte die Reformpartnerschaft auch Einsparun-
gen im politischen Bereich selbst. So wurden der 
Landtag von 56 auf 48 Mitglieder, die Landesre-
gierung von neun auf sechs bis acht Sitze, der 
Grazer Gemeinderat von 56 auf 48 Mitglieder 
und der Grazer Stadtsenat von neun auf sieben 
Sitze reduziert. Im Zuge der Verfassungsreform 
wurde auch – wie zuvor schon in Tirol und Salz-
burg sowie in jüngster Zeit auch in Kärnten und 
im Burgenland, nicht jedoch in den beiden ande-
ren großen Bundesländern Ober- und Nieder-
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• Die Gemeindestrukturreform ist ein Herzstück der 
Reformpartnerschaft. Gemeinsame Präsentation bei 
einer	Bürgermeisterkonferenz	2014.

•	Umbildung	der	VP-Spitze	2014:	 
Christopher Drexler wird Landesrat,  
Barbara Eibinger Klubobfrau.
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mit nunmehr 287 statt – wie noch 2010 – 542 
Gemeinden und einer durchschnittlichen Ein-
wohnerzahl von 3.293 Einwohnern (2010: 1.747). 
Nur mehr zwei Gemeinden haben weniger als 
500 Einwohner, 16 weniger als 1.000 Einwohner; 
demgegenüber stieg die Zahl der Gemeinden 
über 10.000 Einwohner von fünf auf 15.
Personell blieb das Führungsteam der Steiri-
schen Volkspartei zu Beginn der Legislaturperi-
ode unverändert. Als Erster Landeshauptmann-
Stellvertreter und Landesparteiobmann fungierte 
weiter Hermann Schützenhöfer, dem man die 
innere Erleichterung über die neue strategische 
Ausrichtung der Steirischen Volkspartei spürbar 
anmerkte. Als Sozialreformer auf Basis der ka-
tholischen Soziallehre und Sozialpartner war 
Schützenhöfer zeit seines politischen Wirkens 
auf die Gestaltung der Gesellschaft ausgerichtet. 
Aus taktischen Gründen eine überwiegend des­
truktive und angriffige Oppositionspolitik zu be-
treiben, wie ihm in den Jahren 2005 bis 2010  
aus parteistrategischen Gründen – angesichts 
des Wahlergebnisses 2010 auch durchaus er-
folgreich – auferlegt war, widerstrebte ihm so-
wohl inhaltlich wie menschlich. Im Rahmen der 

Statutarstadt Graz von vorher 19 auf nunmehr 14 
um mehr als ein Viertel reduziert. Noch deutlicher 
fiel die Strukturreform auf Gemeindeebene aus.13 
Ausgangspunkt war die im Vergleich kleinteiligste 
Gemeindestruktur Österreichs mit zu Beginn  
der Legislaturperiode 542 Gemeinden, darunter 
77 Gemeinden unter 500 Einwohner und 200 
Gemeinden unter 1.000 Einwohner, wobei vor 
allem auch eine große Zahl an Gemeinden in den 
letzten Jahrzehnten zu Abwanderungs- und Ab-
gangsgemeinden geworden war. In einem mehr-
jährigen Prozess, in den auch die betroffenen 
Gemeinden eingebunden wurden, erarbeiten die 
Reformpartner mit dem Ziel, nachhaltig effektive 
und moderne Gemeindeeinheiten zu schaffen, 
eine gänzlich neue Gemeindestruktur. 306 der 
betroffenen 385 Gemeinden haben die vorge-
schlagenen Änderungen dann auch freiwillig voll-
zogen, bei den restlichen 79 Gemeinden wurden 
die Änderungen gesetzlich verfügt. Einige Ge-
meinden versuchten dagegen mit Beschwerde 
beim Verfassungsgerichtshof vorzugehen, der 
jedoch alle Beschwerden als unzulässig zurück- 
bzw. als unbegründet abwies.14 Seit 1. Jänner 
2015 ist nun die neue Gemeindestruktur in Kraft 

KLAUS POIER  2005–2015

•	Die	2007	ins	Leben	gerufene	Politikdiskussionsveranstaltung	„DiensTalk“	fesselt	immer	wieder	 
die politisch Interessierten.
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das neue Miteinander von Rot und Schwarz zum 
Teil unverständlich und suspekt und der Re-
formeifer als nicht geringe Gefahr erschien, selbst 
stärker unter Reformdruck zu geraten. Immer 
wieder wurde dabei auch thematisiert, ob ein der-
artiger Reformkurs mit zum Teil auch harten Maß-
nahmen von den Wählerinnen und Wählern über-
haupt honoriert werden könne oder nicht doch 
nur zur nächsten Wahlniederlage führe. Be  son-
ders wurde diese Überlegung nach der National-
ratswahl 2013 angestellt. Bundesweit brachte 
diese Wahl erneut historische Tiefststände und 
weitere Verluste von etwas mehr als zwei Pro-
zentpunkten für die SPÖ (nunmehr 26,82 % und 
52 Mandate) und etwas weniger als zwei Prozent-
punkten für die ÖVP (nunmehr 23,99 % und  
47 Mandate), während die FPÖ um fast drei Pro-
zentpunkte auf 20,51 % (40 Mandate) und  
die Grünen um etwa zwei Prozentpunkte auf 
12,42 % (24 Mandate) zulegten. Das BZÖ ver-
passte mit 3,53 % den Einzug in den Nationalrat, 
in diesen zogen jedoch zwei neue Gruppierungen 
ein: das „Team“ des aus der Steier mark stam-
menden austro-kanadischen Unternehmers 
Frank Stronach mit 5,73 % (11 Mandate) und die 
vom Unternehmer Matthias Strolz gegründete 
 liberale Gruppierung NEOS mit 4,96 % (9 Man-
date). „Team Stronach“ und NEOS waren vor 
 allem mit einem Protestprogramm gegen den in 
Österreich vorhandenen Reformstau angetreten 
und sprachen sich für neue Struk turen und fun-
damentale Reformen aus.
Große Diskussionen löste bei der Nationalrats-
wahl allerdings das Faktum aus, dass in der Stei-
ermark beide Großparteien mit einem Minus von 
jeweils mehr als fünf Prozentpunkten weit über-
durchschnittlich verloren, während die FPÖ mit 
einem Plus von fast sieben Prozentpunkten zur 
Nummer eins in der Steiermark wurde. Außer-
halb der Steiermark wurde dies in weiterer Folge 
vielfach mit der Politik der Reformpartnerschaft in 
Zusammenhang gebracht.16 Nicht übersehen 
werden darf dabei aber, dass Frank Stronach in 
der Steiermark quasi in einem „Heimspiel“ fast  
10 % der Stimmen erreichte und dass das Wäh-
lerverhalten auch durchaus derart gedeutet wer-
den kann, dass die Wählerinnen und Wähler in 
der Steiermark angesichts des Vorbilds der Re-
formpartnerschaft das zögerliche Reformtempo 

Reformpartnerschaft durch Kompromiss und in 
sozialpartnerschaftlicher Manier sowie vor allem 
auch mit dem Blick auf die nachfolgenden Gene-
rationen aktiv Politik gestalten zu können, war für 
ihn nun wie maßgeschneidert. Als Landesräte 
fungierten weiter Christian Buchmann, Johann 
Seitinger und Kristina Edlinger-Ploder, die im 
März 2014 allerdings zurücktrat und wenig spä-
ter gänzlich aus der Politik ausschied. Ihr folgte 
als Wissenschafts­ und Gesundheitslandesrat 
der bisherige Klubobmann Christopher Drexler 
nach, der in den Jahren 2005 bis 2010 als oppo-
sitionelle Speerspitze gegen Landeshauptmann 
Voves fungiert hatte und nach der Wahl 2010 zu 
einem der führenden Strategen im Innersten  
der Reformpartnerschaft geworden war. Neue 
Klubobfrau wurde Barbara Eibinger. Für das Amt 
des Landtagspräsidenten war zwischen den Re-
formpartnern eine Halbzeitlösung vereinbart; 
nach dieser amtierte Franz Majcen in der ersten 
Hälfte der Legislaturperiode als Zweiter Präsident 
und danach als Präsident des Steiermärkischen 
Landtages. Als Landesgeschäftsführer löste An-
fang 2014 der Grazer Stadtrat Detlev Eisel­ 
Eiselsberg den in das Grazer Kulturmanagement 
wechselnden Bernhard Rinner ab.

D ie R ef ormpa rtn ersch a f t  
a m P rü f sta n d

Die „Reformpartnerschaft Steiermark“ erfuhr ins-
besondere in der medialen Berichterstattung vie-
lerlei Beachtung und Anerkennung, sowohl im 
Inland wie im Ausland. So lobte etwa der be-
kannte österreichische Politikwissenschafter An-
ton Pelinka den steirischen Weg in „Die Zeit“ un-
ter dem provokanten Schlagwort „Steirisch oder 
griechisch“.15 Freilich gab es auch Kritik, wobei 
diese – abgesehen von den Oppositionspar- 
teien – in der Steiermark am deutlichsten von 
Seiten von Einrichtungen des Sozialbereichs mit 
Kritik an Einsparungen sowie im Zusammenhang 
mit der Gemeindestrukturreform von Bürger-
meistern von unfreiwillig fusionierten Gemeinden, 
die sich als Plattform auch in einer „Gemeindein-
itiative“ zusammenschlossen, zu vernehmen war.
Kritisch beäugt wurde die steirische Reformpart-
nerschaft durchaus aber auch von Politikern der 
Bundesebene und anderer Bundesländer, denen 
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Michael Spindeleggers und der Übernahme der 
ÖVP-Führung durch Reinhold Mitterlehner nichts. 
Ein gespanntes Verhältnis zur Bundespartei, wie 
es im Übrigen auch auf Seiten der SPÖ bzw. bei 
Landeshauptmann Voves vorliegt, ist freilich in 
der Geschichte der Steirischen Volkspartei nichts 
Neues; schon oft galten die Steirer als renitente 
„Revoluzzer“ und „Reformer“ – in Zeiten der 
Reform partnerschaft wurde man diesem Image 
nun in ganz deutlicher Weise erneut gerecht.
Die Reformpartnerschaft stand dann auch bei 
der Gemeinderatswahl im März 2015 vor einer 
Bewährungsprobe. Die Ergebnisse der Wahlen 
in allen steirischen Gemeinden außer Graz zeig-
ten allerdings geringere Auswirkungen der Ge-
meindestrukturreform als erwartet. Zwar konnte 
sich die FPÖ landesweit auf nunmehr 13,86 % 

auf Bundesebene besonders kritisch beurteil-
ten.17 Erneut flammte die Diskussion 2014 auf, 
als bei der Europawahl die FPÖ in der Steiermark 
wiederum überdurchschnittlich zulegte (um fast 
zwölf Prozentpunkte) und nur knapp hinter der 
ÖVP, die auch bundesweit trotz Verlusten die 
Wahl auf Platz eins beendete, und noch vor der 
SPÖ Platz zwei erreichte.
Nach der Nationalratswahl 2013 verschärfte sich 
auch der Konflikt zwischen der Steirischen Volks-
partei und der Bundes-ÖVP nicht zuletzt auch 
deshalb, da in der neuen Bundesregierung kein 
Steirer mehr von Seiten der ÖVP vertreten war. 
Allerdings wurde der bisherige Staatssekretär 
Reinhold Lopatka zum Klubobmann der ÖVP im 
Parlament gewählt. An dieser personellen Situa-
tion änderte sich auch 2014 nach dem Rücktritt 
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•	Die	Wahlbewegung	zu	den	steirischen	Gemeinderatswahlen	2015:	 
Die Steirische Volkspartei steht geschlossen hinter Hermann Schützenhöfer.
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lässlich der konstituierenden 1. Sitzung des Landtages 
am 25. Oktober 2005, Sten.Prot.LT. XV. GP., 5 ff .

3 So erstmals im Wochenmagazin „stern“, Ausgabe 
24/2005.

4 Angesichts der fehlenden raschen Erfolge des Öster-
reich­Konvents gilt dieser in der öff entlichen Meinung als 
„gescheitert“. 10 Jahre später ist allerdings festzustellen, 
dass inzwischen eine Reihe von Reformen, die ihre 
Grundlage in den Arbeiten des Österreich­Konvents ha­
ben, durchgeführt werden konnten. Der Österreich-Kon-
vent war damit als mittel- und langfristig wirkender Ideen- 
und Konzeptlieferant weit erfolgreicher als bekannt. Siehe 
dazu auch Klaus Poier: Steter Tropfen höhlt den Stein. 
Zur Katalysatorfunktion des Österreich-Konvents, in: Bri-
gitte Bierlein/Heinrich Neisser/Klaus Poier (Hg.): Über die 
Pfl icht, ein Optimist zu sein. Herwig Hösele zum 60. Ge­
burtstag. Graz 2013, 99 ff .

5 Vgl. schon Klaus Poier: 2008: Größter Wechsel des poli­
tischen Führungspersonals in der Zweiten Republik – 
Rückblick und Ausblick, in: Beatrix Karl u.a. (Hg.): Steiri­
sches Jahrbuch für Politik 2008. Graz 2009, 37 ff .

6 Vgl. etwa, auf ein Symposium der „Initiative Mehrheits-
wahlrecht und Demokratiereform“ zurückgehend, Klaus 
Poier (Hg.): Demokratie im Umbruch? Perspektiven einer 
Wahlrechtsreform. Wien/Köln/Graz 2009.

7 Siehe die europäische Vergleichsstudie Marie-Cécile 
Escande Varniol/Sylvaine Laulom/Emmanuelle Mazuyer 
(Hg.): Quel droit social dans une Europe en crise? Brüssel 
2012.

8 Vgl. Irmgard Griss: Causa Hypo – Bilanz einer Untersu­
chung, in: Beatrix Karl u.a. (Hg.): Steirisches Jahrbuch für 
Politik 2014. Wien/Köln/Weimar 2015 (in Druck).

9 Siehe den Beitrag: Hermann Schützenhöfer interviewt 
durch Erwin Zankel: „Ich spürte es beim ersten Hände-
druck“, in: Beatrix Karl u.a. (Hg.): Steirisches Jahrbuch für 
Politik 2010. Graz 2011, 123 ff .

10 Vgl. Bettina Vollath: Das steirische Landesbudget: Keine 
neuen Schulden – Ziel erreicht?, in: Beatrix Karl u.a. (Hg.): 
Steirisches Jahrbuch für Politik 2014. Wien/Köln/Weimar 
2015 (in Druck).

11 Siehe dazu und zum Folgenden: http://www.verwaltung.
steiermark.at/cms/ziel/74836278/DE/ (zuletzt eingese­
hen am 28. April 2015).

12 Die Expositur (Außenstelle der Bezirkshauptmannschaft) 
Bad Aussee wurde aufgelassen, während die Expositur 
Gröbming als einzige Expositur in ganz Österreich beste­
hen blieb.

13 Siehe dazu http://www.gemeindestrukturreform.steier-
mark.at/ (zuletzt eingesehen am 28. April 2015).

14 Vgl. Katharina Holzmann: Umsetzung und Bestätigung 
der Steiermärkischen Gemeindestrukturreform, in: Beat­
rix Karl u.a. (Hg.): Steirisches Jahrbuch für Politik 2014. 
Wien/Köln/Weimar 2015 (in Druck).

15 Die Zeit, Ausgabe 7/2012.
16 Vgl. etwa Andreas Khol: MIGROKO vor dem Ende? Auf 

dem Weg in eine neue Republik, in: Andreas Khol u.a. 
(Hg.): Österreichisches Jahrbuch für Politik 2013. Wien/
Köln/Weimar 2014, 3 ff ., hier 11 f.

17 Vgl. schon Klaus Poier: Nationalratswahl 2013: Die öster­
reichische Parteienlandschaft im Umbruch, in: Beatrix 
Karl u.a. (Hg.): Steirisches Jahrbuch für Politik 2013. 
Wien/Köln/Weimar 2014, 189 ff ., hier 193.
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verdoppeln, allerdings trat sie diesmal in 85 % 
der Gemeinden an, während sie 2010 erst in
50 % der Gemeinden kandidiert hatte; mit die­
sem Ergebnis blieb die FPÖ im Übrigen auch 
weit hinter ihren steirischen Ergebnissen bei der 
letzten National rats- bzw. Europawahl zurück. 
Die ÖVP, die in der überwiegenden Mehrheit der 
Fusionsgemeinden den Bürgermeister gestellt 
hatte, verlor etwas mehr als vier Prozentpunkte, 
allerdings von einem sehr hohen Niveau ausge-
hend, nämlich dem zweithöchsten Ergebnis in 
der Zweiten Republik, auf nunmehr 42,72 %. Sie 
konnte damit den Abstand zur SPÖ, die mehr als 
sechs Prozentpunkte auf nunmehr 31,57 % ver-
lor, weiter ausbauen.
Die wirkliche Bewährungsprobe für die Reform-
partnerschaft Steiermark wird freilich 2015 die 
Landtagswahl und in weiterer Folge wohl auch 
die kommende Regierungsbildung und Legisla-
turperiode bringen, nämlich insbesondere hin-
sichtlich der Frage, wie nachhaltig ein derartiger 
Politikwechsel – im Stil und in den Inhalten –  so-
wohl bei den Wählerinnen und Wählern, wie auch 
innerhalb der politischen Parteien wirkt bzw. 
nachwirkt. Der Wahl stellen sich – trotz anders-
lautender Aussagen zu Beginn und über weite 
Teile der Legislaturperiode – die beiden Urheber 
der Reformpartnerschaft, Franz Voves und Her-
mann Schützenhöfer, die beide in ihren Parteien 
dazu gedrängt wurden, diese neue Politik vor 
den Wählern selbst zu verantworten, damit aber 
auch durch den Wahlkampf und darüber hinaus 
zu tragen. Der Tradition der Steirischen Volkspar-
tei, die sich im Selbstverständnis seit Jahrzehn-
ten als die Reformkraft in der Steiermark versteht, 
würde eine Fortsetzung der reformorientierten 
Gestaltungspolitik der zweiten Hälfte des janus­
köpfi gen Dezenniums 2005 bis 2015 jedenfalls 
wesentlich besser entsprechen als eine Neuauf-
lage des davorliegenden Intermezzos.

1 So lautete schon die Überschrift des Regierungsüberein-
kommens von SPÖ und ÖVP für die XVI. Gesetzge­
bungsperiode 2010 bis 2015 vom Oktober 2010 „Re-
formpartnerschaft für die Steiermark“.

2 Franz Voves wurde mit Stimmen der SPÖ, der KPÖ und 
mehrheitlich der ÖVP gewählt, während ihm die Grünen 
die Zustimmung versagten. Siehe dazu die Wortmeldun-
gen der Klubobleute im Steiermärkischen Landtag an-
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Aufgabe der Politik ist es, Lösungen für die Probleme der jeweiligen Zeit 
zu bieten. Dabei sollte Nachhaltigkeit das oberste Gebot sein: Das heißt 
für uns, nicht nur an den nächsten Wahltermin, sondern an die 
nachfolgenden Generationen zu denken. Die Volkspartei steht für die 
ökosoziale Marktwirtschaft und möchte in der Steiermark weiterhin als 
Vordenkerin und „Reformmotor“ wirken. Wichtige Zukunftsthemen sind 
dabei Forschung und Entwicklung, Arbeitsplätze und Mobilität in den 
Regionen.
LABG. MMAG.A BARBARA EIBINGER, KLUBOBFRAU 
DER STEIRISCHEN VOLKSPARTEI

70 Jahre ÖVP heißt auch 70 Jahre Bürgermeisterpartei Österreichs! Denn 
dort, wo es darum geht, den Bürgerinnen und Bürgern nahe zu sein, 
haben wir unsere Stärke! Keine andere Partei fi ndet österreichweit in den 
Gemeinden und Städten so viele Menschen, die bereit sind, voranzugehen 
und Verantwortung zu tragen.
Es kommt ständig herausforderndes und spannendes Neues auf uns zu – 
weder für das Heute, noch für das, was in 20 Jahren sein wird, gibt es 
erprobte Lösungen, die einem sagen, wie man es angehen soll.
Wir alle müssen daher immer wieder das Gewohnte verlassen. Und wir 
müssen die Perspektive wechseln: Fassen wir die anstehenden 
Herausforderungen nicht als Probleme auf, sondern als das, was sie auch 
sein können – als Chance auf Gestaltung und auf eine positive 
Veränderung. 
MAG. SIEGFRIED NAGL, BÜRGERMEISTER DER STADT GRAZ

Ein Sprichwort sagt: „Charakter ist, wie du mit jenen Personen umgehst, 
die nichts für dich tun können.“ Mein Wunsch für die Zukunft an die 
Politik ist, dass in der Gesetzesfi ndung gerade auch jene Bevölkerungs-
gruppen berücksichtigt werden, die keine starke Lobby haben oder nicht 
wahlentscheidend sind.
DR.IN PAULA ASCHAUER, JURISTIN IM PERSONALRESSORT DER 
KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ
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•	Ansicht	des	Josef-Krainer-Hauses	im	Jahr	1980.	Das	1972	gegründete	Bildungszentrum	der	Steirischen	
	Volkspartei	war	über	viele	Jahre	Begegnungsstätte	und	Ort	vieler	Veranstaltungen.	 
Zahlreiche	Ideen	und	Initiativen	wurden	hier	entwickelt	und	letztlich	umgesetzt,	unter	anderem	 
die	Konzeption	und	Herausgabe	der	Zeitschrift	politicum.
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